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BEKANNTMACHUNGEN DER LANDESBEHÖRDEN
 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

dem Amt Lieberose/Oberspreewald und der 


Stadt Cottbus über den Betrieb eines geeigneten
 
elektronischen Personenstandsregisterverfahrens 


sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
 
im Standesamt (AutiSta)
 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
 
Gesch.Z.: 33-347-22
 

Vom 10. September 2013
 

I.
 
Genehmigung
 

Gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Ge
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich 
als zuständige Aufsichtsbehörde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num
mer 1 Buchstabe b GKG die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen dem Amt Lieberose/Oberspreewald und der Stadt Cott
bus über den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personen
standsregisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfah
rens Automation im Standesamt (AutiSta) vom 22.07.2013. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemäß § 24 Ab
satz 4 GKG am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
einschließlich ihrer Genehmigung im „Amtsblatt für Branden
burg“ wirksam. 

Im Auftrag 

Lechleitner 

II. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb 

des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt 


(AutiSta)
 

zwischen dem Amt Lieberose/Oberspreewald
 
Kirchstraße 11, 15913 Straupitz
 
vertreten durch den Amtsdirektor
 
Bernd Boschan
 

im Folgenden „Kommune“ genannt
 

und der Stadt Cottbus, 

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,
 
vertreten durch den Oberbürgermeister
 
Frank Szymanski
 

Vorbemerkung 

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestütztes Fachverfahren für 
ihre elektronischen Personenstandsregister einzuführen, um den 
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im 
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem möchte sie das 
standesamtliche Fachverfahren „AutiSta“ durch ein Rechenzent
rum für sich betreiben lassen. Die Stadt verfügt bereits über ein 
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt für das Land 
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister 
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden. 

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes über die kommu
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBl. I 
S. 194) in der Fassung der letzten Änderung vom 23. September 
2008 (GVBl. I S. 202) schließen die Kommune und die Stadt die 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrneh
mung der Aufgaben im Personenstandswesen: 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

1. 	 Die Stadt verpflichtet sich gemäß § 23 Absatz 1 zweiter 
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf
gaben für die Kommune durchzuführen: 

-	 Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen 
Personenstandsregister und der Sicherungsregister 

-	 Einführung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta. 

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser 
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben 
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzuführen. 

2. 	 Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch für andere 
Kommunen des Landes Brandenburg durchzuführen und 
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesämtern der 
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom
mune erklärt sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen 
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten. 

im Folgenden „Stadt“ genannt 
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§ 2 
Herbeiführung der Funktionsfähigkeit 


und Abnahme des geeigneten elektronischen
 
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
 

Migration, Funktionsfähigkeit und Abnahme des 

IT-Fachverfahrens AutiSta
 

1. 	 Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeiführung 
der Funktionsfähigkeit von der Kommune getestet und ab
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im 
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die 
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering
fügige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme. 

2. 	 Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in 
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert. 
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter 
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und 
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab
nahme erfolgt schriftlich. Geringfügige Abweichungen von 
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei
gerung der Abnahme. 

3. 	 Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die 
Abnahme erklärt, werden die Abweichungen in der Abnah
meerklärung als Mängel aufgeführt. Die Stadt wird die 
Mängel unverzüglich beseitigen. 

4. 	 Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Übersendung der 
schriftlichen Mitteilung der Stadt über den Abschluss ihrer 
Arbeiten zur Einführung eine schriftliche Mängelanzeige, in 
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe
schreibung aufgeführt sind, gilt die Abnahme der Leistung 
als erklärt. 

5. 	Als Leistungsübernahmepunkt gilt der LVN Übergang 
Lipezker Straße, 03046 Cottbus. 

6. 	 Die schriftliche Abnahmeerklärung wird ersetzt durch die 
Aufnahme des Betriebes. 

§ 3 
Zusammenarbeit 

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen 
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang über alle 
wesentlichen Umstände, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu
sammenhängen. Auftretende Probleme sollen unverzüglich und 
einvernehmlich einer Lösung zugeführt werden. Die Kommune 
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen 
in angemessenem Umfang unterstützen. Sie wird ihr insbeson
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstän
dig und rechtzeitig zur Verfügung stellen. 

§ 4 
Kostenerstattung 

1. 	 Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten für den Betrieb 
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung beträgt 
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr. 

2. 	 Die Stadt behält sich begründete Anpassungen der Kosten
erstattung, insbesondere in Fällen der Entgelt- oder Besol
dungserhöhungen im öffentlichen Dienst oder Preisanpas
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten), 
vor. Erhöhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen. 

3. 	 Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat 
nach Zugang des Erhöhungsverlangens diese Vereinbarung 
außerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kün
digen. Das Kündigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt 
die Entgelterhöhungen nicht zu vertreten hat. 

4. 	 Die Kostenerstattung wird jährlich in einem Betrag an die 
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk
samwerden des Vertrages, jede folgende jährliche Zahlung 
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fällig. Der jähr
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr. 
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neiße BLZ 180 50000 
zu überweisen. 

5. 	 Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte 
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche 
Sach- oder Rechtslage ändern, erstattet die Kommune der 
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas
tungen. 

6. 	 Sollten nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung 
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen 
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der 
Stadt. 

§ 5 
Ansprechpartner 

Verantwortlicher Ansprechpartner für die kaufmännischen, in
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott
bus), vertreten durch den Werkleiter Herrn Holger Kelch, Ber
liner Straße 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der 
Amtsdirektor Herr Bernd Boschan. 

§ 6 
Änderungen und Ergänzungen 

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte 
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Änderungen der be
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin
sicht absehbar oder eingetreten sind. 

2. 	 Fällt die Aufgabe bei der Kommune weg, ändern sich die 
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstände auf, 
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen 
angepasst. 

3. 	 Änderungs- bzw. Ergänzungswünsche einer Partei der Ver
einbarung können nach Abschluss dieser Vereinbarung nur 
schriftlich und in beiderseitigem Einverständnis über Inhalt 
und möglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung 
wird hingewiesen. 

§ 7 
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung 

1. 	 Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

2. 	 Die Vereinbarung wird über eine Mindestlaufzeit von fünf 
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kündigung, verlängert 
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver
tragsende schriftlich gekündigt werden. 

3. 	 Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die 
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten 
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt. 

4. 	 Nach Beendigung der Vereinbarung übergibt die Stadt der 
Kommune sämtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und 
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags
verhältnis in einer für die Kommune übernahmefähigen 
Form. Die Datenträger der Stadt werden physikalisch ge
löscht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver
nichtet oder der Kommune ausgehändigt. 

Die Kommune trägt die im Zusammenhang mit der Aushändi
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Löschung 
von Daten auf Datenträger entstehenden Kosten gegenüber der 
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die 
Stadt zur Zahlung fällig. Die Zahlung erfolgt auf das unter 
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt. 

§ 8 
Haftung 

1. 	 Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. 

2. 	 Macht ein Dritter gegenüber der Kommune Ansprüche wegen 
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte 
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungs
gegenstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch be
einträchtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt: 

3. 	 Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe
der den Vereinbarungsgegenstand so ändern oder ersetzen, 
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen 
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz
entgelten gegenüber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten 
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen 
Erstattung des entrichteten Entgeltes abzüglich eines die 
Zeit der Nutzung berücksichtigenden Betrages zurückzu
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die
sen Vereinbarungsgegenstand zurückzugeben. 

4. 	 Voraussetzung für die Haftung der Stadt im Falle der Einre
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die 
Stadt von Ansprüchen Dritter unverzüglich verständigt, die 
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg
liche Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außerge
richtlicher Regelungen der Stadt überlässt oder nur im Ein
vernehmen mit der Stadt führt. Stellt die Kommune die Nut
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Gründen ein, 
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit 
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten 
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. 

5. 	 Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu 
vertreten hat, sind Ansprüche gegen die Stadt ausgeschlos
sen. 

6. 	 Weitergehende Ansprüche der Kommune wegen einer Ver
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen. 

§ 9 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

1. 	 Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar
beitskampfes, höherer Gewalt oder anderer vergleichbarer 
Umstände nicht erbringen kann, treten für die Stadt keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein. 

2. 	 Sieht sich die Stadt in den übernommenen Leistungen be
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverzüglich schrift
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah
lungspflicht befreit. 

3. 	 Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung 
wegfällt, nimmt die Stadt die Leistungen unverzüglich wie
der auf. 

§ 10 
Datenschutz 

Das KRZ verarbeitet die Daten gemäß § 11 des Brandenburgi
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maßgabe der An
lage 2 „Datenschutz“, welche hiermit Bestandteil der Vereinba
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei 
der Datenübermittlung werden von dem Kommunalen Rechen
zentrum der Stadt Cottbus ausdrücklich zugesichert. Das Kom
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemaß
nahmen für Not- und Katastrophenfälle zu. 

§ 11 
Vereinbarung zur gütlichen Einigung 

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig
keiten über Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung 
vor Anrufung der Aufsichtsbehörde nach § 28 GKG eine güt
liche Einigung anzustreben. 

§ 12 
Salvatorische Klausel 

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
werden die Bestimmungen in ihrem übrigen Inhalt davon nicht 
berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche 
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen 
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächs
ten kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken. 

§ 13 
Genehmigung 

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde im Sinne der §§ 24, 27 GKG. 

Cottbus, Straupitz, 
den 22.07.2013 den 05.06.2013 

Frank Szymanski Bernd Boschan 
Oberbürgermeister Amtsdirektor 

Holger Kelch Kerstin Chilla 
Bürgermeister/Werkleiter Stellvertreterin 
des Eigenbetriebes „Kommunales 
Rechenzentrum der Stadt Cottbus“ 

Anlage 1 

1.	 Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen
standsregister und Sicherungsregister 

1.1	 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig

natur- und Archivsoftware 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung
 
- Mandant einrichten
 

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Einweisung der Anwender 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 

1.2	 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrens
lizenz 

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im 
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt 
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen 
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsräu
men) 

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lese
geräte, Scanner 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men (sofern erforderlich) 
- Benennung von Verfahrensverantwortlichen 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.3	 Betrieb 

1.3.1 Sicherstellung des laufenden Betriebes 

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der 
Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit notwendig sind, 
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor
derlichen Ressourcen (Räume, Energie, etc.). Die Stadt 
veranlasst Vorbeugungsmaßnahmen zur Aufrechterhal
tung des störungsfreien Betriebes und stimmt diese Maß
nahmen mit der Kommune ab. 

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht: 

1.3.2 Leistungen der Stadt: 

- Betreiben und zur Verfügung stellen von Hard- und 
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehöri
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeräte, 
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt) 

- Unterstützungsleistungen beim regelmäßigen Aus
tausch von Signaturen 

- Betreiben des Registerverfahrens 
- Betreiben der Signaturarchitektur 
- Betreiben des Archivsystems 
- Betreiben einer Testumgebung 
- Speicherplatzbereitstellung über das SAN 
- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne

ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und 
Archivinfrastruktur 

- Unterstützung bei der Fortschreibung des Betriebs
und Sicherheitskonzepts 

- Steuerung des Verfahrensbetriebs 
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- Änderungsmanagement 
- Konfigurationsmanagement 
- Koordination von regelmäßigen Betriebsbesprechun

gen
 
- Einweisung der Anwender
 

1.3.3 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech
nik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechungen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegeräte, Scan
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchführung ei
gener lokaler Installationen 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.4 Service Level Agreement 

1.4.1 Die Stadt erbringt über ihren Eigenbetrieb „Kommunales 
Rechenzentrum“ folgende Service-Leistungen beim Be
trieb der Anwendung: 

-	 Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

-	 Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level - Annahmezeiten für Störungs
meldungen 

Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem ge
regelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 

dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.
 

Servicezeiten
 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht.
 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 
Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden.
 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)
 
Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der
 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung:
 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.
 

Unbeaufsichtigter Betrieb
 
Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt un
terbrochen werden.
 

Wartungsfenster
 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
 
Voraus informieren.
 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des
 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
 
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Fällen
 
(auch während des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun
den vorher angekündigt.
 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der
 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen.
 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert
 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu. 

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig:
 
RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 
Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

2.	 Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren „Automa
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses 
Fachverfahren ebenfalls und verfügt über eine Version, 
die Rechenzentrum gestützt vorgehalten wird. Aufgrund 
der Funktionalitäten, der informationstechnischen Ab
hängigkeiten und aus Gründen der IT-Sicherheit ist es 
zweckmäßig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch 
die Stadt betreiben zu lassen. 

2.1	 Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens 
AutiSta 

2.1.1 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung (AutiSta via Citrix) 
- Mandant einrichten 
- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver

sionsstand planen und realisieren 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 
- Migration, z. B. für die Überführung der Datenbank, 

für Testarbeiten, für den Produktionsstart und zu Client
systemen 

2.1.2 Folgende Leistungen werden durch die Kommune er
bracht: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz 
- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak

tivitäten 
- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men, z. B. Citrix-Client 
- Fachtest durchführen und Abnahme erklären 

2.2	 Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba
rung erbracht: 

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher
stellung der Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit not
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum 
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum 
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Räume, Energie, 
etc.). 

2.2.1 Leistungen der Stadt: 

- Sicherstellung des lfd. Betriebes des Verfahrens 
- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den 

Pflegeverträgen zur Verfügung stehen 
- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test

und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er
forderlicher Speichermedien) 

- AutiSta Hosting über Citrix-Technologie 
- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemäß SLA 

(siehe Anlage Service Level Agreement) 
- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung 

und Tuning des Verfahrenszugriffs 
- Durchführung von Updates für das Gesamtsystem, 

z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server 
- Durchführung von technischen Verfahrenstests 
- Einweisung der Anwender 

2.2.2 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen 
Technik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechun
gen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen 
Pflegeverträge 

- Bereitstellung der Netzanbindung 
- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und 
Durchführung eigener, lokaler Installationen 

2.3 Service Level Agreement über den Betrieb AutiSta 

Leistungspaket Service 

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta: 

- Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungsmeldun
gen rund um die Uhr per E-Mail aufzugeben. Diese wer
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem gere
gelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 

Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden. 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung: 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung. 

Unbeaufsichtigter Betrieb 

Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B. 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt 
unterbrochen werden. 

Wartungsfenster 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im 
Voraus informieren. 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen 
Fällen (auch während des Wartungsfensters) mindestens 
24 Stunden vorher angekündigt. 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen. 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt: 

Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig: 

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

Anlage 2 

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung 
gemäß § 11 BbgDSG 

§ 1 
Grundsätze 

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschließlich in 
deren Auftrag. Eine Zuständigkeitsübertragung findet nicht statt. 

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) für die Einhaltung der 
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen 
Datenverarbeitung verantwortlich. Für den Test und die Freiga
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftrags
datenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich. 

(3) Die Stadt gewährleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung 
die Konformität der Verarbeitungsprozesse mit den für die Stadt 
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz
rechtlichen Vorschriften. 

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags
verhältnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher
heitsmaßnahmen der Stadt vertraulich zu behandeln. 

§ 2 
Auftrag und Weisungen 

(1) Ergänzungen des Auftrags müssen von der Kommune 
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich übermittelt wer

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind 
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverzüglich 
gegenseitig schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Stadt stellt das gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen
standsverordnung für Daten mit hohem Schutzbedarf erforder
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die 
Kommune sicher. 

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be
sondere Maßgaben fest. 

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen 
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die 
Stadt zwecks Berichtigung oder Löschung seiner Daten wendet, 
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverzüglich an die Kommune 
weiter. 

§ 3 
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt 

(1) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden vor Beginn und während der Datenverarbeitung 
das Recht eingeräumt, nach Vorankündigung während der üb
lichen Geschäftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme 
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und 
der Weisungen der Kommune erfolgt. 

(2) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden die für die Erfüllung ihrer Rechte und Pflichten 
erforderlichen Auskünfte erteilt. Sie können in die auftrags
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen 
und die technischen und organisatorischen Maßnahmen prüfen. 

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverzüglich über ge
plante Veränderungen in der Organisation der Datenverarbei
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie für die Daten
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen
des gilt in Fällen von schwerwiegenden Betriebsstörungen, bei 
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmä
ßigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune. 

(4) Die Kommune prüft die Verarbeitungsergebnisse zumindest 
stichprobenartig und informiert die Stadt unverzüglich, wenn sie 
Fehler oder Unregelmäßigkeiten feststellt. 

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschäftigten, die Zugang zu per
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Daten
geheimnis gem. § 6 BbgDSG. 

§ 4 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der für die elektroni
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta 
geltenden Vorschriften die für den Datenschutz erforderlichen 
technisch-organisatorischen Maßnahmen. Der Kommune wird 
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des 
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni
schen und organisatorischen Maßnahmen, zur Bestätigung vor
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und 
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni
schen und organisatorischen Maßnahmen. 

(2) Der Stadt ist es während der Laufzeit des Datenverarbei
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen 
alternative Maßnahmen gegenüber den ursprünglich vereinbar
ten Maßnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen, 
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird. 

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
soll ergänzend zu und über die nach den Vorschriften für die 
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden 
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass 

1.	 administrative Zugriffe, mit denen Änderungen an automa
tisierten Verfahren bewirkt werden können, technisch abge
sichert und nur von den hierzu ausdrücklich im Rahmen des 
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen 
durchgeführt werden, 

2.	 Unbefugten der Zugang zu Datenträgern, auf denen perso
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz
würdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist, 

3.	 verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In
teresse des Kunden schutzwürdige Daten unbefugt verarbei
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen, 

4.	 eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den 
übrigen Datenbeständen besteht und dass ihr ihre Daten 
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt 
werden können, 

5.	 die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der 
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden können. 

(4) Die Stadt unterstützt die Kommune, soweit erforderlich, bei 
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 BbgDSG 
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato
rischen Maßnahmen. 

(5) Die zur Datenverarbeitung überlassenen Daten werden zu 
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis
sen der Kommune nicht erstellt. 

§ 5 
Revisionssichere Protokollierung 

(1) Veränderungen an und Eingriffe in technische Verfahren 
müssen revisionssicher protokolliert und nach Maßgabe zuvor 
definierter Parameter ausgewertet werden. 

(2) In den Protokollen wird 

1.	 der Zeitpunkt des ändernden Zugriffs, 
2.	 der Grund für den Zugriff, 
3.	 die veranlassende und ausführende Person, 
4.	 die Art der Änderung, 
5.	 der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person 

festgehalten. 

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge
speichert und für Kontrollzwecke bereitgehalten. 

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich sind, nach spätestens 6 Monaten ge
löscht. 

§ 6 
Löschung von Daten und Rückgabe von Datenträgern 

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten händigt die Stadt der 
Kommune sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und 
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam
menhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, aus. Die Datenträger 
der Stadt werden unwiederbringlich gelöscht, Test- und Aus
schussmaterial wird unverzüglich vernichtet oder der Kommune, 
soweit vereinbart, ausgehändigt. Die Löschung bzw. Vernichtung 
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestätigt. 

§ 7 
Unterauftragsverhältnisse 

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der 
Grundlage einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung mit 
der Kommune. 

Die Stadt stellt für diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be
schäftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
(§ 5 BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eröff
nung eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines 
Unterauftragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datenge
heimnis. 

§ 8 
Datenschutzbeauftragter der Stadt 

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG 
bestellt. 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

dem Amt Unterspreewald und der Stadt Cottbus 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
 
des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt
 

(AutiSta)
 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
 
Gesch.Z.: 33-347-22
 

Vom 10. September 2013
 

I.
 
Genehmigung
 

Gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Ge
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich 
als zuständige Aufsichtsbehörde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num
mer 1 Buchstabe b GKG die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen dem Amt Unterspreewald und der Stadt Cottbus über 
den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsre
gisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Auto
mation im Standesamt (AutiSta) vom 22.07.2013. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemäß § 24 Ab
satz 4 GKG am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
einschließlich ihrer Genehmigung im „Amtsblatt für Branden
burg“ wirksam. 

Im Auftrag 

Lechleitner 

II. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb 

des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt 


(AutiSta)
 

zwischen dem Amt Unterspreewald
 
Hauptstraße 41, 15938 Golßen
 
vertreten durch den Amtsdirektor
 
Jens-Hermann Kleine
 

im Folgenden „Kommune“ genannt
 

und der Stadt Cottbus, 

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,
 
vertreten durch den Oberbürgermeister
 
Frank Szymanski
 

im Folgenden „Stadt“ genannt
 

Vorbemerkung 

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestütztes Fachverfahren für 
ihre elektronischen Personenstandsregister einzuführen, um den 
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im 
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem möchte sie das 
standesamtliche Fachverfahren „AutiSta“ durch ein Rechenzent
rum für sich betreiben lassen. Die Stadt verfügt bereits über ein 
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt für das Land 
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister 
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden. 

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes über die kommu
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBl. I 
S. 194) in der Fassung der letzten Änderung vom 23. September 
2008 (GVBl. I S. 202) schließen die Kommune und die Stadt die 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrneh
mung der Aufgaben im Personenstandswesen: 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

1. 	 Die Stadt verpflichtet sich gemäß § 23 Absatz 1 zweiter 
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf
gaben für die Kommune durchzuführen: 

-	 Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen 
Personenstandsregister und der Sicherungsregister 

-	 Einführung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta. 

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser 
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben 
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzuführen. 

2. 	 Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch für andere 
Kommunen des Landes Brandenburg durchzuführen und 
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesämtern der 
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom
mune erklärt sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen 
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten. 
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§ 2 
Herbeiführung der Funktionsfähigkeit 


und Abnahme des geeigneten elektronischen
 
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
 

Migration, Funktionsfähigkeit und Abnahme des 

IT-Fachverfahrens AutiSta
 

1. 	 Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeiführung 
der Funktionsfähigkeit von der Kommune getestet und ab
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im 
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die 
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering
fügige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme. 

2. 	 Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in 
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert. 
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter 
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und 
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab
nahme erfolgt schriftlich. Geringfügige Abweichungen von 
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei
gerung der Abnahme. 

3. 	 Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die 
Abnahme erklärt, werden die Abweichungen in der Abnah
meerklärung als Mängel aufgeführt. Die Stadt wird die 
Mängel unverzüglich beseitigen. 

4. 	 Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Übersendung der 
schriftlichen Mitteilung der Stadt über den Abschluss ihrer 
Arbeiten zur Einführung eine schriftliche Mängelanzeige, in 
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe
schreibung aufgeführt sind, gilt die Abnahme der Leistung 
als erklärt. 

5. 	Als Leistungsübernahmepunkt gilt der LVN Übergang 
Lipezker Straße, 03046 Cottbus. 

6. 	 Die schriftliche Abnahmeerklärung wird ersetzt durch die 
Aufnahme des Betriebes. 

§ 3 
Zusammenarbeit 

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen 
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang über alle 
wesentlichen Umstände, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu
sammenhängen. Auftretende Probleme sollen unverzüglich und 
einvernehmlich einer Lösung zugeführt werden. Die Kommune 
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen 
in angemessenem Umfang unterstützen. Sie wird ihr insbeson
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstän
dig und rechtzeitig zur Verfügung stellen. 

§ 4 
Kostenerstattung 

1. 	 Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten für den Betrieb 
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung beträgt 
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr. 

2. 	 Die Stadt behält sich begründete Anpassungen der Kosten
erstattung, insbesondere in Fällen der Entgelt- oder Besol
dungserhöhungen im öffentlichen Dienst oder Preisanpas
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten), 
vor. Erhöhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen. 

3. 	 Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat 
nach Zugang des Erhöhungsverlangens diese Vereinbarung 
außerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kün
digen. Das Kündigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt 
die Entgelterhöhungen nicht zu vertreten hat. 

4. 	 Die Kostenerstattung wird jährlich in einem Betrag an die 
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk
samwerden des Vertrages, jede folgende jährliche Zahlung 
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fällig. Der jähr
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr. 
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neiße BLZ 180 50000 
zu überweisen. 

5. 	 Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte 
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche 
Sach- oder Rechtslage ändern, erstattet die Kommune der 
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas
tungen. 

6. 	 Sollten nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung 
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen 
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der 
Stadt. 

§ 5 
Ansprechpartner 

Verantwortlicher Ansprechpartner für die kaufmännischen, in
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott
bus), vertreten durch den Werkleiter Herrn Holger Kelch, Ber
liner Straße 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der 
Amtsdirektor Herr Jens-Hermann Kleine. 

§ 6 
Änderungen und Ergänzungen 

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte 
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 



2738 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 43 vom 16. Oktober 2013 

erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Änderungen der be
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin
sicht absehbar oder eingetreten sind. 

2. 	 Fällt die Aufgabe bei der Kommune weg, ändern sich die 
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstände auf, 
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen 
angepasst. 

3. 	 Änderungs- bzw. Ergänzungswünsche einer Partei der Ver
einbarung können nach Abschluss dieser Vereinbarung nur 
schriftlich und in beiderseitigem Einverständnis über Inhalt 
und möglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung 
wird hingewiesen. 

§ 7 
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung 

1. 	 Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

2. 	 Die Vereinbarung wird über eine Mindestlaufzeit von fünf 
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kündigung, verlängert 
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver
tragsende schriftlich gekündigt werden. 

3. 	 Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die 
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten 
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt. 

4. 	 Nach Beendigung der Vereinbarung übergibt die Stadt der 
Kommune sämtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und 
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags
verhältnis in einer für die Kommune übernahmefähigen 
Form. Die Datenträger der Stadt werden physikalisch ge
löscht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver
nichtet oder der Kommune ausgehändigt. 

Die Kommune trägt die im Zusammenhang mit der Aushändi
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Löschung 
von Daten auf Datenträger entstehenden Kosten gegenüber der 
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die 
Stadt zur Zahlung fällig. Die Zahlung erfolgt auf das unter 
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt. 

§ 8 
Haftung 

1. 	 Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. 

2. 	 Macht ein Dritter gegenüber der Kommune Ansprüche wegen 
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte 
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungs
gegenstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch be
einträchtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt: 

3. 	 Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe
der den Vereinbarungsgegenstand so ändern oder ersetzen, 
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen 
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz
entgelten gegenüber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten 
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen 
Erstattung des entrichteten Entgeltes abzüglich eines die 
Zeit der Nutzung berücksichtigenden Betrages zurückzu
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die
sen Vereinbarungsgegenstand zurückzugeben. 

4. 	 Voraussetzung für die Haftung der Stadt im Falle der Einre
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die 
Stadt von Ansprüchen Dritter unverzüglich verständigt, die 
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg
liche Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außerge
richtlicher Regelungen der Stadt überlässt oder nur im Ein
vernehmen mit der Stadt führt. Stellt die Kommune die Nut
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Gründen ein, 
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit 
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten 
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. 

5. 	 Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu 
vertreten hat, sind Ansprüche gegen die Stadt ausgeschlos
sen. 

6. 	 Weitergehende Ansprüche der Kommune wegen einer Ver
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen. 

§ 9 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

1. 	 Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar
beitskampfes, höherer Gewalt oder anderer vergleichbarer 
Umstände nicht erbringen kann, treten für die Stadt keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein. 

2. 	 Sieht sich die Stadt in den übernommenen Leistungen be
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverzüglich schrift
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah
lungspflicht befreit. 

3. 	 Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung 
wegfällt, nimmt die Stadt die Leistungen unverzüglich wie
der auf. 

§ 10 
Datenschutz 

Das KRZ verarbeitet die Daten gemäß § 11 des Brandenburgi
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maßgabe der An
lage 2 „Datenschutz“, welche hiermit Bestandteil der Vereinba
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei 
der Datenübermittlung werden von dem Kommunalen Rechen
zentrum der Stadt Cottbus ausdrücklich zugesichert. Das Kom
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemaß
nahmen für Not- und Katastrophenfälle zu. 

§ 11 
Vereinbarung zur gütlichen Einigung 

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig
keiten über Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung 
vor Anrufung der Aufsichtsbehörde nach § 28 GKG eine güt
liche Einigung anzustreben. 

§ 12 
Salvatorische Klausel 

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
werden die Bestimmungen in ihrem übrigen Inhalt davon nicht 
berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche 
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen 
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächs
ten kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken. 

§ 13 
Genehmigung 

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde im Sinne der §§ 24, 27 GKG. 

Cottbus, Golßen, 
den 22.07.2013 den 05.06.2013 

Frank Szymanski Jens-Hermann Kleine 
Oberbürgermeister Amtsdirektor 

Holger Kelch Sigrid Schliebner 
Bürgermeister/Werkleiter Stellvertreterin 
des Eigenbetriebes „Kommunales 
Rechenzentrum der Stadt Cottbus“ 

Anlage 1 

1.	 Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen
standsregister und Sicherungsregister 

1.1	 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig

natur- und Archivsoftware 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung
 
- Mandant einrichten
 

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Einweisung der Anwender 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 

1.2	 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrens
lizenz 

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im 
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt 
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen 
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsräu
men) 

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lese
geräte, Scanner 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men (sofern erforderlich) 
- Benennung von Verfahrensverantwortlichen 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.3	 Betrieb 

1.3.1 Sicherstellung des laufenden Betriebes 

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der 
Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit notwendig sind, 
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor
derlichen Ressourcen (Räume, Energie, etc.). Die Stadt 
veranlasst Vorbeugungsmaßnahmen zur Aufrechterhal
tung des störungsfreien Betriebes und stimmt diese Maß
nahmen mit der Kommune ab. 

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht: 

1.3.2 Leistungen der Stadt: 

- Betreiben und zur Verfügung stellen von Hard- und 
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehöri
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeräte, 
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt) 

- Unterstützungsleistungen beim regelmäßigen Aus
tausch von Signaturen 

- Betreiben des Registerverfahrens 
- Betreiben der Signaturarchitektur 
- Betreiben des Archivsystems 
- Betreiben einer Testumgebung 
- Speicherplatzbereitstellung über das SAN 
- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne

ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und 
Archivinfrastruktur 

- Unterstützung bei der Fortschreibung des Betriebs
und Sicherheitskonzepts 

- Steuerung des Verfahrensbetriebs 
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- Änderungsmanagement 
- Konfigurationsmanagement 
- Koordination von regelmäßigen Betriebsbesprechun

gen
 
- Einweisung der Anwender
 

1.3.3 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech
nik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechungen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegeräte, Scan
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchführung ei
gener lokaler Installationen 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.4 Service Level Agreement 

1.4.1 Die Stadt erbringt über ihren Eigenbetrieb „Kommunales 
Rechenzentrum“ folgende Service-Leistungen beim Be
trieb der Anwendung: 

-	 Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

-	 Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level - Annahmezeiten für Störungs
meldungen 

Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem ge
regelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 

dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.
 

Servicezeiten
 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht.
 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 
Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden.
 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)
 
Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der
 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung:
 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.
 

Unbeaufsichtigter Betrieb
 
Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt un
terbrochen werden.
 

Wartungsfenster
 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
 
Voraus informieren.
 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des
 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
 
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Fällen
 
(auch während des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun
den vorher angekündigt.
 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der
 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen.
 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert
 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu. 

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig:
 
RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 
Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

2.	 Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren „Automa
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses 
Fachverfahren ebenfalls und verfügt über eine Version, 
die Rechenzentrum gestützt vorgehalten wird. Aufgrund 
der Funktionalitäten, der informationstechnischen Ab
hängigkeiten und aus Gründen der IT-Sicherheit ist es 
zweckmäßig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch 
die Stadt betreiben zu lassen. 

2.1	 Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens 
AutiSta 

2.1.1 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung (AutiSta via Citrix) 
- Mandant einrichten 
- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver

sionsstand planen und realisieren 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 
- Migration, z. B. für die Überführung der Datenbank, 

für Testarbeiten, für den Produktionsstart und zu Client
systemen 

2.1.2 Folgende Leistungen werden durch die Kommune er
bracht: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz 
- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak

tivitäten 
- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men, z. B. Citrix-Client 
- Fachtest durchführen und Abnahme erklären 

2.2	 Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba
rung erbracht: 

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher
stellung der Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit not
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum 
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum 
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Räume, Energie, 
etc.). 

2.2.1 Leistungen der Stadt: 

- Sicherstellung des lfd. Betriebes des Verfahrens 
- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den 

Pflegeverträgen zur Verfügung stehen 
- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test

und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er
forderlicher Speichermedien) 

- AutiSta Hosting über Citrix-Technologie 
- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemäß SLA 

(siehe Anlage Service Level Agreement) 
- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung 

und Tuning des Verfahrenszugriffs 
- Durchführung von Updates für das Gesamtsystem, 

z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server 
- Durchführung von technischen Verfahrenstests 
- Einweisung der Anwender 

2.2.2 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen 
Technik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechun
gen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen 
Pflegeverträge 

- Bereitstellung der Netzanbindung 
- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und 
Durchführung eigener, lokaler Installationen 

2.3 Service Level Agreement über den Betrieb AutiSta 

Leistungspaket Service 

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta: 

- Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungsmeldun
gen rund um die Uhr per E-Mail aufzugeben. Diese wer
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem gere
gelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 

Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden. 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung: 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung. 

Unbeaufsichtigter Betrieb 

Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B. 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt 
unterbrochen werden. 

Wartungsfenster 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im 
Voraus informieren. 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen 
Fällen (auch während des Wartungsfensters) mindestens 
24 Stunden vorher angekündigt. 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen. 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt: 

Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de


2743 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 43 vom 16. Oktober 2013 

Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig: 

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

Anlage 2 

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung 
gemäß § 11 BbgDSG 

§ 1 
Grundsätze 

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschließlich in 
deren Auftrag. Eine Zuständigkeitsübertragung findet nicht statt. 

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) für die Einhaltung der 
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen 
Datenverarbeitung verantwortlich. Für den Test und die Freiga
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftrags
datenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich. 

(3) Die Stadt gewährleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung 
die Konformität der Verarbeitungsprozesse mit den für die Stadt 
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz
rechtlichen Vorschriften. 

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags
verhältnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher
heitsmaßnahmen der Stadt vertraulich zu behandeln. 

§ 2 
Auftrag und Weisungen 

(1) Ergänzungen des Auftrags müssen von der Kommune 
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich übermittelt wer

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind 
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverzüglich 
gegenseitig schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Stadt stellt das gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen
standsverordnung für Daten mit hohem Schutzbedarf erforder
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die 
Kommune sicher. 

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be
sondere Maßgaben fest. 

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen 
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die 
Stadt zwecks Berichtigung oder Löschung seiner Daten wendet, 
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverzüglich an die Kommune 
weiter. 

§ 3 
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt 

(1) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden vor Beginn und während der Datenverarbeitung 
das Recht eingeräumt, nach Vorankündigung während der üb
lichen Geschäftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme 
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und 
der Weisungen der Kommune erfolgt. 

(2) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden die für die Erfüllung ihrer Rechte und Pflichten 
erforderlichen Auskünfte erteilt. Sie können in die auftrags
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen 
und die technischen und organisatorischen Maßnahmen prüfen. 

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverzüglich über ge
plante Veränderungen in der Organisation der Datenverarbei
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie für die Daten
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen
des gilt in Fällen von schwerwiegenden Betriebsstörungen, bei 
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmä
ßigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune. 

(4) Die Kommune prüft die Verarbeitungsergebnisse zumindest 
stichprobenartig und informiert die Stadt unverzüglich, wenn sie 
Fehler oder Unregelmäßigkeiten feststellt. 

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschäftigten, die Zugang zu per
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Daten
geheimnis gem. § 6 BbgDSG. 

§ 4 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der für die elektroni
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta 
geltenden Vorschriften die für den Datenschutz erforderlichen 
technisch-organisatorischen Maßnahmen. Der Kommune wird 
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des 
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni
schen und organisatorischen Maßnahmen, zur Bestätigung vor
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und 
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni
schen und organisatorischen Maßnahmen. 

(2) Der Stadt ist es während der Laufzeit des Datenverarbei
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen 
alternative Maßnahmen gegenüber den ursprünglich vereinbar
ten Maßnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen, 
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird. 

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
soll ergänzend zu und über die nach den Vorschriften für die 
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden 
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass 

1.	 administrative Zugriffe, mit denen Änderungen an automa
tisierten Verfahren bewirkt werden können, technisch abge
sichert und nur von den hierzu ausdrücklich im Rahmen des 
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen 
durchgeführt werden, 

2.	 Unbefugten der Zugang zu Datenträgern, auf denen perso
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz
würdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist, 

3.	 verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In
teresse des Kunden schutzwürdige Daten unbefugt verarbei
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen, 

4.	 eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den 
übrigen Datenbeständen besteht und dass ihr ihre Daten 
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt 
werden können, 

5.	 die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der 
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden können. 

(4) Die Stadt unterstützt die Kommune, soweit erforderlich, bei 
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 BbgDSG 
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato
rischen Maßnahmen. 

(5) Die zur Datenverarbeitung überlassenen Daten werden zu 
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis
sen der Kommune nicht erstellt. 

§ 5 
Revisionssichere Protokollierung 

(1) Veränderungen an und Eingriffe in technische Verfahren 
müssen revisionssicher protokolliert und nach Maßgabe zuvor 
definierter Parameter ausgewertet werden. 

(2) In den Protokollen wird 

1.	 der Zeitpunkt des ändernden Zugriffs, 
2.	 der Grund für den Zugriff, 
3.	 die veranlassende und ausführende Person, 
4.	 die Art der Änderung, 
5.	 der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person 

festgehalten. 

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge
speichert und für Kontrollzwecke bereitgehalten. 

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich sind, nach spätestens 6 Monaten ge
löscht. 

§ 6 
Löschung von Daten und Rückgabe von Datenträgern 

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten händigt die Stadt der 
Kommune sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und 
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam
menhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, aus. Die Datenträger 
der Stadt werden unwiederbringlich gelöscht, Test- und Aus
schussmaterial wird unverzüglich vernichtet oder der Kommune, 
soweit vereinbart, ausgehändigt. Die Löschung bzw. Vernichtung 
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestätigt. 

§ 7 
Unterauftragsverhältnisse 

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der 
Grundlage einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung mit 
der Kommune. 

Die Stadt stellt für diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be
schäftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
(§ 5 BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eröff
nung eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines 
Unterauftragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datenge
heimnis. 

§ 8 
Datenschutzbeauftragter der Stadt 

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG 
bestellt. 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

der Stadt Bernau bei Berlin und der Stadt Cottbus 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
 
des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt
 

(AutiSta)
 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
 
Gesch.Z.: 33-347-22
 

Vom 10. September 2013
 

I.
 
Genehmigung
 

Gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Ge
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich 
als zuständige Aufsichtsbehörde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num
mer 1 Buchstabe b GKG die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen der Stadt Bernau bei Berlin und der Stadt Cottbus über 
den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsre
gisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Auto
mation im Standesamt (AutiSta) vom 16.08.2013. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemäß § 24 Ab
satz 4 GKG am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
einschließlich ihrer Genehmigung im „Amtsblatt für Branden
burg“ wirksam. 

Im Auftrag 

Lechleitner 

II. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb 

des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt 


(AutiSta)
 

zwischen der Stadt Bernau bei Berlin
 
Marktplatz 2, 16321 Bernau bei Berlin
 
vertreten durch den Bürgermeister
 
Hubert Handke
 

im Folgenden „Kommune“ genannt
 

und der Stadt Cottbus, 

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,
 
vertreten durch den Oberbürgermeister
 
Frank Szymanski
 

im Folgenden „Stadt“ genannt
 

Vorbemerkung 

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestütztes Fachverfahren für 
ihre elektronischen Personenstandsregister einzuführen, um den 
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im 
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem möchte sie das 
standesamtliche Fachverfahren „AutiSta“ durch ein Rechenzent
rum für sich betreiben lassen. Die Stadt verfügt bereits über ein 
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt für das Land 
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister 
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden. 

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes über die kommu
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBl. I 
S. 194) in der Fassung der letzten Änderung vom 23. September 
2008 (GVBl. I S. 202) schließen die Kommune und die Stadt die 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrneh
mung der Aufgaben im Personenstandswesen: 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

1. 	 Die Stadt verpflichtet sich gemäß § 23 Absatz 1 zweiter 
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf
gaben für die Kommune durchzuführen: 

-	 Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen 
Personenstandsregister und der Sicherungsregister 

-	 Einführung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta. 

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser 
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben 
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzuführen. 

2. 	 Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch für andere 
Kommunen des Landes Brandenburg durchzuführen und 
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesämtern der 
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom
mune erklärt sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen 
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten. 
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§ 2 
Herbeiführung der Funktionsfähigkeit 


und Abnahme des geeigneten elektronischen
 
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
 

Migration, Funktionsfähigkeit und Abnahme des 

IT-Fachverfahrens AutiSta
 

1. 	 Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeiführung 
der Funktionsfähigkeit von der Kommune getestet und ab
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im 
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die 
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering
fügige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme. 

2. 	 Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in 
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert. 
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter 
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und 
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab
nahme erfolgt schriftlich. Geringfügige Abweichungen von 
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei
gerung der Abnahme. 

3. 	 Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die 
Abnahme erklärt, werden die Abweichungen in der Abnah
meerklärung als Mängel aufgeführt. Die Stadt wird die 
Mängel unverzüglich beseitigen. 

4. 	 Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Übersendung der 
schriftlichen Mitteilung der Stadt über den Abschluss ihrer 
Arbeiten zur Einführung eine schriftliche Mängelanzeige, in 
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe
schreibung aufgeführt sind, gilt die Abnahme der Leistung 
als erklärt. 

5. 	Als Leistungsübernahmepunkt gilt der LVN Übergang 
Lipezker Straße, 03046 Cottbus. 

6. 	 Die schriftliche Abnahmeerklärung wird ersetzt durch die 
Aufnahme des Betriebes. 

§ 3 
Zusammenarbeit 

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen 
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang über alle 
wesentlichen Umstände, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu
sammenhängen. Auftretende Probleme sollen unverzüglich und 
einvernehmlich einer Lösung zugeführt werden. Die Kommune 
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen 
in angemessenem Umfang unterstützen. Sie wird ihr insbeson
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstän
dig und rechtzeitig zur Verfügung stellen. 

§ 4 
Kostenerstattung 

1. 	 Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten für den Betrieb 
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung beträgt 
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr. 

2. 	 Die Stadt behält sich begründete Anpassungen der Kosten
erstattung, insbesondere in Fällen der Entgelt- oder Besol
dungserhöhungen im öffentlichen Dienst oder Preisanpas
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten), 
vor. Erhöhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen. 

3. 	 Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat 
nach Zugang des Erhöhungsverlangens diese Vereinbarung 
außerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kün
digen. Das Kündigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt 
die Entgelterhöhungen nicht zu vertreten hat. 

4. 	 Die Kostenerstattung wird jährlich in einem Betrag an die 
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk
samwerden des Vertrages, jede folgende jährliche Zahlung 
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fällig. Der jähr
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr. 
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neiße BLZ 180 50000 
zu überweisen. 

5. 	 Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte 
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche 
Sach- oder Rechtslage ändern, erstattet die Kommune der 
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas
tungen. 

6. 	 Sollten nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung 
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen 
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der 
Stadt. 

§ 5 
Ansprechpartner 

Verantwortlicher Ansprechpartner für die kaufmännischen, in
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott
bus), vertreten durch den Werkleiter Herrn Holger Kelch, Ber
liner Straße 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der 
Bürgermeister Herr Hubert Handke. 

§ 6 
Änderungen und Ergänzungen 

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte 
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Änderungen der be
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin
sicht absehbar oder eingetreten sind. 

2. 	 Fällt die Aufgabe bei der Kommune weg, ändern sich die 
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstände auf, 
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen 
angepasst. 

3. 	 Änderungs- bzw. Ergänzungswünsche einer Partei der Ver
einbarung können nach Abschluss dieser Vereinbarung nur 
schriftlich und in beiderseitigem Einverständnis über Inhalt 
und möglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung 
wird hingewiesen. 

§ 7 
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung 

1. 	 Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

2. 	 Die Vereinbarung wird über eine Mindestlaufzeit von fünf 
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kündigung, verlängert 
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver
tragsende schriftlich gekündigt werden. 

3. 	 Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die 
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten 
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt. 

4. 	 Nach Beendigung der Vereinbarung übergibt die Stadt der 
Kommune sämtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und 
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags
verhältnis in einer für die Kommune übernahmefähigen 
Form. Die Datenträger der Stadt werden physikalisch ge
löscht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver
nichtet oder der Kommune ausgehändigt. 

Die Kommune trägt die im Zusammenhang mit der Aushändi
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Löschung 
von Daten auf Datenträger entstehenden Kosten gegenüber der 
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die 
Stadt zur Zahlung fällig. Die Zahlung erfolgt auf das unter 
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt. 

§ 8 
Haftung 

1. 	 Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. 

2. 	 Macht ein Dritter gegenüber der Kommune Ansprüche wegen 
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte 
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungs
gegenstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch be
einträchtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt: 

3. 	 Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe
der den Vereinbarungsgegenstand so ändern oder ersetzen, 
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen 
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz
entgelten gegenüber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten 
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen 
Erstattung des entrichteten Entgeltes abzüglich eines die 
Zeit der Nutzung berücksichtigenden Betrages zurückzu
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die
sen Vereinbarungsgegenstand zurückzugeben. 

4. 	 Voraussetzung für die Haftung der Stadt im Falle der Einre
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die 
Stadt von Ansprüchen Dritter unverzüglich verständigt, die 
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg
liche Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außerge
richtlicher Regelungen der Stadt überlässt oder nur im Ein
vernehmen mit der Stadt führt. Stellt die Kommune die Nut
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Gründen ein, 
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit 
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten 
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. 

5. 	 Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu 
vertreten hat, sind Ansprüche gegen die Stadt ausgeschlos
sen. 

6. 	 Weitergehende Ansprüche der Kommune wegen einer Ver
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen. 

§ 9 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

1. 	 Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar
beitskampfes, höherer Gewalt oder anderer vergleichbarer 
Umstände nicht erbringen kann, treten für die Stadt keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein. 

2. 	 Sieht sich die Stadt in den übernommenen Leistungen be
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverzüglich schrift
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah
lungspflicht befreit. 

3. 	 Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung 
wegfällt, nimmt die Stadt die Leistungen unverzüglich wie
der auf. 

§ 10 
Datenschutz 

Das KRZ verarbeitet die Daten gemäß § 11 des Brandenburgi
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maßgabe der An
lage 2 „Datenschutz“, welche hiermit Bestandteil der Vereinba
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei 
der Datenübermittlung werden von dem Kommunalen Rechen
zentrum der Stadt Cottbus ausdrücklich zugesichert. Das Kom
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemaß
nahmen für Not- und Katastrophenfälle zu. 

§ 11 
Vereinbarung zur gütlichen Einigung 

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig
keiten über Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung 
vor Anrufung der Aufsichtsbehörde nach § 28 GKG eine güt
liche Einigung anzustreben. 

§ 12 
Salvatorische Klausel 

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
werden die Bestimmungen in ihrem übrigen Inhalt davon nicht 
berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche 
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen 
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächs
ten kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken. 

§ 13 
Genehmigung 

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde im Sinne der §§ 24, 27 GKG. 

Cottbus, Bernau bei Berlin, 
den 16.08.2013 den 17.06.2013 

Frank Szymanski Hubert Handke 
Oberbürgermeister Bürgermeister 

Holger Kelch Eckhard Illge 
Bürgermeister/Werkleiter Stellvertreter 
des Eigenbetriebes „Kommunales 
Rechenzentrum der Stadt Cottbus“ 

Anlage 1 

1.	 Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen
standsregister und Sicherungsregister 

1.1	 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig

natur- und Archivsoftware 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung 
- Mandant einrichten 

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Einweisung der Anwender 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 

1.2	 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrens
lizenz 

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im 
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt 
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen 
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsräu
men) 

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lese
geräte, Scanner 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men (sofern erforderlich) 
- Benennung von Verfahrensverantwortlichen 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.3	 Betrieb 

1.3.1 Sicherstellung des laufenden Betriebes 

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der 
Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit notwendig sind, 
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor
derlichen Ressourcen (Räume, Energie, etc.). Die Stadt 
veranlasst Vorbeugungsmaßnahmen zur Aufrechterhal
tung des störungsfreien Betriebes und stimmt diese Maß
nahmen mit der Kommune ab. 

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht: 

1.3.2 Leistungen der Stadt: 

- Betreiben und zur Verfügung stellen von Hard- und 
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehöri
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeräte, 
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt) 

- Unterstützungsleistungen beim regelmäßigen Aus
tausch von Signaturen 

- Betreiben des Registerverfahrens 
- Betreiben der Signaturarchitektur 
- Betreiben des Archivsystems 
- Betreiben einer Testumgebung 
- Speicherplatzbereitstellung über das SAN 
- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne

ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und 
Archivinfrastruktur 

- Unterstützung bei der Fortschreibung des Betriebs
und Sicherheitskonzepts 

- Steuerung des Verfahrensbetriebs 
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- Änderungsmanagement 
- Konfigurationsmanagement 
- Koordination von regelmäßigen Betriebsbesprechun

gen
 
- Einweisung der Anwender
 

1.3.3 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech
nik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechungen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegeräte, Scan
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchführung ei
gener lokaler Installationen 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.4 Service Level Agreement 

1.4.1 Die Stadt erbringt über ihren Eigenbetrieb „Kommunales 
Rechenzentrum“ folgende Service-Leistungen beim Be
trieb der Anwendung: 

-	 Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

-	 Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level - Annahmezeiten für Störungs
meldungen 

Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem ge
regelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 

dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.
 

Servicezeiten
 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht.
 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 
Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden.
 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)
 
Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der
 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung:
 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.
 

Unbeaufsichtigter Betrieb
 
Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt un
terbrochen werden.
 

Wartungsfenster
 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
 
Voraus informieren.
 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des
 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
 
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Fällen
 
(auch während des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun
den vorher angekündigt.
 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der
 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen.
 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert
 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu. 

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig:
 
RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 
Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

2.	 Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren „Automa
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses 
Fachverfahren ebenfalls und verfügt über eine Version, 
die Rechenzentrum gestützt vorgehalten wird. Aufgrund 
der Funktionalitäten, der informationstechnischen Ab
hängigkeiten und aus Gründen der IT-Sicherheit ist es 
zweckmäßig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch 
die Stadt betreiben zu lassen. 

2.1	 Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens 
AutiSta 

2.1.1 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung (AutiSta via Citrix) 
- Mandant einrichten 
- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver

sionsstand planen und realisieren 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 
- Migration, z. B. für die Überführung der Datenbank, 

für Testarbeiten, für den Produktionsstart und zu Client
systemen 

2.1.2 Folgende Leistungen werden durch die Kommune er
bracht: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz 
- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak

tivitäten 
- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men, z. B. Citrix-Client 
- Fachtest durchführen und Abnahme erklären 

2.2	 Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba
rung erbracht: 

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher
stellung der Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit not
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum 
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum 
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Räume, Energie, 
etc.). 

2.2.1 Leistungen der Stadt: 

- Sicherstellung des lfd. Betriebes des Verfahrens 
- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den 

Pflegeverträgen zur Verfügung stehen 
- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test

und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er
forderlicher Speichermedien) 

- AutiSta Hosting über Citrix-Technologie 
- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemäß SLA 

(siehe Anlage Service Level Agreement) 
- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung 

und Tuning des Verfahrenszugriffs 
- Durchführung von Updates für das Gesamtsystem, 

z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server 
- Durchführung von technischen Verfahrenstests 
- Einweisung der Anwender 

2.2.2 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen 
Technik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechun
gen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen 
Pflegeverträge 

- Bereitstellung der Netzanbindung 
- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und 
Durchführung eigener, lokaler Installationen 

2.3 Service Level Agreement über den Betrieb AutiSta 

Leistungspaket Service 

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta: 

- Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungsmeldun
gen rund um die Uhr per E-Mail aufzugeben. Diese wer
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem gere
gelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 

Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden. 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung: 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung. 

Unbeaufsichtigter Betrieb 

Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B. 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt 
unterbrochen werden. 

Wartungsfenster 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im 
Voraus informieren. 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen 
Fällen (auch während des Wartungsfensters) mindestens 
24 Stunden vorher angekündigt. 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen. 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt: 

Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig: 

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

Anlage 2 

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung 
gemäß § 11 BbgDSG 

§ 1 
Grundsätze 

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschließlich in 
deren Auftrag. Eine Zuständigkeitsübertragung findet nicht statt. 

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) für die Einhaltung der 
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen 
Datenverarbeitung verantwortlich. Für den Test und die Freiga
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftrags
datenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich. 

(3) Die Stadt gewährleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung 
die Konformität der Verarbeitungsprozesse mit den für die Stadt 
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz
rechtlichen Vorschriften. 

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags
verhältnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher
heitsmaßnahmen der Stadt vertraulich zu behandeln. 

§ 2 
Auftrag und Weisungen 

(1) Ergänzungen des Auftrags müssen von der Kommune 
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich übermittelt wer

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind 
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverzüglich 
gegenseitig schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Stadt stellt das gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen
standsverordnung für Daten mit hohem Schutzbedarf erforder
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die 
Kommune sicher. 

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be
sondere Maßgaben fest. 

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen 
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die 
Stadt zwecks Berichtigung oder Löschung seiner Daten wendet, 
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverzüglich an die Kommune 
weiter. 

§ 3 
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt 

(1) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden vor Beginn und während der Datenverarbeitung 
das Recht eingeräumt, nach Vorankündigung während der üb
lichen Geschäftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme 
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und 
der Weisungen der Kommune erfolgt. 

(2) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden die für die Erfüllung ihrer Rechte und Pflichten 
erforderlichen Auskünfte erteilt. Sie können in die auftrags
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen 
und die technischen und organisatorischen Maßnahmen prüfen. 

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverzüglich über ge
plante Veränderungen in der Organisation der Datenverarbei
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie für die Daten
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen
des gilt in Fällen von schwerwiegenden Betriebsstörungen, bei 
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmä
ßigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune. 

(4) Die Kommune prüft die Verarbeitungsergebnisse zumindest 
stichprobenartig und informiert die Stadt unverzüglich, wenn sie 
Fehler oder Unregelmäßigkeiten feststellt. 

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschäftigten, die Zugang zu per
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Daten
geheimnis gem. § 6 BbgDSG. 

§ 4 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der für die elektroni
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta 
geltenden Vorschriften die für den Datenschutz erforderlichen 
technisch-organisatorischen Maßnahmen. Der Kommune wird 
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des 
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni
schen und organisatorischen Maßnahmen, zur Bestätigung vor
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und 
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni
schen und organisatorischen Maßnahmen. 

(2) Der Stadt ist es während der Laufzeit des Datenverarbei
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen 
alternative Maßnahmen gegenüber den ursprünglich vereinbar
ten Maßnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen, 
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird. 

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
soll ergänzend zu und über die nach den Vorschriften für die 
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden 
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass 

1.	 administrative Zugriffe, mit denen Änderungen an automa
tisierten Verfahren bewirkt werden können, technisch abge
sichert und nur von den hierzu ausdrücklich im Rahmen des 
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen 
durchgeführt werden, 

2.	 Unbefugten der Zugang zu Datenträgern, auf denen perso
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz
würdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist, 

3.	 verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In
teresse des Kunden schutzwürdige Daten unbefugt verarbei
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen, 

4.	 eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den 
übrigen Datenbeständen besteht und dass ihr ihre Daten 
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt 
werden können, 

5.	 die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der 
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden können. 

(4) Die Stadt unterstützt die Kommune, soweit erforderlich, bei 
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 BbgDSG 
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato
rischen Maßnahmen. 

(5) Die zur Datenverarbeitung überlassenen Daten werden zu 
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis
sen der Kommune nicht erstellt. 

§ 5 
Revisionssichere Protokollierung 

(1) Veränderungen an und Eingriffe in technische Verfahren 
müssen revisionssicher protokolliert und nach Maßgabe zuvor 
definierter Parameter ausgewertet werden. 

(2) In den Protokollen wird 

1.	 der Zeitpunkt des ändernden Zugriffs, 
2.	 der Grund für den Zugriff, 
3.	 die veranlassende und ausführende Person, 
4.	 die Art der Änderung, 
5.	 der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person 

festgehalten. 

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge
speichert und für Kontrollzwecke bereitgehalten. 

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich sind, nach spätestens 6 Monaten ge
löscht. 

§ 6 
Löschung von Daten und Rückgabe von Datenträgern 

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten händigt die Stadt der 
Kommune sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und 
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam
menhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, aus. Die Datenträger 
der Stadt werden unwiederbringlich gelöscht, Test- und Aus
schussmaterial wird unverzüglich vernichtet oder der Kommune, 
soweit vereinbart, ausgehändigt. Die Löschung bzw. Vernichtung 
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestätigt. 

§ 7 
Unterauftragsverhältnisse 

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der 
Grundlage einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung mit 
der Kommune. 

Die Stadt stellt für diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be
schäftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
(§ 5 BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eröff
nung eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines 
Unterauftragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datenge
heimnis. 

§ 8 
Datenschutzbeauftragter der Stadt 

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG 
bestellt. 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

der Stadt Eisenhüttenstadt und der Stadt Cottbus 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
 
des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt
 

(AutiSta)
 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
 
Gesch.Z.: 33-347-22
 

Vom 10. September 2013
 

I.
 
Genehmigung
 

Gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Ge
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich 
als zuständige Aufsichtsbehörde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num
mer 1 Buchstabe b GKG die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen der Stadt Eisenhüttenstadt und der Stadt Cottbus über 
den Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsre
gisterverfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Auto
mation im Standesamt (AutiSta) vom 22.07.2013. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemäß § 24 Ab
satz 4 GKG am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
einschließlich ihrer Genehmigung im „Amtsblatt für Branden
burg“ wirksam. 

Im Auftrag 

Lechleitner 

II. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb 

des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt 


(AutiSta)
 

zwischen der Stadt Eisenhüttenstadt
 
Zentraler Platz 1, 15890 Eisenhüttenstadt
 
vertreten durch die Bürgermeisterin
 
Dagmar Püschel
 

im Folgenden „Kommune“ genannt
 

und der Stadt Cottbus, 

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,
 
vertreten durch den Oberbürgermeister
 
Frank Szymanski
 

im Folgenden „Stadt“ genannt
 

Vorbemerkung 

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestütztes Fachverfahren für 
ihre elektronischen Personenstandsregister einzuführen, um den 
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im 
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem möchte sie das 
standesamtliche Fachverfahren „AutiSta“ durch ein Rechenzent
rum für sich betreiben lassen. Die Stadt verfügt bereits über ein 
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt für das Land 
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister 
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden. 

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes über die kommu
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBl. I 
S. 194) in der Fassung der letzten Änderung vom 23. September 
2008 (GVBl. I S. 202) schließen die Kommune und die Stadt die 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrneh
mung der Aufgaben im Personenstandswesen: 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

1. 	 Die Stadt verpflichtet sich gemäß § 23 Absatz 1 zweiter 
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf
gaben für die Kommune durchzuführen: 

-	 Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen 
Personenstandsregister und der Sicherungsregister 

-	 Einführung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta. 

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser 
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben 
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzuführen. 

2. 	 Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch für andere 
Kommunen des Landes Brandenburg durchzuführen und 
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesämtern der 
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom
mune erklärt sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen 
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten. 
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§ 2 
Herbeiführung der Funktionsfähigkeit 


und Abnahme des geeigneten elektronischen
 
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
 

Migration, Funktionsfähigkeit und Abnahme des 

IT-Fachverfahrens AutiSta
 

1. 	 Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeiführung 
der Funktionsfähigkeit von der Kommune getestet und ab
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im 
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die 
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering
fügige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme. 

2. 	 Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in 
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert. 
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter 
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und 
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab
nahme erfolgt schriftlich. Geringfügige Abweichungen von 
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei
gerung der Abnahme. 

3. 	 Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die 
Abnahme erklärt, werden die Abweichungen in der Abnah
meerklärung als Mängel aufgeführt. Die Stadt wird die 
Mängel unverzüglich beseitigen. 

4. 	 Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Übersendung der 
schriftlichen Mitteilung der Stadt über den Abschluss ihrer 
Arbeiten zur Einführung eine schriftliche Mängelanzeige, in 
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe
schreibung aufgeführt sind, gilt die Abnahme der Leistung 
als erklärt. 

5. 	Als Leistungsübernahmepunkt gilt der LVN Übergang 
Lipezker Straße, 03046 Cottbus. 

6. 	 Die schriftliche Abnahmeerklärung wird ersetzt durch die 
Aufnahme des Betriebes. 

§ 3 
Zusammenarbeit 

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen 
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang über alle 
wesentlichen Umstände, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu
sammenhängen. Auftretende Probleme sollen unverzüglich und 
einvernehmlich einer Lösung zugeführt werden. Die Kommune 
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen 
in angemessenem Umfang unterstützen. Sie wird ihr insbeson
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstän
dig und rechtzeitig zur Verfügung stellen. 

§ 4 
Kostenerstattung 

1. 	 Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten für den Betrieb 
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung beträgt 
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr. 

2. 	 Die Stadt behält sich begründete Anpassungen der Kosten
erstattung, insbesondere in Fällen der Entgelt- oder Besol
dungserhöhungen im öffentlichen Dienst oder Preisanpas
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten), 
vor. Erhöhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen. 

3. 	 Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat 
nach Zugang des Erhöhungsverlangens diese Vereinbarung 
außerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kün
digen. Das Kündigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt 
die Entgelterhöhungen nicht zu vertreten hat. 

4. 	 Die Kostenerstattung wird jährlich in einem Betrag an die 
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk
samwerden des Vertrages, jede folgende jährliche Zahlung 
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fällig. Der jähr
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr. 
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neiße BLZ 180 50000 
zu überweisen. 

5. 	 Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte 
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche 
Sach- oder Rechtslage ändern, erstattet die Kommune der 
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas
tungen. 

6. 	 Sollten nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung 
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen 
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der 
Stadt. 

§ 5 
Ansprechpartner 

Verantwortlicher Ansprechpartner für die kaufmännischen, in
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott
bus), vertreten durch den Werkleiter Herrn Holger Kelch, Ber
liner Straße 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune die 
Bürgermeisterin Frau Dagmar Püschel. 

§ 6 
Änderungen und Ergänzungen 

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte 
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Änderungen der be
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin
sicht absehbar oder eingetreten sind. 

2. 	 Fällt die Aufgabe bei der Kommune weg, ändern sich die 
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstände auf, 
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen 
angepasst. 

3. 	 Änderungs- bzw. Ergänzungswünsche einer Partei der Ver
einbarung können nach Abschluss dieser Vereinbarung nur 
schriftlich und in beiderseitigem Einverständnis über Inhalt 
und möglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung 
wird hingewiesen. 

§ 7 
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung 

1. 	 Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

2. 	 Die Vereinbarung wird über eine Mindestlaufzeit von fünf 
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kündigung, verlängert 
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver
tragsende schriftlich gekündigt werden. 

3. 	 Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die 
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten 
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt. 

4. 	 Nach Beendigung der Vereinbarung übergibt die Stadt der 
Kommune sämtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und 
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags
verhältnis in einer für die Kommune übernahmefähigen 
Form. Die Datenträger der Stadt werden physikalisch ge
löscht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver
nichtet oder der Kommune ausgehändigt. 

Die Kommune trägt die im Zusammenhang mit der Aushändi
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Löschung 
von Daten auf Datenträger entstehenden Kosten gegenüber der 
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die 
Stadt zur Zahlung fällig. Die Zahlung erfolgt auf das unter 
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt. 

§ 8 
Haftung 

1. 	 Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. 

2. 	 Macht ein Dritter gegenüber der Kommune Ansprüche wegen 
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte 
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungs
gegenstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch be
einträchtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt: 

3. 	 Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe
der den Vereinbarungsgegenstand so ändern oder ersetzen, 
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen 
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz
entgelten gegenüber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten 
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen 
Erstattung des entrichteten Entgeltes abzüglich eines die 
Zeit der Nutzung berücksichtigenden Betrages zurückzu
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die
sen Vereinbarungsgegenstand zurückzugeben. 

4. 	 Voraussetzung für die Haftung der Stadt im Falle der Einre
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die 
Stadt von Ansprüchen Dritter unverzüglich verständigt, die 
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg
liche Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außerge
richtlicher Regelungen der Stadt überlässt oder nur im Ein
vernehmen mit der Stadt führt. Stellt die Kommune die Nut
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Gründen ein, 
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit 
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten 
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. 

5. 	 Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu 
vertreten hat, sind Ansprüche gegen die Stadt ausgeschlos
sen. 

6. 	 Weitergehende Ansprüche der Kommune wegen einer Ver
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen. 

§ 9 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

1. 	 Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar
beitskampfes, höherer Gewalt oder anderer vergleichbarer 
Umstände nicht erbringen kann, treten für die Stadt keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein. 

2. 	 Sieht sich die Stadt in den übernommenen Leistungen be
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverzüglich schrift
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah
lungspflicht befreit. 

3. 	 Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung 
wegfällt, nimmt die Stadt die Leistungen unverzüglich wie
der auf. 

§ 10 
Datenschutz 

Das KRZ verarbeitet die Daten gemäß § 11 des Brandenburgi
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maßgabe der An
lage 2 „Datenschutz“, welche hiermit Bestandteil der Vereinba
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei 
der Datenübermittlung werden von dem Kommunalen Rechen
zentrum der Stadt Cottbus ausdrücklich zugesichert. Das Kom
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemaß
nahmen für Not- und Katastrophenfälle zu. 

§ 11 
Vereinbarung zur gütlichen Einigung 

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig
keiten über Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung 
vor Anrufung der Aufsichtsbehörde nach § 28 GKG eine güt
liche Einigung anzustreben. 

§ 12 
Salvatorische Klausel 

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
werden die Bestimmungen in ihrem übrigen Inhalt davon nicht 
berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche 
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen 
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächs
ten kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken. 

§ 13 
Genehmigung 

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde im Sinne der §§ 24, 27 GKG. 

Cottbus, Eisenhüttenstadt, 
den 22.07.2013 den 18.06.2013 

Frank Szymanski Dagmar Püschel 
Oberbürgermeister Bürgermeisterin 

Holger Kelch Thomas Kühn 
Bürgermeister/Werkleiter Stellvertreter 
des Eigenbetriebes „Kommunales 
Rechenzentrum der Stadt Cottbus“ 

Anlage 1 

1.	 Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen
standsregister und Sicherungsregister 

1.1	 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig

natur- und Archivsoftware 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung 
- Mandant einrichten 

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Einweisung der Anwender 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 

1.2	 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrens
lizenz 

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im 
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt 
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen 
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsräu
men) 

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lese
geräte, Scanner 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men (sofern erforderlich) 
- Benennung von Verfahrensverantwortlichen 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.3	 Betrieb 

1.3.1 Sicherstellung des laufenden Betriebes 

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der 
Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit notwendig sind, 
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor
derlichen Ressourcen (Räume, Energie, etc.). Die Stadt 
veranlasst Vorbeugungsmaßnahmen zur Aufrechterhal
tung des störungsfreien Betriebes und stimmt diese Maß
nahmen mit der Kommune ab. 

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht: 

1.3.2 Leistungen der Stadt: 

- Betreiben und zur Verfügung stellen von Hard- und 
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehöri
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeräte, 
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt) 

- Unterstützungsleistungen beim regelmäßigen Aus
tausch von Signaturen 

- Betreiben des Registerverfahrens 
- Betreiben der Signaturarchitektur 
- Betreiben des Archivsystems 
- Betreiben einer Testumgebung 
- Speicherplatzbereitstellung über das SAN 
- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne

ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und 
Archivinfrastruktur 

- Unterstützung bei der Fortschreibung des Betriebs
und Sicherheitskonzepts 

- Steuerung des Verfahrensbetriebs 
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- Änderungsmanagement 
- Konfigurationsmanagement 
- Koordination von regelmäßigen Betriebsbesprechun

gen
 
- Einweisung der Anwender
 

1.3.3 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen 
Technik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechungen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegeräte, Scan
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchführung ei
gener lokaler Installationen 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.4 Service Level Agreement 

1.4.1 Die Stadt erbringt über ihren Eigenbetrieb „Kommunales 
Rechenzentrum“ folgende Service-Leistungen beim Be
trieb der Anwendung: 

-	 Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

-	 Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level - Annahmezeiten für Störungs
meldungen 

Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem ge
regelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 

dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.
 

Servicezeiten
 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht.
 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 
Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden.
 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)
 
Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der
 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung:
 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.
 

Unbeaufsichtigter Betrieb
 
Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt un
terbrochen werden.
 

Wartungsfenster
 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
 
Voraus informieren.
 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des
 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
 
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Fällen
 
(auch während des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun
den vorher angekündigt.
 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der
 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen.
 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert
 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu. 

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig:
 
RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 
Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

2.	 Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren „Automa
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses 
Fachverfahren ebenfalls und verfügt über eine Version, 
die Rechenzentrum gestützt vorgehalten wird. Aufgrund 
der Funktionalitäten, der informationstechnischen Ab
hängigkeiten und aus Gründen der IT-Sicherheit ist es 
zweckmäßig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch 
die Stadt betreiben zu lassen. 

2.1	 Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens 
AutiSta 

2.1.1 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung (AutiSta via Citrix) 
- Mandant einrichten 
- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver

sionsstand planen und realisieren 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 
- Migration, z. B. für die Überführung der Datenbank, 

für Testarbeiten, für den Produktionsstart und zu Client
systemen 

2.1.2 Folgende Leistungen werden durch die Kommune er
bracht: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz 
- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak

tivitäten 
- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men, z. B. Citrix-Client 
- Fachtest durchführen und Abnahme erklären 

2.2	 Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba
rung erbracht: 

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher
stellung der Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit not
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum 
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum 
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Räume, Energie, 
etc.). 

2.2.1 Leistungen der Stadt: 

- Sicherstellung des lfd. Betriebes des Verfahrens 
- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den 

Pflegeverträgen zur Verfügung stehen 
- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test

und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er
forderlicher Speichermedien) 

- AutiSta Hosting über Citrix-Technologie 
- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemäß SLA 

(siehe Anlage Service Level Agreement) 
- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung 

und Tuning des Verfahrenszugriffs 
- Durchführung von Updates für das Gesamtsystem, 

z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server 
- Durchführung von technischen Verfahrenstests 
- Einweisung der Anwender 

2.2.2 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen 
Technik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechun
gen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen 
Pflegeverträge 

- Bereitstellung der Netzanbindung 
- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und 
Durchführung eigener, lokaler Installationen 

2.3 Service Level Agreement über den Betrieb AutiSta 

Leistungspaket Service 

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta: 

- Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungsmeldun
gen rund um die Uhr per E-Mail aufzugeben. Diese wer
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem gere
gelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 

Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden. 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung: 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung. 

Unbeaufsichtigter Betrieb 

Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B. 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt 
unterbrochen werden. 

Wartungsfenster 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im 
Voraus informieren. 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen 
Fällen (auch während des Wartungsfensters) mindestens 
24 Stunden vorher angekündigt. 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen. 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt: 

Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig: 

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

Anlage 2 

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung 
gemäß § 11 BbgDSG 

§ 1 
Grundsätze 

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschließlich in 
deren Auftrag. Eine Zuständigkeitsübertragung findet nicht statt. 

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) für die Einhaltung der 
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen 
Datenverarbeitung verantwortlich. Für den Test und die Freiga
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftrags
datenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich. 

(3) Die Stadt gewährleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung 
die Konformität der Verarbeitungsprozesse mit den für die Stadt 
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz
rechtlichen Vorschriften. 

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags
verhältnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher
heitsmaßnahmen der Stadt vertraulich zu behandeln. 

§ 2 
Auftrag und Weisungen 

(1) Ergänzungen des Auftrags müssen von der Kommune 
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich übermittelt wer

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind 
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverzüglich 
gegenseitig schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Stadt stellt das gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen
standsverordnung für Daten mit hohem Schutzbedarf erforder
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die 
Kommune sicher. 

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be
sondere Maßgaben fest. 

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen 
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die 
Stadt zwecks Berichtigung oder Löschung seiner Daten wendet, 
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverzüglich an die Kommune 
weiter. 

§ 3 
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt 

(1) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden vor Beginn und während der Datenverarbeitung 
das Recht eingeräumt, nach Vorankündigung während der üb
lichen Geschäftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme 
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und 
der Weisungen der Kommune erfolgt. 

(2) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden die für die Erfüllung ihrer Rechte und Pflichten 
erforderlichen Auskünfte erteilt. Sie können in die auftrags
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen 
und die technischen und organisatorischen Maßnahmen prüfen. 

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverzüglich über ge
plante Veränderungen in der Organisation der Datenverarbei
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie für die Daten
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen
des gilt in Fällen von schwerwiegenden Betriebsstörungen, bei 
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmä
ßigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune. 

(4) Die Kommune prüft die Verarbeitungsergebnisse zumindest 
stichprobenartig und informiert die Stadt unverzüglich, wenn sie 
Fehler oder Unregelmäßigkeiten feststellt. 

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschäftigten, die Zugang zu per
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Daten
geheimnis gem. § 6 BbgDSG. 

§ 4 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der für die elektroni
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta 
geltenden Vorschriften die für den Datenschutz erforderlichen 
technisch-organisatorischen Maßnahmen. Der Kommune wird 
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des 
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni
schen und organisatorischen Maßnahmen, zur Bestätigung vor
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und 
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni
schen und organisatorischen Maßnahmen. 

(2) Der Stadt ist es während der Laufzeit des Datenverarbei
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen 
alternative Maßnahmen gegenüber den ursprünglich vereinbar
ten Maßnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen, 
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird. 

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
soll ergänzend zu und über die nach den Vorschriften für die 
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden 
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass 

1.	 administrative Zugriffe, mit denen Änderungen an automa
tisierten Verfahren bewirkt werden können, technisch abge
sichert und nur von den hierzu ausdrücklich im Rahmen des 
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen 
durchgeführt werden, 

2.	 Unbefugten der Zugang zu Datenträgern, auf denen perso
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz
würdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist, 

3.	 verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In
teresse des Kunden schutzwürdige Daten unbefugt verarbei
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen, 

4.	 eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den 
übrigen Datenbeständen besteht und dass ihr ihre Daten 
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt 
werden können, 

5.	 die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der 
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden können. 

(4) Die Stadt unterstützt die Kommune, soweit erforderlich, bei 
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 BbgDSG 
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato
rischen Maßnahmen. 

(5) Die zur Datenverarbeitung überlassenen Daten werden zu 
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis
sen der Kommune nicht erstellt. 

§ 5 
Revisionssichere Protokollierung 

(1) Veränderungen an und Eingriffe in technische Verfahren 
müssen revisionssicher protokolliert und nach Maßgabe zuvor 
definierter Parameter ausgewertet werden. 

(2) In den Protokollen wird 

1.	 der Zeitpunkt des ändernden Zugriffs, 
2.	 der Grund für den Zugriff, 
3.	 die veranlassende und ausführende Person, 
4.	 die Art der Änderung, 
5.	 der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person 

festgehalten. 

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge
speichert und für Kontrollzwecke bereitgehalten. 

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich sind, nach spätestens 6 Monaten ge
löscht. 

§ 6 
Löschung von Daten und Rückgabe von Datenträgern 

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten händigt die Stadt der 
Kommune sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und 
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam
menhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, aus. Die Datenträger 
der Stadt werden unwiederbringlich gelöscht, Test- und Aus
schussmaterial wird unverzüglich vernichtet oder der Kommune, 
soweit vereinbart, ausgehändigt. Die Löschung bzw. Vernichtung 
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestätigt. 

§ 7 
Unterauftragsverhältnisse 

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der 
Grundlage einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung mit 
der Kommune. 

Die Stadt stellt für diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be
schäftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
(§ 5 BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eröff
nung eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines 
Unterauftragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datenge
heimnis. 

§ 8 
Datenschutzbeauftragter der Stadt 

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG 
bestellt. 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

dem Amt Schlaubetal und der Stadt Cottbus 


über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 

Personenstandsregisterverfahrens 


sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation
 
im Standesamt (AutiSta)
 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
 
Gesch.Z.: 33-347-22
 

Vom 10. September 2013
 

I.
 
Genehmigung
 

Gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Ge
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich 
als zuständige Aufsichtsbehörde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num
mer 1 Buchstabe b GKG die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen dem Amt Schlaubetal und der Stadt Cottbus über den 
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation 
im Standesamt (AutiSta) vom 16.08.2013. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemäß § 24 Ab
satz 4 GKG am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
einschließlich ihrer Genehmigung im „Amtsblatt für Branden
burg“ wirksam. 

Im Auftrag 

Lechleitner 

II. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb 

des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt 


(AutiSta)
 

zwischen dem Amt Schlaubetal
 
Bahnhofstraße 40, 15299 Müllrose
 
vertreten durch die Amtsdirektorin
 
Ilka Matuschke
 

im Folgenden „Kommune“ genannt
 

und der Stadt Cottbus, 

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,
 
vertreten durch den Oberbürgermeister
 
Frank Szymanski
 

im Folgenden „Stadt“ genannt
 

Vorbemerkung 

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestütztes Fachverfahren für 
ihre elektronischen Personenstandsregister einzuführen, um den 
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im 
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem möchte sie das 
standesamtliche Fachverfahren „AutiSta“ durch ein Rechenzent
rum für sich betreiben lassen. Die Stadt verfügt bereits über ein 
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt für das Land 
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister 
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden. 

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes über die kommu
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBl. I 
S. 194) in der Fassung der letzten Änderung vom 23. September 
2008 (GVBl. I S. 202) schließen die Kommune und die Stadt die 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrneh
mung der Aufgaben im Personenstandswesen: 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

1. 	 Die Stadt verpflichtet sich gemäß § 23 Absatz 1 zweiter 
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf
gaben für die Kommune durchzuführen: 

-	 Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen 
Personenstandsregister und der Sicherungsregister 

-	 Einführung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta. 

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser 
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben 
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzuführen. 

2. 	 Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch für andere 
Kommunen des Landes Brandenburg durchzuführen und 
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesämtern der 
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom
mune erklärt sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen 
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten. 
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§ 2 
Herbeiführung der Funktionsfähigkeit 


und Abnahme des geeigneten elektronischen
 
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
 

Migration, Funktionsfähigkeit und Abnahme des 

IT-Fachverfahrens AutiSta
 

1. 	 Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeiführung 
der Funktionsfähigkeit von der Kommune getestet und ab
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im 
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die 
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering
fügige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme. 

2. 	 Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in 
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert. 
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter 
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und 
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab
nahme erfolgt schriftlich. Geringfügige Abweichungen von 
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei
gerung der Abnahme. 

3. 	 Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die 
Abnahme erklärt, werden die Abweichungen in der Abnah
meerklärung als Mängel aufgeführt. Die Stadt wird die 
Mängel unverzüglich beseitigen. 

4. 	 Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Übersendung der 
schriftlichen Mitteilung der Stadt über den Abschluss ihrer 
Arbeiten zur Einführung eine schriftliche Mängelanzeige, in 
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe
schreibung aufgeführt sind, gilt die Abnahme der Leistung 
als erklärt. 

5. 	Als Leistungsübernahmepunkt gilt der LVN Übergang 
Lipezker Straße, 03046 Cottbus. 

6. 	 Die schriftliche Abnahmeerklärung wird ersetzt durch die 
Aufnahme des Betriebes. 

§ 3 
Zusammenarbeit 

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen 
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang über alle 
wesentlichen Umstände, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu
sammenhängen. Auftretende Probleme sollen unverzüglich und 
einvernehmlich einer Lösung zugeführt werden. Die Kommune 
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen 
in angemessenem Umfang unterstützen. Sie wird ihr insbeson
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstän
dig und rechtzeitig zur Verfügung stellen. 

§ 4 
Kostenerstattung 

1. 	 Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten für den Betrieb 
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung beträgt 
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr. 

2. 	 Die Stadt behält sich begründete Anpassungen der Kosten
erstattung, insbesondere in Fällen der Entgelt- oder Besol
dungserhöhungen im öffentlichen Dienst oder Preisanpas
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten), 
vor. Erhöhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen. 

3. 	 Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat 
nach Zugang des Erhöhungsverlangens diese Vereinbarung 
außerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kün
digen. Das Kündigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt 
die Entgelterhöhungen nicht zu vertreten hat. 

4. 	 Die Kostenerstattung wird jährlich in einem Betrag an die 
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk
samwerden des Vertrages, jede folgende jährliche Zahlung 
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fällig. Der jähr
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr. 
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neiße BLZ 180 50000 
zu überweisen. 

5. 	 Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte 
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche 
Sach- oder Rechtslage ändern, erstattet die Kommune der 
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas
tungen. 

6. 	 Sollten nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung 
der Stadt Mehrkosten durch die Einrichtung eines zentralen 
Personenstandsregisters entstehen, so erstattet die Kommu
ne die durch die Einrichtung auf sie entfallenden Kosten der 
Stadt. 

§ 5 
Ansprechpartner 

Verantwortlicher Ansprechpartner für die kaufmännischen, in
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott
bus), vertreten durch den Werkleiter Herrn Holger Kelch, Ber
liner Straße 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune die 
Amtsdirektorin Frau Ilka Matuschke. 

§ 6 
Änderungen und Ergänzungen 

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte 
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Änderungen der be
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin
sicht absehbar oder eingetreten sind. 

2. 	 Fällt die Aufgabe bei der Kommune weg, ändern sich die 
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstände auf, 
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen 
angepasst. 

3. 	 Änderungs- bzw. Ergänzungswünsche einer Partei der Ver
einbarung können nach Abschluss dieser Vereinbarung nur 
schriftlich und in beiderseitigem Einverständnis über Inhalt 
und möglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung 
wird hingewiesen. 

§ 7 
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung 

1. 	 Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

2. 	 Die Vereinbarung wird über eine Mindestlaufzeit von fünf 
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kündigung, verlängert 
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver
tragsende schriftlich gekündigt werden. 

3. 	 Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die 
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten 
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt. 

4. 	 Nach Beendigung der Vereinbarung übergibt die Stadt der 
Kommune sämtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und 
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags
verhältnis in einer für die Kommune übernahmefähigen 
Form. Die Datenträger der Stadt werden physikalisch ge
löscht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver
nichtet oder der Kommune ausgehändigt. 

Die Kommune trägt die im Zusammenhang mit der Aushändi
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Löschung 
von Daten auf Datenträger entstehenden Kosten gegenüber der 
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die 
Stadt zur Zahlung fällig. Die Zahlung erfolgt auf das unter 
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt. 

§ 8 
Haftung 

1. 	 Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. 

2. 	 Macht ein Dritter gegenüber der Kommune Ansprüche wegen 
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte 
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungs
gegenstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch be
einträchtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt: 

3. 	 Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe
der den Vereinbarungsgegenstand so ändern oder ersetzen, 
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen 
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz
entgelten gegenüber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten 
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen 
Erstattung des entrichteten Entgeltes abzüglich eines die 
Zeit der Nutzung berücksichtigenden Betrages zurückzu
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die
sen Vereinbarungsgegenstand zurückzugeben. 

4. 	 Voraussetzung für die Haftung der Stadt im Falle der Einre
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die 
Stadt von Ansprüchen Dritter unverzüglich verständigt, die 
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg
liche Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außerge
richtlicher Regelungen der Stadt überlässt oder nur im Ein
vernehmen mit der Stadt führt. Stellt die Kommune die Nut
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Gründen ein, 
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit 
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten 
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. 

5. 	 Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu 
vertreten hat, sind Ansprüche gegen die Stadt ausgeschlos
sen. 

6. 	 Weitergehende Ansprüche der Kommune wegen einer Ver
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen. 

§ 9 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

1. 	 Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar
beitskampfes, höherer Gewalt oder anderer vergleichbarer 
Umstände nicht erbringen kann, treten für die Stadt keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein. 

2. 	 Sieht sich die Stadt in den übernommenen Leistungen be
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverzüglich schrift
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah
lungspflicht befreit. 

3. 	 Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung 
wegfällt, nimmt die Stadt die Leistungen unverzüglich wie
der auf. 

§ 10 
Datenschutz 

Das KRZ verarbeitet die Daten gemäß § 11 des Brandenburgi
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maßgabe der An
lage 2 „Datenschutz“, welche hiermit Bestandteil der Vereinba
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei 
der Datenübermittlung werden von dem Kommunalen Rechen
zentrum der Stadt Cottbus ausdrücklich zugesichert. Das Kom
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemaß
nahmen für Not- und Katastrophenfälle zu. 

§ 11 
Vereinbarung zur gütlichen Einigung 

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig
keiten über Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung 
vor Anrufung der Aufsichtsbehörde nach § 28 GKG eine güt
liche Einigung anzustreben. 

§ 12 
Salvatorische Klausel 

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
werden die Bestimmungen in ihrem übrigen Inhalt davon nicht 
berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche 
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen 
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächs
ten kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken. 

§ 13 
Genehmigung 

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde im Sinne der §§ 24, 27 GKG. 

Cottbus, Müllrose, 
den 16.08.2013 den 19.06.2013 

Frank Szymanski Ilka Matuschke 
Oberbürgermeister Amtsdirektorin 

Holger Kelch Frank Felske 
Bürgermeister/Werkleiter Stellvertreter 
des Eigenbetriebes „Kommunales 
Rechenzentrum der Stadt Cottbus“ 

Anlage 1 

1.	 Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen
standsregister und Sicherungsregister 

1.1	 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig

natur- und Archivsoftware 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung
 
- Mandant einrichten
 

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Einweisung der Anwender 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 

1.2	 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrens
lizenz 

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im 
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt 
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen 
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsräu
men) 

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lese
geräte, Scanner 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men (sofern erforderlich) 
- Benennung von Verfahrensverantwortlichen 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.3	 Betrieb 

1.3.1 Sicherstellung des laufenden Betriebes 

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der 
Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit notwendig sind, 
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor
derlichen Ressourcen (Räume, Energie, etc.). Die Stadt 
veranlasst Vorbeugungsmaßnahmen zur Aufrechterhal
tung des störungsfreien Betriebes und stimmt diese Maß
nahmen mit der Kommune ab. 

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht: 

1.3.2 Leistungen der Stadt: 

- Betreiben und zur Verfügung stellen von Hard- und 
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehöri
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeräte, 
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt) 

- Unterstützungsleistungen beim regelmäßigen Aus
tausch von Signaturen 

- Betreiben des Registerverfahrens 
- Betreiben der Signaturarchitektur 
- Betreiben des Archivsystems 
- Betreiben einer Testumgebung 
- Speicherplatzbereitstellung über das SAN 
- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne

ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und 
Archivinfrastruktur 

- Unterstützung bei der Fortschreibung des Betriebs
und Sicherheitskonzepts 

- Steuerung des Verfahrensbetriebs 
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- Änderungsmanagement 
- Konfigurationsmanagement 
- Koordination von regelmäßigen Betriebsbesprechun

gen
 
- Einweisung der Anwender
 

1.3.3 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech
nik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechungen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegeräte, Scan
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchführung ei
gener lokaler Installationen 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.4 Service Level Agreement 

1.4.1 Die Stadt erbringt über ihren Eigenbetrieb „Kommunales 
Rechenzentrum“ folgende Service-Leistungen beim Be
trieb der Anwendung: 

-	 Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

-	 Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level - Annahmezeiten für Störungs
meldungen 

Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem ge
regelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 

dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.
 

Servicezeiten
 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht.
 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 
Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden.
 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)
 
Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der
 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung:
 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.
 

Unbeaufsichtigter Betrieb
 
Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt un
terbrochen werden.
 

Wartungsfenster
 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
 
Voraus informieren.
 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des
 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
 
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Fällen
 
(auch während des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun
den vorher angekündigt.
 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der
 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen.
 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert
 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu. 

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig:
 
RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 
Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

2.	 Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren „Automa
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses 
Fachverfahren ebenfalls und verfügt über eine Version, 
die Rechenzentrum gestützt vorgehalten wird. Aufgrund 
der Funktionalitäten, der informationstechnischen Ab
hängigkeiten und aus Gründen der IT-Sicherheit ist es 
zweckmäßig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch 
die Stadt betreiben zu lassen. 

2.1	 Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens 
AutiSta 

2.1.1 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung (AutiSta via Citrix) 
- Mandant einrichten 
- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver

sionsstand planen und realisieren 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 
- Migration, z. B. für die Überführung der Datenbank, 

für Testarbeiten, für den Produktionsstart und zu Client
systemen 

2.1.2 Folgende Leistungen werden durch die Kommune er
bracht: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz 
- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak

tivitäten 
- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men, z. B. Citrix-Client 
- Fachtest durchführen und Abnahme erklären 

2.2	 Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba
rung erbracht: 

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher
stellung der Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit not
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum 
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum 
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Räume, Energie, 
etc.). 

2.2.1 Leistungen der Stadt: 

- Sicherstellung des lfd. Betriebes des Verfahrens 
- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den 

Pflegeverträgen zur Verfügung stehen 
- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test

und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er
forderlicher Speichermedien) 

- AutiSta Hosting über Citrix-Technologie 
- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemäß SLA 

(siehe Anlage Service Level Agreement) 
- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung 

und Tuning des Verfahrenszugriffs 
- Durchführung von Updates für das Gesamtsystem, 

z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server 
- Durchführung von technischen Verfahrenstests 
- Einweisung der Anwender 

2.2.2 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen 
Technik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechun
gen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen 
Pflegeverträge 

- Bereitstellung der Netzanbindung 
- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und 
Durchführung eigener, lokaler Installationen 

2.3 Service Level Agreement über den Betrieb AutiSta 

Leistungspaket Service 

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta: 

- Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungsmeldun
gen rund um die Uhr per E-Mail aufzugeben. Diese wer
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem gere
gelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 

Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden. 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung: 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung. 

Unbeaufsichtigter Betrieb 

Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B. 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt 
unterbrochen werden. 

Wartungsfenster 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im 
Voraus informieren. 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen 
Fällen (auch während des Wartungsfensters) mindestens 
24 Stunden vorher angekündigt. 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen. 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt: 

Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig: 

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

Anlage 2 

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung 
gemäß § 11 BbgDSG 

§ 1 
Grundsätze 

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschließlich in 
deren Auftrag. Eine Zuständigkeitsübertragung findet nicht statt. 

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) für die Einhaltung der 
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen 
Datenverarbeitung verantwortlich. Für den Test und die Freiga
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftrags
datenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich. 

(3) Die Stadt gewährleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung 
die Konformität der Verarbeitungsprozesse mit den für die Stadt 
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz
rechtlichen Vorschriften. 

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags
verhältnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher
heitsmaßnahmen der Stadt vertraulich zu behandeln. 

§ 2 
Auftrag und Weisungen 

(1) Ergänzungen des Auftrags müssen von der Kommune 
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich übermittelt wer

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind 
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverzüglich 
gegenseitig schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Stadt stellt das gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen
standsverordnung für Daten mit hohem Schutzbedarf erforder
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die 
Kommune sicher. 

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be
sondere Maßgaben fest. 

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen 
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die 
Stadt zwecks Berichtigung oder Löschung seiner Daten wendet, 
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverzüglich an die Kommune 
weiter. 

§ 3 
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt 

(1) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden vor Beginn und während der Datenverarbeitung 
das Recht eingeräumt, nach Vorankündigung während der üb
lichen Geschäftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme 
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und 
der Weisungen der Kommune erfolgt. 

(2) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden die für die Erfüllung ihrer Rechte und Pflichten 
erforderlichen Auskünfte erteilt. Sie können in die auftrags
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen 
und die technischen und organisatorischen Maßnahmen prüfen. 

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverzüglich über ge
plante Veränderungen in der Organisation der Datenverarbei
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie für die Daten
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen
des gilt in Fällen von schwerwiegenden Betriebsstörungen, bei 
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmä
ßigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune. 

(4) Die Kommune prüft die Verarbeitungsergebnisse zumindest 
stichprobenartig und informiert die Stadt unverzüglich, wenn sie 
Fehler oder Unregelmäßigkeiten feststellt. 

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschäftigten, die Zugang zu per
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Daten
geheimnis gem. § 6 BbgDSG. 

§ 4 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der für die elektroni
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta 
geltenden Vorschriften die für den Datenschutz erforderlichen 
technisch-organisatorischen Maßnahmen. Der Kommune wird 
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des 
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni
schen und organisatorischen Maßnahmen, zur Bestätigung vor
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und 
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni
schen und organisatorischen Maßnahmen. 

(2) Der Stadt ist es während der Laufzeit des Datenverarbei
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen 
alternative Maßnahmen gegenüber den ursprünglich vereinbar
ten Maßnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen, 
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird. 

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
soll ergänzend zu und über die nach den Vorschriften für die 
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden 
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass 

1.	 administrative Zugriffe, mit denen Änderungen an automa
tisierten Verfahren bewirkt werden können, technisch abge
sichert und nur von den hierzu ausdrücklich im Rahmen des 
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen 
durchgeführt werden, 

2.	 Unbefugten der Zugang zu Datenträgern, auf denen perso
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz
würdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist, 

3.	 verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In
teresse des Kunden schutzwürdige Daten unbefugt verarbei
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen, 

4.	 eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den 
übrigen Datenbeständen besteht und dass ihr ihre Daten 
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt 
werden können, 

5.	 die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der 
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden können. 

(4) Die Stadt unterstützt die Kommune, soweit erforderlich, bei 
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 BbgDSG 
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato
rischen Maßnahmen. 

(5) Die zur Datenverarbeitung überlassenen Daten werden zu 
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis
sen der Kommune nicht erstellt. 

§ 5 
Revisionssichere Protokollierung 

(1) Veränderungen an und Eingriffe in technische Verfahren 
müssen revisionssicher protokolliert und nach Maßgabe zuvor 
definierter Parameter ausgewertet werden. 

(2) In den Protokollen wird 

1.	 der Zeitpunkt des ändernden Zugriffs, 
2.	 der Grund für den Zugriff, 
3.	 die veranlassende und ausführende Person, 
4.	 die Art der Änderung, 
5.	 der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person 

festgehalten. 

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge
speichert und für Kontrollzwecke bereitgehalten. 

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich sind, nach spätestens 6 Monaten ge
löscht. 

§ 6 
Löschung von Daten und Rückgabe von Datenträgern 

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten händigt die Stadt der 
Kommune sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und 
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam
menhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, aus. Die Datenträger 
der Stadt werden unwiederbringlich gelöscht, Test- und Aus
schussmaterial wird unverzüglich vernichtet oder der Kommune, 
soweit vereinbart, ausgehändigt. Die Löschung bzw. Vernichtung 
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestätigt. 

§ 7 
Unterauftragsverhältnisse 

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der 
Grundlage einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung mit 
der Kommune. 

Die Stadt stellt für diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be
schäftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
(§ 5 BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eröff
nung eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines 
Unterauftragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datenge
heimnis. 

§ 8 
Datenschutzbeauftragter der Stadt 

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG 
bestellt. 
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Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zwischen 

der Stadt Schwarzheide und der Stadt Cottbus 


über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 

Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb
 
des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt
 

(AutiSta)
 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
 
Gesch.Z.: 33-347-22
 

Vom 20. September 2013
 

I.
 
Genehmigung
 

Gemäß § 24 Absatz 2 Satz 1 des Gesetzes über kommunale Ge
meinschaftsarbeit im Land Brandenburg (GKG) genehmige ich 
als zuständige Aufsichtsbehörde nach § 27 Absatz 4 Satz 2 Num
mer 1 Buchstabe b GKG die öffentlich-rechtliche Vereinbarung 
zwischen der Stadt Schwarzheide und der Stadt Cottbus über den 
Betrieb eines geeigneten elektronischen Personenstandsregister
verfahrens sowie den Betrieb des IT-Fachverfahrens Automation 
im Standesamt (AutiSta) vom 19.09.2013. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung wird gemäß § 24 Ab
satz 4 GKG am Tage nach der öffentlichen Bekanntmachung 
einschließlich ihrer Genehmigung im „Amtsblatt für Branden
burg“ wirksam. 

Im Auftrag 

Lechleitner 

II. 

Die öffentlich-rechtliche Vereinbarung hat folgenden Wortlaut: 

Öffentlich-rechtliche Vereinbarung 

über den Betrieb eines geeigneten elektronischen 


Personenstandsregisterverfahrens sowie den Betrieb 

des IT-Fachverfahrens Automation im Standesamt 


(AutiSta)
 

zwischen der Stadt Schwarzheide
 
Ruhlander Straße 102, 01987 Schwarzheide
 
vertreten durch den Bürgermeister
 
Christoph Schmidt
 

im Folgenden „Kommune“ genannt
 

und der Stadt Cottbus, 

Neumarkt 5, 03046 Cottbus,
 
vertreten durch den Oberbürgermeister
 
Frank Szymanski
 

im Folgenden „Stadt“ genannt
 

Vorbemerkung 

Die Kommune beabsichtigt, ein IT-gestütztes Fachverfahren für 
ihre elektronischen Personenstandsregister einzuführen, um den 
ab 1. Januar 2014 bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen im 
Personenstandswesen nachzukommen. Zudem möchte sie das 
standesamtliche Fachverfahren „AutiSta“ durch ein Rechenzent
rum für sich betreiben lassen. Die Stadt verfügt bereits über ein 
elektronisches Personenstandsregisterverfahren sowie das Fach-
verfahren AutiSta. Perspektivisch soll bei der Stadt für das Land 
Brandenburg ein zentrales elektronisches Personenstandsregister 
nach § 67 Personenstandgesetz eingerichtet und betrieben werden. 

Aufgrund der §§ 1 und 23 Abs. 1 des Gesetzes über die kommu
nale Gemeinschaftsarbeit - GKG - vom 28. Mai 1999 (GVBl. I 
S. 194) in der Fassung der letzten Änderung vom 23. September 
2008 (GVBl. I S. 202) schließen die Kommune und die Stadt die 
folgende öffentlich-rechtliche Vereinbarung über die Wahrneh
mung der Aufgaben im Personenstandswesen: 

§ 1 
Gegenstand der Vereinbarung 

1. 	 Die Stadt verpflichtet sich gemäß § 23 Absatz 1 zweiter 
Halbsatz GKG (mandatierende Vereinbarung) folgende Auf
gaben für die Kommune durchzuführen: 

-	 Einrichtung und technischer Betrieb der elektronischen 
Personenstandsregister und der Sicherungsregister 

-	 Einführung und Betrieb des Fachverfahrens AutiSta. 

Die einzelnen Aufgaben, welche durch die Stadt wahrgenom
men werden, regelt Anlage 1, die hiermit Bestandteil dieser 
Vereinbarung ist. Die Stadt verpflichtet sich, die Aufgaben 
nach den Vorgaben des Personenstandsgesetzes und der Per
sonenstandsverordnung zur Datensicherheit durchzuführen. 

2. 	 Die Stadt Cottbus ist bereit, diese Aufgaben auch für andere 
Kommunen des Landes Brandenburg durchzuführen und 
auf der Grundlage einer durch die Landesregierung zu er
lassenden Verordnung ein zentrales elektronisches Perso
nenstandsregister zu betreiben, das den Standesämtern der 
angeschlossenen Brandenburger Kommunen lesenden Zu
griff auf den gesamten Registerbestand erlaubt. Die Kom
mune erklärt sich damit einverstanden, dass im Fall der Ein
richtung eines zentralen elektronischen Personenstandsre
gisters alle angeschlossenen brandenburgischen Kommunen 
lesenden Zugriff auf ihre Registerdaten erhalten. 
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§ 2 
Herbeiführung der Funktionsfähigkeit 


und Abnahme des geeigneten elektronischen
 
Personenstandsregisterverfahrens sowie Portierung,
 

Migration, Funktionsfähigkeit und Abnahme des 

IT-Fachverfahrens AutiSta
 

1. 	 Das geeignete elektronische Personenstandsregisterverfah
ren muss nach Abschluss der Arbeiten zur Herbeiführung 
der Funktionsfähigkeit von der Kommune getestet und ab
genommen werden (fachtechnische Verfahrens- und Pro
grammfreigabe). Die einzelnen Arbeitsschritte werden im 
Vorfeld abgestimmt und die Ergebnisse dokumentiert. Die 
Programmfreigabe/Abnahme erfolgt schriftlich. Gering
fügige Abweichungen von der Leistungsbeschreibung recht
fertigen nicht die Verweigerung der Abnahme. 

2. 	 Das IT-Fachverfahren AutiSta wird zur Stadt verlagert (Por
tierung) und die Daten aus der bisherigen Quelldatenbank in 
die Zieldatenbank bei der Stadt mit Wechsel in die AutiSta-
Version 9.x und ggf. auch des Datenbanksystems migriert. 
Nach Abschluss der Migration erfolgt ein qualifizierter 
Fachtest und die Programmfreigabe (fachtechnische Verfah
rens- und Programmfreigabe) durch die Kommune. Die ein
zelnen Arbeitsschritte werden im Vorfeld abgestimmt und 
die Ergebnisse dokumentiert. Die Programmfreigabe/Ab
nahme erfolgt schriftlich. Geringfügige Abweichungen von 
der Leistungsbeschreibung rechtfertigen nicht die Verwei
gerung der Abnahme. 

3. 	 Wurden Abweichungen festgestellt und wird dennoch die 
Abnahme erklärt, werden die Abweichungen in der Abnah
meerklärung als Mängel aufgeführt. Die Stadt wird die 
Mängel unverzüglich beseitigen. 

4. 	 Erfolgt nicht innerhalb von 6 Wochen nach Übersendung der 
schriftlichen Mitteilung der Stadt über den Abschluss ihrer 
Arbeiten zur Einführung eine schriftliche Mängelanzeige, in 
der die festgestellten Abweichungen von der Leistungsbe
schreibung aufgeführt sind, gilt die Abnahme der Leistung 
als erklärt. 

5. 	Als Leistungsübernahmepunkt gilt der LVN Übergang 
Lipezker Straße, 03046 Cottbus. 

6. 	 Die schriftliche Abnahmeerklärung wird ersetzt durch die 
Aufnahme des Betriebes. 

§ 3 
Zusammenarbeit 

Die Kommune und die Stadt arbeiten vertrauensvoll zusammen 
und informieren sich gegenseitig in vollem Umfang über alle 
wesentlichen Umstände, die mit der Aufgabenwahrnehmung zu
sammenhängen. Auftretende Probleme sollen unverzüglich und 
einvernehmlich einer Lösung zugeführt werden. Die Kommune 
wird die Stadt bei der Erbringung der vertraglichen Leistungen 
in angemessenem Umfang unterstützen. Sie wird ihr insbeson
dere die erforderlichen Informationen und Unterlagen vollstän
dig und rechtzeitig zur Verfügung stellen. 

§ 4 
Kostenerstattung 

1. 	 Die Kommune erstattet der Stadt die Kosten für den Betrieb 
des elektronischen Personenstandsregisters und des IT-
Fachverfahrens AutiSta. Die Kostenerstattung beträgt 
1.056,72 EUR pro bei der Kommune vorhandenem Fach
verfahrensarbeitsplatz und Vertragsjahr. 

2. 	 Die Stadt behält sich begründete Anpassungen der Kosten
erstattung, insbesondere in Fällen der Entgelt- oder Besol
dungserhöhungen im öffentlichen Dienst oder Preisanpas
sungen Dritter (z. B. Software- oder Energielieferanten), 
vor. Erhöhungsverlangen sind drei Monate vor ihrem Wirk
samwerden schriftlich anzuzeigen. Dabei ist die Notwendig
keit der Anpassung inhaltlich und rechnerisch darzulegen. 

3. 	 Die Kommune ist berechtigt, innerhalb von einem Monat 
nach Zugang des Erhöhungsverlangens diese Vereinbarung 
außerordentlich mit einer Frist von sechs Monaten zu kün
digen. Das Kündigungsrecht besteht nicht, wenn die Stadt 
die Entgelterhöhungen nicht zu vertreten hat. 

4. 	 Die Kostenerstattung wird jährlich in einem Betrag an die 
Stadt gezahlt. Die erste Zahlung wird 4 Wochen nach Wirk
samwerden des Vertrages, jede folgende jährliche Zahlung 
4 Wochen nach Ablauf eines Vertragsjahres fällig. Der jähr
liche Betrag ist auf das Konto der Stadt Cottbus, Konto-Nr. 
1900 150 20 bei der Sparkasse Spree-Neiße BLZ 180 50000 
zu überweisen. 

5. 	 Kommune und Stadt gehen davon aus, dass die vereinbarte 
Kostenerstattung nicht der Umsatzsteuer unterliegt (Bei
standsleistung der Verwaltung). Sollte sich die steuerliche 
Sach- oder Rechtslage ändern, erstattet die Kommune der 
Stadt die durch die Steuerpflicht entstehenden Mehrbelas
tungen. 

6. 	 Sollte nach Maßgabe des § 1 Absatz 2 dieser Vereinbarung 
die Einrichtung eines zentralen Personenstandsregisters er
folgen, entstehen der Kommune keine Nebenkosten. 

§ 5 
Ansprechpartner 

Verantwortlicher Ansprechpartner für die kaufmännischen, in
haltlichen und organisatorischen Fragestellungen im Zusam
menhang mit der Wahrnehmung der Aufgaben des Personen
standswesens ist auf Seiten der Stadt das Kommunale Rechen
zentrum der Stadt Cottbus (KRZ, Eigenbetrieb der Stadt Cott
bus), vertreten durch den Werkleiter Herrn Holger Kelch, Ber
liner Straße 6, 03046 Cottbus und auf Seiten der Kommune der 
Bürgermeister Herr Christoph Schmidt. 

§ 6 
Änderungen und Ergänzungen 

1. Die Stadt und die Kommune verpflichten sich, die Inhalte 
dieser Vereinbarung auch vor Ablauf der Gültigkeitsdauer 
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erneut zu verhandeln, wenn wesentliche Änderungen der be
schriebenen Leistung in qualitativer oder quantitativer Hin
sicht absehbar oder eingetreten sind. 

2. 	 Fällt die Aufgabe bei der Kommune weg, ändern sich die 
Grundlagen der Zusammenarbeit oder treten Umstände auf, 
die bei Abschluss dieser Vereinbarung noch nicht vorher
sehbar waren, wird diese im gegenseitigen Einvernehmen 
angepasst. 

3. 	 Änderungs- bzw. Ergänzungswünsche einer Partei der Ver
einbarung können nach Abschluss dieser Vereinbarung nur 
schriftlich und in beiderseitigem Einverständnis über Inhalt 
und möglicherweise Mehr- oder Minderaufwendungen ver
einbart werden. Auf §§ 7 Abs. 1, 13 dieser Vereinbarung 
wird hingewiesen. 

§ 7 
Inkrafttreten und Beendigung der Vereinbarung 

1. 	 Diese öffentlich-rechtliche Vereinbarung tritt am Tage nach 
ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

2. 	 Die Vereinbarung wird über eine Mindestlaufzeit von fünf 
Jahren geschlossen. Erfolgt keine Kündigung, verlängert 
sich die Vereinbarung jeweils um ein weiteres Jahr. Die Ver
einbarung kann mit einer Frist von sechs Monaten zum Ver
tragsende schriftlich gekündigt werden. 

3. 	 Bei vorzeitiger Beendigung dieser Vereinbarung werden die 
der Stadt bis dahin entstandenen Kosten und erbrachten 
Leistungen der Kommune in Rechnung gestellt. 

4. 	 Nach Beendigung der Vereinbarung übergibt die Stadt der 
Kommune sämtliche Unterlagen und Verarbeitungs- und 
Nutzungsergebnisse im Zusammenhang mit dem Auftrags
verhältnis in einer für die Kommune übernahmefähigen 
Form. Die Datenträger der Stadt werden physikalisch ge
löscht. Testunterlagen und Ausschussmaterial werden ver
nichtet oder der Kommune ausgehändigt. 

Die Kommune trägt die im Zusammenhang mit der Aushändi
gung der Unterlagen bzw. im Zusammenhang mit der Löschung 
von Daten auf Datenträger entstehenden Kosten gegenüber der 
Stadt. Der Betrag ist 4 Wochen nach Rechnungslegung durch die 
Stadt zur Zahlung fällig. Die Zahlung erfolgt auf das unter 
§ 4 dieser Vereinbarung genannte Konto der Stadt. 

§ 8 
Haftung 

1. 	 Die Haftungsregelungen nach BGB gelten nur bei Vorsatz 
und grober Fahrlässigkeit. 

2. 	 Macht ein Dritter gegenüber der Kommune Ansprüche wegen 
der Verletzung von Schutzrechten (gewerbliche Schutzrechte 
oder Urheberrechte) durch die Nutzung des Vereinbarungs
gegenstandes geltend und wird deren Nutzung hierdurch be
einträchtigt oder untersagt, haftet die Stadt wie folgt: 

3. 	 Die Stadt wird nach ihrer Wahl und auf ihre Kosten entwe
der den Vereinbarungsgegenstand so ändern oder ersetzen, 
dass er das Schutzrecht nicht verletzt, aber im Wesentlichen 
der Vereinbarung entspricht oder die Kommune von Lizenz
entgelten gegenüber dem Schutzrechtsinhaber oder Dritten 
freistellen. Gelingt dies der Stadt zu angemessenen Bedin
gungen nicht, hat sie diesen Vereinbarungsgegenstand gegen 
Erstattung des entrichteten Entgeltes abzüglich eines die 
Zeit der Nutzung berücksichtigenden Betrages zurückzu
nehmen. In diesem Fall ist die Kommune verpflichtet, die
sen Vereinbarungsgegenstand zurückzugeben. 

4. 	 Voraussetzung für die Haftung der Stadt im Falle der Einre
de einer Schutzrechtsverletzung ist, dass die Kommune die 
Stadt von Ansprüchen Dritter unverzüglich verständigt, die 
behauptete Schutzrechtsverletzung nicht anerkennt und jeg
liche Auseinandersetzung einschließlich etwaiger außerge
richtlicher Regelungen der Stadt überlässt oder nur im Ein
vernehmen mit der Stadt führt. Stellt die Kommune die Nut
zung aus Schadensminderungs- oder sonstigen Gründen ein, 
ist sie verpflichtet, den Dritten darauf hinzuweisen, dass mit 
der Nutzungseinstellung ein Anerkenntnis der behaupteten 
Schutzrechtsverletzung nicht verbunden ist. 

5. 	 Soweit die Kommune die Schutzrechtsverletzung selbst zu 
vertreten hat, sind Ansprüche gegen die Stadt ausgeschlos
sen. 

6. 	 Weitergehende Ansprüche der Kommune wegen einer Ver
letzung von Schutzrechten Dritter sind ausgeschlossen. 

§ 9 
Behinderung und Unterbrechung der Leistung 

1. 	 Soweit die Stadt die vereinbarten Leistungen infolge Ar
beitskampfes, höherer Gewalt oder anderer vergleichbarer 
Umstände nicht erbringen kann, treten für die Stadt keine 
nachteiligen Rechtsfolgen ein. 

2. 	 Sieht sich die Stadt in den übernommenen Leistungen be
hindert, so zeigt sie dies der Kommune unverzüglich schrift
lich an. Die Kommune ist in diesem Falle von ihrer Zah
lungspflicht befreit. 

3. 	 Sobald die Ursache der Behinderung oder Unterbrechung 
wegfällt, nimmt die Stadt die Leistungen unverzüglich wie
der auf. 

§ 10 
Datenschutz 

Das KRZ verarbeitet die Daten gemäß § 11 des Brandenburgi
schen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) unter Maßgabe der An
lage 2 „Datenschutz“, welche hiermit Bestandteil der Vereinba
rung wird. Die Beachtung der Bestimmungen des Brandenbur
gischen Datenschutzgesetzes und sonstiger datenschutzrecht
licher Bestimmungen bei der Verarbeitung und insbesondere bei 
der Datenübermittlung werden von dem Kommunalen Rechen
zentrum der Stadt Cottbus ausdrücklich zugesichert. Das Kom
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munale Rechenzentrum der Stadt Cottbus sichert Vorsorgemaß
nahmen für Not- und Katastrophenfälle zu. 

§ 11 
Vereinbarung zur gütlichen Einigung 

Die Parteien der Vereinbarung einigen sich darauf, bei Streitig
keiten über Rechte und Verbindlichkeiten aus der Vereinbarung 
vor Anrufung der Aufsichtsbehörde nach § 28 GKG eine güt
liche Einigung anzustreben. 

§ 12 
Salvatorische Klausel 

Sollte ein Teil der Vereinbarung unwirksam sein oder werden, so 
werden die Bestimmungen in ihrem übrigen Inhalt davon nicht 
berührt. Die unwirksame Bestimmung wird durch eine solche 
Bestimmung ersetzt, die dem Sinn und Zweck der unwirksamen 
Bestimmung in rechtswirksamer Weise wirtschaftlich am nächs
ten kommt. Gleiches gilt für etwaige Vereinbarungslücken. 

§ 13 
Genehmigung 

Diese Vereinbarung bedarf der Genehmigung der zuständigen 
Aufsichtsbehörde im Sinne der §§ 24, 27 GKG. 

Cottbus, Schwarzheide, 
den 19.09.2013 den 03.09.2013 

Frank Szymanski Christoph Schmidt 
Oberbürgermeister Bürgermeister 

Holger Kelch Manfred Richter 
Bürgermeister/Werkleiter Stellvertreter 
des Eigenbetriebes „Kommunales 
Rechenzentrum der Stadt Cottbus“ 

Anlage 1 

1.	 Einrichtung und Betrieb der elektronischen Personen
standsregister und Sicherungsregister 

1.1	 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Bereitstellung der zentralen Server-, Datenbank-, Sig

natur- und Archivsoftware 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung 
- Mandant einrichten 

- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Einweisung der Anwender 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 

1.2	 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrens
lizenz 

- Qualifizierte Mitarbeit (fachlich und technisch) im 
Rahmen der Verfahrensbereitstellung durch die Stadt 
und Bereitstellung der erforderlichen Informationen 
und Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhande
nen Technik, Bereitstellung von Besprechungsräu
men) 

- Bereitstellung eigener, arbeitsplatzbezogener Hard-
und Software, insbesondere Signaturkarten, Lese
geräte, Scanner 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men (sofern erforderlich) 
- Benennung von Verfahrensverantwortlichen 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.3	 Betrieb 

1.3.1 Sicherstellung des laufenden Betriebes 

Hierunter fallen alle Aufgaben, die zur Sicherstellung der 
Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit notwendig sind, 
insbesondere die Bereitstellung aller zum Betrieb erfor
derlichen Ressourcen (Räume, Energie, etc.). Die Stadt 
veranlasst Vorbeugungsmaßnahmen zur Aufrechterhal
tung des störungsfreien Betriebes und stimmt diese Maß
nahmen mit der Kommune ab. 

Im Einzelnen werden folgende Detailleistungen erbracht: 

1.3.2 Leistungen der Stadt: 

- Betreiben und zur Verfügung stellen von Hard- und 
Software inklusive der dazu erforderlichen Dienstleis
tungen (Server mit Systemsoftware sowie dazugehöri
ge Installations- und Dienstleistungen, Signaturgeräte, 
Signaturkarten, Server-Software und Datenbank-, Sig
natur- und Archivsoftware nach Vorgabe der Stadt) 

- Unterstützungsleistungen beim regelmäßigen Aus
tausch von Signaturen 

- Betreiben des Registerverfahrens 
- Betreiben der Signaturarchitektur 
- Betreiben des Archivsystems 
- Betreiben einer Testumgebung 
- Speicherplatzbereitstellung über das SAN 
- Datensicherung und Wiederherstellung des geeigne

ten Personenstandsregisterverfahrens, der Signatur und 
Archivinfrastruktur 

- Unterstützung bei der Fortschreibung des Betriebs
und Sicherheitskonzepts 

- Steuerung des Verfahrensbetriebs 
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- Änderungsmanagement 
- Konfigurationsmanagement 
- Koordination von regelmäßigen Betriebsbesprechun

gen
 
- Einweisung der Anwender
 

1.3.3 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen Tech
nik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechungen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
lichen, eigenen, arbeitsplatzbezogenen Hard- und Soft
ware, insbesondere Signaturkarten, Lesegeräte, Scan
ner, inkl. Ersatzbeschaffungen und Durchführung ei
gener lokaler Installationen 

- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Einrichten und Durchführen der Benutzerverwaltung 
- Teilnahme an den regelmäßigen Projekt- und Be

triebsbesprechungen 

1.4 Service Level Agreement 

1.4.1 Die Stadt erbringt über ihren Eigenbetrieb „Kommunales 
Rechenzentrum“ folgende Service-Leistungen beim Be
trieb der Anwendung: 

-	 Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

-	 Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level - Annahmezeiten für Störungs
meldungen 

Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem ge
regelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 

dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 

nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden
 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet.
 

Servicezeiten
 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht.
 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 
Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden.
 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb)
 
Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der
 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung:
 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung.
 

Unbeaufsichtigter Betrieb
 
Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt
 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B.
 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt un
terbrochen werden.
 

Wartungsfenster
 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der
 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig, mindestens 2 Arbeitstage im
 
Voraus informieren.
 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des
 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shutdown
 
des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen Fällen
 
(auch während des Wartungsfensters) mindestens 24 Stun
den vorher angekündigt.
 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der
 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen.
 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert
 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt:
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu. 

Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig:
 
RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 
Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

2.	 Migration und Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Die Kommune betreibt das IT-Fachverfahren „Automa
tion im Standesamt - AutiSta“. Die Stadt betreibt dieses 
Fachverfahren ebenfalls und verfügt über eine Version, 
die Rechenzentrum gestützt vorgehalten wird. Aufgrund 
der Funktionalitäten, der informationstechnischen Ab
hängigkeiten und aus Gründen der IT-Sicherheit ist es 
zweckmäßig, auch das IT-Fachverfahren AutiSta durch 
die Stadt betreiben zu lassen. 

2.1	 Leistung Portierung und Migration des IT-Fachverfahrens 
AutiSta 

2.1.1 Leistungen der Stadt: 

- Erstellung eines abgestimmten Projektplanes 
- Installationsparameter klären 
- Aufbau und Bereitstellung der Systeme zur Verfah

rensnutzung (AutiSta via Citrix) 
- Mandant einrichten 
- Test planen, begleiten und Anwender einrichten 
- Netz-/Leitungsanbindung klären 
- Migration der bestehenden AutiSta-Anwendung, Ver

sionsstand planen und realisieren 
- Produktionsbeginn abstimmen und begleiten 
- Migration, z. B. für die Überführung der Datenbank, 

für Testarbeiten, für den Produktionsstart und zu Client
systemen 

2.1.2 Folgende Leistungen werden durch die Kommune er
bracht: 

- Bereitstellung der erforderlichen Fachverfahrenslizenz 
- Qualifizierte Mitwirkung bei den oben genannten Ak

tivitäten 
- Netz-/Leitungsanbindung bereitstellen 
- Daten aus AutiSta-Datenbank bereitstellen 
- Lokale Installationen auf eigenen Systemen vorneh

men, z. B. Citrix-Client 
- Fachtest durchführen und Abnahme erklären 

2.2	 Betrieb des IT-Fachverfahrens AutiSta 

Folgende Leistungen werden im Rahmen der Vereinba
rung erbracht: 

Die Leistungen umfassen alle Aufgaben, die zur Sicher
stellung der Verfügbarkeit und Funktionsfähigkeit not
wendig sind, und, sofern die Technik im Rechenzentrum 
der Stadt integriert ist, auch die Bereitstellung aller zum 
Betrieb erforderlichen Ressourcen (Räume, Energie, 
etc.). 

2.2.1 Leistungen der Stadt: 

- Sicherstellung des lfd. Betriebes des Verfahrens 
- Bereitstellung von Updates soweit diese aus den 

Pflegeverträgen zur Verfügung stehen 
- bedarfsgerechte Bereitstellung der Hardware (Test

und Produktionssysteme, Ausfallsicherung, inkl. er
forderlicher Speichermedien) 

- AutiSta Hosting über Citrix-Technologie 
- Betriebs- und Wiederherstellungszeiten gemäß SLA 

(siehe Anlage Service Level Agreement) 
- Datenbank Backup/Restore/Recovery Optimierung 

und Tuning des Verfahrenszugriffs 
- Durchführung von Updates für das Gesamtsystem, 

z. B. AutiSta-Client, AutiSta-Server 
- Durchführung von technischen Verfahrenstests 
- Einweisung der Anwender 

2.2.2 Leistungen der Kommune: 

- Bereitstellen der erforderlichen Informationen und 
Ressourcen (z. B. Informationen zur vorhandenen 
Technik, Bereitstellen von Räumen bei Besprechun
gen) 

- Mitwirkung beim Betrieb des Verfahrens durch fach
lich qualifizierte Mitarbeiter/-innen und Benennung 
eines fachlichen und technischen Verfahrensverant
wortlichen 

- Sicherstellung einer zentralen Weiterleitung von Ver
fahrensproblemen und -störungen 

- Lizenzbeistellungen AutiSta inkl. der erforderlichen 
Pflegeverträge 

- Bereitstellung der Netzanbindung 
- Bereitstellung, Betrieb und Support der erforder
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lichen, eigenen Hard- und Softwarekomponenten und 
Durchführung eigener, lokaler Installationen 

2.3 Service Level Agreement über den Betrieb AutiSta 

Leistungspaket Service 

Die Stadt erbringt folgende Service-Leistungen beim Be
trieb des IT-Fachverfahrens AutiSta: 

- Annahme von Störungsmeldungen 
- Störungsbeseitigung innerhalb der Servicezeiten un

ter Berücksichtigung von 
- Prioritäten 
- festgelegten Reaktionszeiten 
- festgelegten Wiederherstellungszeiten 

- Bereitstellung der Anwendung innerhalb der Online-
Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

- Bereitstellung der Anwendung außerhalb der Online-
Zeiten (unbeaufsichtigter Betrieb) 

- Abweichungen vom Standard-Service-Level werden 
nicht vereinbart. 

Standard-Service-Level 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungsmeldun
gen rund um die Uhr per E-Mail aufzugeben. Diese wer
den innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 
Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Annahmezeiten für Störungsmeldungen 
Die Entgegennahme von Störungen erfolgt in einem gere
gelten Verfahren während der Annahmezeiten zentral 
über die Telefonnummer des Kommunalen Rechenzent
rums der Stadt Cottbus: 0355 49497171 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr
 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr
 
außer an Feiertagen
 

Darüber hinaus besteht die Möglichkeit Störungs
meldungen rund um die Uhr per E-Mail an: 
nutzerservice@krz-cottbus.de aufzugeben. Diese werden 
innerhalb der Servicezeiten abgearbeitet. 

Servicezeiten 

Die gemeldeten Störungen werden während der Service
zeiten bearbeitet. Die Wiederherstellung wird in den Ser
vicezeiten erbracht. 

Servicezeiten:
 
montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr
 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr
 

donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Darüber hinausgehende Servicezeiten können im Einzel
fall gesondert vereinbart werden. 

Online-Zeiten (beaufsichtigter Betrieb) 

Die von der Stadt zur Verfügung gestellte IT steht der 
Kommune während der Online-Zeiten zur Verfügung: 

montags, mittwochs 07:00 - 15:00 Uhr 
dienstags 07:00 - 17:00 Uhr 
donnerstags 07:00 - 18:00 Uhr 
freitags 07:00 - 13:00 Uhr 
außer an Feiertagen 

Unterbrechungen, insbesondere geplante Wartungsarbei
ten, erfolgen in der Online-Zeit nur nach Abstimmung. 

Unbeaufsichtigter Betrieb 

Die IT steht außerhalb der Online-Zeiten unbeaufsichtigt 
zur Verfügung. Sie kann in dieser Zeit nach Bedarf, z. B. 
zur Ausführung der Batchproduktion, durch die Stadt 
unterbrochen werden. 

Wartungsfenster 

Wartungsfenster dienen der vorbeugenden Wartung der 
IT-Infrastruktur, um einen störungsfreien Betrieb zu si
chern. Die Stadt darf die Dienste während der Wartungs
fenster unterbrechen, sofern dies betrieblich oder tech
nisch notwendig ist. Die Stadt wird über geplante War
tungsarbeiten rechtzeitig mindestens 2 Arbeitstage im 
Voraus informieren. 

Die Stadt wird Wartungsarbeiten, die zu einer Betriebs
einschränkung führen könnten, möglichst innerhalb des 
festen Wartungsfensters vornehmen. Sofern ein Shut
down des Systems erforderlich wird, wird dieser in allen 
Fällen (auch während des Wartungsfensters) mindestens 
24 Stunden vorher angekündigt. 

Als Wartungsfenster können alle Zeiten außerhalb der 
Online-Zeiten der Stadt genutzt werden, sofern Einzel
vereinbarungen nicht entgegenstehen. 

Störungen werden grundsätzlich wie folgt kategorisiert 
und sind mit folgenden Reaktionszeiten (RZ) und Wieder
herstellungszeiten (WHZ) unterlegt: 

Priorität 1 - Hoch: 

RZ: 4 Stunden/WHZ: 1 Arbeitstag
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt schnell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind sehr zeitkritisch.
 
Die überwiegende Anzahl der Benutzer ist betroffen.
 

mailto:nutzerservice@krz-cottbus.de
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Priorität 2 - Mittel: 

RZ: 1 Arbeitstag/WHZ: 4 Arbeitstage
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit substantiell zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nur mäßig zeitkritisch.
 
Nur einzelne Benutzer sind betroffen.
 

Priorität 3 - Niedrig: 

RZ: 2 Arbeitstage/WHZ: max. 1 Monat
 
Der von der Störung verursachte Schaden nimmt im Ver
lauf der Zeit nur unwesentlich zu.
 
Die Aufgaben, die von den Mitarbeitern nicht erfüllt wer
den können, sind nicht zeitkritisch.
 

Reaktions- und Wiederherstellungszeiten
 

Reaktionszeiten (RZ)
 
In den Reaktionszeiten stimmt die Stadt konkrete Schrit
te zur Lösung der Störung mit der Kommune ab. Die Leis
tung wird während des beaufsichtigten Betriebes (Annah
mezeiten) erbracht.
 

Wiederherstellungszeiten (WHZ)
 
Die Wiederherstellung erfolgt innerhalb der Servicezeit.
 

Anlage 2 

Allgemeine Bedingungen der Auftragsdatenverarbeitung 
gemäß § 11 BbgDSG 

§ 1 
Grundsätze 

(1) Die Stadt verarbeitet die Daten der Kommune ausschließlich in 
deren Auftrag. Eine Zuständigkeitsübertragung findet nicht statt. 

(2) Die Kommune ist im Sinne von § 11 Abs. 1 S. 1 Branden
burgisches Datenschutzgesetz (BbgDSG) für die Einhaltung der 
Bestimmungen des BbgDSG und anderer datenschutzrecht
licher Vorschriften hinsichtlich der von ihr in Auftrag gegebenen 
Datenverarbeitung verantwortlich. Für den Test und die Freiga
be eines Verfahrens, das die Stadt im Rahmen der Auftrags
datenverarbeitung betreibt, ist die Kommune verantwortlich. 

(3) Die Stadt gewährleistet bei der Auftragsdatenverarbeitung 
die Konformität der Verarbeitungsprozesse mit den für die Stadt 
auf Grund Gesetzes oder Vereinbarung geltenden datenschutz
rechtlichen Vorschriften. 

(4) Die Kommune ist verpflichtet, alle im Rahmen des Vertrags
verhältnisses erlangten Betriebsgeheimnisse und Datensicher
heitsmaßnahmen der Stadt vertraulich zu behandeln. 

§ 2 
Auftrag und Weisungen 

(1) Ergänzungen des Auftrags müssen von der Kommune 
schriftlich festgelegt und Weisungen schriftlich übermittelt wer

den. Weisungsberechtigte Personen und Ansprechpartner sind 
zu benennen. Nachfolger und/oder Vertreter sind unverzüglich 
gegenseitig schriftlich mitzuteilen. 

(2) Die Stadt stellt das gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 Personen
standsverordnung für Daten mit hohem Schutzbedarf erforder
liche Sicherheitsniveau im Rahmen der Beauftragung durch die 
Kommune sicher. 

(3) Sind spezialgesetzliche datenschutzrechtliche Bestimmun
gen zu beachten, so legen die Kommune und die Stadt hierzu be
sondere Maßgaben fest. 

(4) Die Stadt verarbeitet die Daten nach Auftrag und Weisungen 
der Kommune. Soweit ein Betroffener sich unmittelbar an die 
Stadt zwecks Berichtigung oder Löschung seiner Daten wendet, 
leitet die Stadt dieses Ersuchen unverzüglich an die Kommune 
weiter. 

§ 3 
Rechte und Pflichten der Kommune und der Stadt 

(1) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden vor Beginn und während der Datenverarbeitung 
das Recht eingeräumt, nach Vorankündigung während der üb
lichen Geschäftszeiten der Stadt durch Inaugenscheinnahme 
und sonstige Erhebungen zu kontrollieren, dass die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten nur im Rahmen des Auftrags und 
der Weisungen der Kommune erfolgt. 

(2) Der Kommune und ihrem behördlichen Datenschutzbeauf
tragten werden die für die Erfüllung ihrer Rechte und Pflichten 
erforderlichen Auskünfte erteilt. Sie können in die auftrags
bezogenen gespeicherten Daten, die verwendeten Datenverar
beitungsprogramme sowie die Verarbeitungsprotokolle einsehen 
und die technischen und organisatorischen Maßnahmen prüfen. 

(3) Die Stadt informiert die Kommune unverzüglich über ge
plante Veränderungen in der Organisation der Datenverarbei
tung und den angewandten Verfahren, soweit sie für die Daten
verarbeitung im Auftrag sicherheitsrelevant sind. Entsprechen
des gilt in Fällen von schwerwiegenden Betriebsstörungen, bei 
Verdacht auf Datenschutzverletzungen oder andere Unregelmä
ßigkeiten bei der Verarbeitung der Daten der Kommune. 

(4) Die Kommune prüft die Verarbeitungsergebnisse zumindest 
stichprobenartig und informiert die Stadt unverzüglich, wenn sie 
Fehler oder Unregelmäßigkeiten feststellt. 

(5) Die Stadt verpflichtet alle Beschäftigten, die Zugang zu per
sonenbezogenen Daten der Kommune haben, auf das Daten
geheimnis gem. § 6 BbgDSG. 

§ 4 
Technische und organisatorische Maßnahmen 

(1) Die Stadt konzipiert unter Beachtung der für die elektroni
schen Personenstandsregister und das Fachverfahren AutiSta 
geltenden Vorschriften die für den Datenschutz erforderlichen 
technisch-organisatorischen Maßnahmen. Der Kommune wird 
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das IT-Sicherheitskonzept, insbesondere die zur Umsetzung des 
Sicherheitskonzeptes getroffenen bzw. zu treffenden techni
schen und organisatorischen Maßnahmen, zur Bestätigung vor
gelegt. Die Produktivsetzung erfolgt durch die Kommune und 
unter Kenntnis der zu diesem Zeitpunkt umgesetzten techni
schen und organisatorischen Maßnahmen. 

(2) Der Stadt ist es während der Laufzeit des Datenverarbei
tungsauftrags gestattet, im Rahmen von Weiterentwicklungen 
alternative Maßnahmen gegenüber den ursprünglich vereinbar
ten Maßnahmen in Abstimmung mit der Kommune zu ergreifen, 
soweit das Sicherheitsniveau nicht unterschritten wird. 

(3) Durch die technischen und organisatorischen Maßnahmen 
soll ergänzend zu und über die nach den Vorschriften für die 
elektronischen Personenstandsregister und AutiSta geltenden 
Vorgaben hinaus insbesondere erreicht werden, dass 

1.	 administrative Zugriffe, mit denen Änderungen an automa
tisierten Verfahren bewirkt werden können, technisch abge
sichert und nur von den hierzu ausdrücklich im Rahmen des 
jeweiligen Datenschutzkonzepts berechtigten Personen 
durchgeführt werden, 

2.	 Unbefugten der Zugang zu Datenträgern, auf denen perso
nenbezogene und andere im Interesse des Kunden schutz
würdige Daten gespeichert sind, verwehrt ist, 

3.	 verhindert wird, dass personenbezogene und andere im In
teresse des Kunden schutzwürdige Daten unbefugt verarbei
tet werden oder Unbefugten zur Kenntnis gelangen, 

4.	 eine sichere Trennung der Daten der Kommune von den 
übrigen Datenbeständen besteht und dass ihr ihre Daten 
(Kundendaten und Protokolldateien) jederzeit bereitgestellt 
werden können, 

5.	 die Daten verarbeitenden Personen, der Zeitpunkt und der 
Umfang der Datenverarbeitung festgestellt werden können. 

(4) Die Stadt unterstützt die Kommune, soweit erforderlich, bei 
der Erstellung des Verfahrensverzeichnisses gemäß § 8 BbgDSG 
in Bezug auf die Beschreibung der technischen und organisato
rischen Maßnahmen. 

(5) Die zur Datenverarbeitung überlassenen Daten werden zu 
keinen anderen Zwecken, als zu den von der Kommune be
stimmten verarbeitet. Kopien oder Duplikate werden ohne Wis
sen der Kommune nicht erstellt. 

§ 5 
Revisionssichere Protokollierung 

(1) Veränderungen an und Eingriffe in technische Verfahren 
müssen revisionssicher protokolliert und nach Maßgabe zuvor 
definierter Parameter ausgewertet werden. 

(2) In den Protokollen wird 

1.	 der Zeitpunkt des ändernden Zugriffs, 
2.	 der Grund für den Zugriff, 
3.	 die veranlassende und ausführende Person, 
4.	 die Art der Änderung, 
5.	 der Zeitpunkt der Kontrolle und die kontrollierende Person 

festgehalten. 

(3) Die Protokolle werden gem. § 10 Abs. 2 Nr. 5 BbgDSG ge
speichert und für Kontrollzwecke bereitgehalten. 

(4) Die Protokolldaten werden, sofern sie zur Aufgabenerfüllung 
nicht mehr erforderlich sind, nach spätestens 6 Monaten ge
löscht. 

§ 6 
Löschung von Daten und Rückgabe von Datenträgern 

Nach Abschluss der vertraglichen Arbeiten händigt die Stadt der 
Kommune sämtliche in ihren Besitz gelangten Unterlagen und 
erstellten Verarbeitungs- und Nutzungsergebnisse, die im Zusam
menhang mit dem Auftragsverhältnis stehen, aus. Die Datenträger 
der Stadt werden unwiederbringlich gelöscht, Test- und Aus
schussmaterial wird unverzüglich vernichtet oder der Kommune, 
soweit vereinbart, ausgehändigt. Die Löschung bzw. Vernichtung 
wird der Kommune mit Datumsangabe schriftlich bestätigt. 

§ 7 
Unterauftragsverhältnisse 

Eine Datenverarbeitung im Unterauftrag erfolgt nur auf der 
Grundlage einer ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung mit 
der Kommune. 

Die Stadt stellt für diejenigen Unterauftragnehmer und deren Be
schäftigte, die nicht dem Geltungsbereich des BbgDSG unterfal
len, vertraglich die Verpflichtung auf das Datengeheimnis 
(§ 5 BDSG) sicher. Eine Weiterleitung von Daten oder die Eröff
nung eines Zugriffs erfolgt erst nach der Verpflichtung eines 
Unterauftragnehmers bzw. seiner Mitarbeiter auf das Datenge
heimnis. 

§ 8 
Datenschutzbeauftragter der Stadt 

Die Stadt hat einen Datenschutzbeauftragten nach § 7a BbgDSG 
bestellt. 

Errichtung der „Marjan Miklus-Stiftung“ 

Bekanntmachung des Ministeriums des Innern
 
Vom 26. September 2013
 

Auf Grund des § 13 des Stiftungsgesetzes für das Land Bran
denburg (StiftGBbg) vom 20. April 2004 (GVBl. I S. 150) wird 
hiermit die Anerkennung der „Marjan Miklus-Stiftung“ mit Sitz 
in Hennigsdorf als rechtsfähig öffentlich bekannt gemacht. 

Zweck der Stiftung ist die Förderung von Wissenschaft und For
schung, des öffentlichen Gesundheitswesens, der Bildung, des 
Sports und der Kultur. 

Die Stiftung verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnüt
zige Zwecke im Sinne des Abschnittes „Steuerbegünstigte 
Zwecke“ der Abgabenordnung. 

Die gemäß § 4 Absatz 1 StiftGBbg zuständige Verwaltungsbe
hörde für die Anerkennung einer Stiftung mit Sitz im Land Bran
denburg, das Ministerium des Innern, hat die Anerkennung der 
Rechtsfähigkeit mit Urkunde vom 26. September 2013 erteilt. 
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Öffentliches Auslegungsverfahren
 
zum geplanten Naturschutzgebiet
 

„Trockenrasen Wriezen und Biesdorfer Kehlen“
 

Bekanntmachung des Ministeriums für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 13. September 2013
 

Die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg beabsichtigt, das Gebiet „Trocken
rasen Wriezen und Biesdorfer Kehlen“ in einem förmlichen Ver
fahren gemäß § 9 des Brandenburgischen Naturschutzausfüh
rungsgesetzes vom 21. Januar 2013 (GVBl. I Nr. 3) in Verbin
dung mit § 22 Absatz 1 und 2, § 23 und § 32 Absatz 2 und 3 des 
Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) 
sowie § 8 Absatz 1 des Brandenburgischen Naturschutzausfüh
rungsgesetzes und § 4 Absatz 1 der Naturschutzzuständigkeits
verordnung vom 27. Mai 2013 (GVBl. II Nr. 43) durch den Er
lass einer Rechtsverordnung als Naturschutzgebiet festzusetzen. 

Das geplante Naturschutzgebiet liegt im Landkreis Märkisch-
Oderland. Von der geplanten Unterschutzstellung werden die 
folgenden Flächen ganz oder teilweise betroffen: 

Stadt/Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Wriezen Biesdorf 1, 2; 
Rathsdorf 2; 
Wriezen 2, 3, 9; 
Lüdersdorf 10; 
Schulzendorf 2; 

Bliesdorf Bliesdorf 8. 

Der Entwurf der Verordnung und die dazugehörigen Karten wer
den 

im Zeitraum vom 11. November 2013   
bis einschließlich 13. Dezember 2013 

bei den folgenden Behörden während der üblichen Dienststun
den zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt: 

1.	 Landkreis Märkisch-Oderland 
- untere Naturschutzbehörde -
Puschkinplatz 12 
15306 Seelow 

2. Stadt Wriezen 
- Bauverwaltung -
Freienwalder Str. 50 
16269 Wriezen 

3.	 Amt Barnim-Oderbruch 
- Bau- und Ordnungsamt -
Freienwalder Str. 48 
16269 Wriezen 

Während der Auslegungsfrist können nach § 9 Absatz 2 Satz 2 
des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes von 
jedem Betroffenen Bedenken und Anregungen zum Entwurf der 

Verordnung schriftlich oder zur Niederschrift bei den obigen 
Auslegungsstellen oder dem Ministerium für Umwelt, Gesund
heit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Raum 162, 
Albert-Einstein-Str. 42 - 46, 14473 Potsdam, vorgebracht wer
den. Die vorgebrachten Bedenken und Anregungen müssen den 
Namen, den Vornamen und die genaue Anschrift der Person ent
halten. Bedenken und Anregungen, die sich auf Grundstücke be
ziehen, sollen Gemarkung, Flur und Flurstück der betroffenen 
Fläche enthalten. 

Vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung an sind nach § 9 Absatz 2 
Satz 3 des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes 
bis zum Inkrafttreten der Verordnung, jedoch längstens drei Jah
re mit der Möglichkeit der Verlängerung um ein weiteres Jahr, 
alle Handlungen verboten, die geeignet sind, den Schutzgegen
stand nachteilig zu verändern (Veränderungssperre). 

Die zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ausgeübte rechtmä
ßige Bodennutzung und rechtmäßige Ausübung der Jagd bleibt 
gemäß § 9 Absatz 3 Satz 1 des Brandenburgischen Naturschutz
ausführungsgesetzes von der Veränderungssperre unberührt. 

Diese Bekanntmachung und im Auslegungszeitraum der Ent
wurf der Verordnung zum Naturschutzgebiet „Trockenrasen 
Wriezen und Biesdorfer Kehlen“ können auch wie folgt im 
Internet eingesehen werden: 

www.mugv.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren 

Öffentliches Auslegungsverfahren 
zum geplanten Naturschutzgebiet 

„Restsee Tröbitz“ 

Bekanntmachung des Ministeriums für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 13. September 2013
 

Die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg beabsichtigt, das Gebiet „Restsee Trö
bitz“ in einem förmlichen Verfahren gemäß § 9 des Brandenbur
gischen Naturschutzausführungsgesetzes vom 21. Januar 2013 
(GVBl. I Nr. 3) in Verbindung mit § 22 Absatz 1 und 2, § 23 und 
§ 32 Absatz 2 und 3 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Ju
li 2009 (BGBl. I S. 2542) sowie § 8 Absatz 1 des Brandenbur
gischen Naturschutzausführungsgesetzes und § 4 Absatz 1 
der Naturschutzzuständigkeitsverordnung vom 27. Mai 2013 
(GVBl. II Nr. 43) durch den Erlass einer Rechtsverordnung als 
Naturschutzgebiet festzusetzen. 

Das geplante Naturschutzgebiet liegt im Landkreis Elbe-Elster. 
Von der geplanten Unterschutzstellung werden die folgenden 
Flächen ganz oder teilweise betroffen: 

Stadt/Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Tröbitz Tröbitz 4; 
Uebigau-Wahrenbrück Wildgrube 3. 

www.mugv.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren
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Der Entwurf der Verordnung und die dazugehörigen Karten wer
den 

im Zeitraum vom 11. November 2013   
bis einschließlich 13. Dezember 2013 

bei den folgenden Behörden während der üblichen Dienststun
den zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt: 

1.	 Landkreis Elbe-Elster 
- untere Naturschutzbehörde 
Nordpromenade 4 a 
04916 Herzberg (Elster) 

2. Amt Elsterland 
Bau- und Gemeindeservice 
Kindergartenstr. 2 a 
03253 Schönborn 

3.	 Stadt Uebigau-Wahrenbrück 
Bauverwaltung 
OT Uebigau 
Markt 11 
04938 Uebigau-Wahrenbrück 

Während der Auslegungsfrist können nach § 9 Absatz 2 Satz 2 
des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes von 
jedem Betroffenen Bedenken und Anregungen zum Entwurf der 
Verordnung schriftlich oder zur Niederschrift bei den obigen 
Auslegungsstellen oder dem Ministerium für Umwelt, Gesund
heit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Raum 162, 
Albert-Einstein-Str. 42 - 46, 14473 Potsdam, vorgebracht wer
den. Die vorgebrachten Bedenken und Anregungen müssen den 
Namen, den Vornamen und die genaue Anschrift der Person ent
halten. Bedenken und Anregungen, die sich auf Grundstücke be
ziehen, sollen Gemarkung, Flur und Flurstück der betroffenen 
Fläche enthalten. 

Vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung an sind nach § 9 Absatz 2 
Satz 3 des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes 
bis zum Inkrafttreten der Verordnung, jedoch längstens drei Jah
re mit der Möglichkeit der Verlängerung um ein weiteres Jahr, 
alle Handlungen verboten, die geeignet sind, den Schutzgegen
stand nachteilig zu verändern (Veränderungssperre). 

Die zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ausgeübte rechtmä
ßige Bodennutzung und rechtmäßige Ausübung der Jagd bleibt 
gemäß § 9 Absatz 3 Satz 1 des Brandenburgischen Naturschutz
ausführungsgesetzes von der Veränderungssperre unberührt. 

Diese Bekanntmachung und im Auslegungszeitraum der Ent
wurf der Verordnung zum Naturschutzgebiet „Restsee Tröbitz“ 
können auch wie folgt im Internet eingesehen werden: 

www.mugv.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren 

Öffentliches Auslegungsverfahren 
zum geplanten Naturschutzgebiet 

„Batzlower Mühlenfließ-Büchnitztal“ 

Bekanntmachung des Ministeriums für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 13. September 2013
 

Die Ministerin für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz 
des Landes Brandenburg beabsichtigt, das Gebiet „Batzlower 
Mühlenfließ-Büchnitztal“ in einem förmlichen Verfahren ge
mäß § 9 des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgeset
zes vom 21. Januar 2013 (GVBl. I Nr. 3) in Verbindung mit § 22 
Absatz 1 und 2, § 23 und § 32 Absatz 2 und 3 des Bundesnatur
schutzgesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) sowie § 8 
Absatz 1 des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgeset
zes und § 4 Absatz 1 der Naturschutzzuständigkeitsverordnung 
vom 27. Mai 2013 (GVBl. II Nr. 43) durch den Erlass einer 
Rechtsverordnung als Naturschutzgebiet festzusetzen. 

Das geplante Naturschutzgebiet liegt im Landkreis Märkisch-
Oderland. Von der geplanten Unterschutzstellung werden die 
folgenden Flächen ganz oder teilweise betroffen: 

Gemeinde: Gemarkung: Flur: 

Neuhardenberg Altfriedland 1; 
Märkische Höhe Batzlow 1 bis 5; 
Reichenow-Möglin Reichenow 3; 

Möglin 1; 
Bliesdorf Kunersdorf 3. 

Der Entwurf der Verordnung und die dazugehörigen Karten wer
den 

im Zeitraum vom 11. November 2013   
bis einschließlich 13. Dezember 2013 

bei den folgenden Behörden während der üblichen Dienststun
den zu jedermanns Einsicht öffentlich ausgelegt: 

1.	 Landkreis Märkisch-Oderland 
- untere Naturschutzbehörde -
Puschkinplatz 12 
15306 Seelow 

2. Amt Neuhardenberg 
- Bauplanung 
Karl-Marx-Allee 72 
15320 Neuhardenberg 

3.	 Amt Barnim-Oderbruch 
- Bau- und Ordnungsamt -
Freienwalder Str. 48 
16269 Wriezen 

Während der Auslegungsfrist können nach § 9 Absatz 2 Satz 2 
des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes von 
jedem Betroffenen Bedenken und Anregungen zum Entwurf der 
Verordnung schriftlich oder zur Niederschrift bei den obigen 

www.mugv.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren
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Auslegungsstellen oder dem Ministerium für Umwelt, Gesund
heit und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg, Raum 162, 
Albert-Einstein-Str. 42 - 46, 14473 Potsdam, vorgebracht wer
den. Die vorgebrachten Bedenken und Anregungen müssen den 
Namen, den Vornamen und die genaue Anschrift der Person ent
halten. Bedenken und Anregungen, die sich auf Grundstücke be
ziehen, sollen Gemarkung, Flur und Flurstück der betroffenen 
Fläche enthalten. 

Vom Zeitpunkt dieser Bekanntmachung an sind nach § 9 Absatz 2 
Satz 3 des Brandenburgischen Naturschutzausführungsgesetzes 
bis zum Inkrafttreten der Verordnung, jedoch längstens drei Jah
re mit der Möglichkeit der Verlängerung um ein weiteres Jahr, 
alle Handlungen verboten, die geeignet sind, den Schutzgegen
stand nachteilig zu verändern (Veränderungssperre). 

Die zum Zeitpunkt dieser Bekanntmachung ausgeübte rechtmä
ßige Bodennutzung und rechtmäßige Ausübung der Jagd bleibt 
gemäß § 9 Absatz 3 Satz 1 des Brandenburgischen Naturschutz
ausführungsgesetzes von der Veränderungssperre unberührt. 

Diese Bekanntmachung und im Auslegungszeitraum der Ent
wurf der Verordnung zum Naturschutzgebiet „Batzlower Müh
lenfließ-Büchnitztal“ können auch wie folgt im Internet einge
sehen werden: 

www.mugv.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren 

Festlegung eines einheitlichen elektronischen 

Datenverarbeitungsverfahrens (EDV-Verfahren) 


für die Niederschriften der Ergebnisse 

von Trinkwasseruntersuchungen 


im Land Brandenburg
 

Allgemeinverfügung des Ministeriums für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz 


Vom 19. September 2013
 

Aufgrund von § 15 Absatz 3 Satz 3 der Trinkwasserverordnung 
(TrinkwV 2001) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
2. August 2013 (BGBl. I S. 2977), die durch Artikel 4 Absatz 22 
des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert 
worden ist, wird durch das Ministerium für Umwelt, Gesundheit 
und Verbraucherschutz des Landes Brandenburg (MUGV) als 
zuständige oberste Landesbehörde Folgendes bestimmt: 

1.	 Der Unternehmer oder sonstige Inhaber einer Wasserversor
gungsanlage gemäß § 3 Nummer 2 TrinkwV 2001 hat für die 
Niederschriften von Trinkwasseruntersuchungsergebnissen 
auf Datenträgern bestimmte EDV-Verfahren zu verwenden. 
Als EDV-Verfahren wird die Softwareschnittstelle bezeich
net, die den Austausch von Daten ermöglicht. 

2.	 Es ist jeweils das EDV-Verfahren zu verwenden, welches in 
dem Gesundheitsamt genutzt wird, an das die Kopie der 
Niederschrift nach § 15 Absatz 3 Satz 4 TrinkwV 2001 zu 
übersenden ist. 

Hinweis 

Im Land Brandenburg kommen Datenbanksysteme mit der Soft
ware „ISGA®“ und „Octoware®“ zum Einsatz. Die Beschreibung 
der Softwareschnittstelle (EDV-Verfahren) und das aktuell 
geltende Format werden im Internet auf der MUGV-Seite des 
Landes Brandenburg bekannt gemacht. 

Bekanntgabe 

Diese Allgemeinverfügung gilt am Tag nach der Veröffent
lichung im Amtsblatt für Brandenburg als bekannt gegeben. 

Inkrafttreten 

Diese Allgemeinverfügung tritt sechs Monate nach der Be
kanntgabe in Kraft. 

Begründung 

Das Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher
schutz (MUGV) erlässt diese Allgemeinverfügung nach § 15 
Absatz 3 Satz 3 TrinkwV 2001. 

Gemäß § 15 Absatz 3 Satz 3 TrinkwV 2001 kann das MUGV be
stimmen, dass für die Niederschriften der Trinkwasseruntersu
chungsergebnisse auf Datenträgern einheitliche elektronische 
Datenverarbeitungsverfahren (EDV-Verfahren) anzuwenden 
sind. Mit der Festlegung zur Verwendung von bestimmten EDV-
Verfahren wird die Voraussetzung dafür geschaffen, dass die 
Daten in elektronischer Form über eine Softwareschnittstelle 
übermittelt werden. Dies stellt eine Anpassung an den kommu
nikationstechnischen Fortschritt dar. Weiterhin wird damit das 
Einpflegen von Daten in die bestehenden Datenbanken der 
Behörden sowie die Berichterstattung nach EU-einheitlichen 
Vorgaben in elektronischer Form gewährleistet. 

Der Unternehmer oder sonstige Inhaber einer Wasserversor
gungsanlage gemäß § 3 Nummer 2 TrinkwV 2001 ist zur Über
mittlung der Kopie der Niederschrift der Untersuchungsergeb
nisse an das Gesundheitsamt nach § 15 Absatz 3 Satz 4 TrinkwV 
2001 verpflichtet. Um die Kompatibilität, die Sicherstellung 
einer hohen Qualität und eine zeitnahe Übersendung von Unter
suchungsergebnissen zu gewährleisten, sind bereits für die Er
stellung der Niederschriften selbst die erforderlichen EDV-Ver
fahren anzuwenden. Durch den Unternehmer oder sonstigen 
Inhaber einer Wasserversorgungsanlage gemäß § 3 Nummer 2 
TrinkwV 2001 ist daher sicherzustellen, dass die für die Durch
führung der Untersuchungen beauftragte und zugelassene 
Untersuchungsstelle die Ergebnisse in der entsprechenden 
elektronischen Form darstellt und übermittelt. 

Die Beauftragung einer Untersuchungsstelle erfolgt in der Regel 
durch den Abschluss eines Vertrages. In bestimmten Fällen, zum 
Beispiel Untersuchungen bei Kleinanlagen zur Eigenversor
gung, kann es sinnvoll sein, dass die Untersuchungsstelle zur 
Übermittlung der Untersuchungsergebnisse an das Gesund
heitsamt vertraglich ermächtigt wird. Die entsprechenden EDV-
Vorgaben sind dabei im Sinne des § 15 Absatz 3 Satz 3 TrinkwV 
2001 einzuhalten. So können auch Inhaber von Kleinanlagen zur 
Eigenversorgung dieser Allgemeinverfügung nachkommen. 

www.mugv.brandenburg.de/info/sg_auslegungsverfahren
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Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen die Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die Klage ist schrift
lich, in elektronischer Form oder zur Niederschrift des 
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle bei dem Verwaltungs
gericht zu erheben, in dessen Bezirk der Unternehmer und der 
sonstige Inhaber einer Wasserversorgungsanlage seinen Sitz 
oder Wohnsitz haben. Liegt dieser Sitz oder Wohnsitz nicht im 
Land Brandenburg, so ist das Verwaltungsgericht Potsdam 
zuständig. 

Verwaltungsgerichte in Brandenburg 

Verwaltungsgericht Cottbus
 
Vom-Stein-Straße 27
 
03050 Cottbus
 

Verwaltungsgericht Frankfurt (Oder)
 
Logenstraße 13
 
15230 Frankfurt (Oder)
 

Verwaltungsgericht Potsdam
 
Friedrich-Ebert-Straße 32
 
14469 Potsdam
 

Die Klage muss den Kläger, den Beklagten und den Gegenstand
 
des Klagebegehrens bezeichnen. Sie soll einen bestimmten
 
Antrag enthalten. Die zur Begründung dienenden Tatsachen und
 
Beweismittel sollen angegeben werden.
 

Falls die Klage schriftlich oder zur Niederschrift erhoben wird,
 
sollen der Klage nebst Anlagen so viele Abschriften beigefügt
 
werden, dass alle Beteiligten eine Ausfertigung erhalten können.
 

Falls die Klage in elektronischer Form erhoben wird, sind die
 
elektronischen Dokumente mit einer qualifizierten elektroni
schen Signatur im Sinne des Signaturgesetzes zu versehen. Sie
 
ist bei der elektronischen Poststelle des Verwaltungsgerichts, bei
 
dem die Klage zu erheben ist, über die auf der Internetseite
 
www.erv.brandenburg.de bezeichneten Kommunikationswege
 
einzureichen. Die rechtlichen Grundlagen hierfür sowie die
 
weiteren technischen Anforderungen sind unter der vorgenann
ten Internetseite abrufbar.
 

Hinweis zur Einsichtnahme 

Die Allgemeinverfügung einschließlich ihrer Begründung liegt 
im Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher
schutz, Heinrich-Mann-Allee 103, Haus 45 aus und kann wäh
rend der allgemeinen Dienstzeit Montag bis Donnerstag von 
9 bis 15 Uhr, am Freitag von 9 bis 14 Uhr innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe eingesehen werden. 

Öffentliche Bestellung 

und Vereidigung eines Versteigerers 


Bekanntmachung des Ministeriums für Wirtschaft 

und Europaangelegenheiten
 

Vom 27. September 2013 


Auf Grund des § 34b Absatz 5 der Gewerbeordnung hat das 
Ministerium für Wirtschaft und Europaangelegenheiten Herrn 
Sebastian Protz, wohnhaft in Dallgow-Döberitz, Bahnhof
str. 49 c, am 26. September 2013 als besonders sachkundigen 
Versteigerer allgemein öffentlich bestellt und vereidigt. 

Anpassung von Erstattungspauschalen 

Bekanntmachung des Ministeriums für Arbeit, 

Soziales, Frauen und Familie
 

Vom 24. September 2013
 

I. 

Auf Grund des § 3 Absatz 2 in Verbindung mit § 1 Absatz 6 Satz 1 
und 2 der Erstattungsverordnung vom 29. Januar 1999 (GVBl. II 
S. 99), die zuletzt durch Verordnung vom 30. August 2013 
(GVBl. II Nr. 66) geändert worden ist, werden die Erstattungs
pauschalen mit Wirkung vom 1. Januar 2013 wie folgt festge
setzt und bekannt gemacht: 

1. 	 Die Jahrespauschale nach § 1 Absatz 1 beträgt 2 273 Euro. 
2. 	 Die jährliche Pauschale pro Personalstelle nach Anlage 1 be

trägt 51 307 Euro. 
3. 	 Die jährliche Pauschale für die zusätzliche Personalstelle 

nach Anlage 2 Nummer 1 beträgt 51 307 Euro. 

II. 

Diese Bekanntmachung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2013 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt die Bekanntmachung über die Anpas
sung der Erstattungspauschalen vom 16. April 2012 (ABl. S. 620) 
außer Kraft. 

http:www.erv.brandenburg.de
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Feststellung des Unterbleibens einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
 

für das Vorhaben zur Errichtung und zum Betrieb
 
von zwei Windkraftanlagen in 16348 Wandlitz,
 

OT Klosterfelde
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 15. Oktober 2013
 

Die Firma Notus Energy Plan GmbH & Co. KG, Gregor-
Mendel-Straße 24 a in 14469 Potsdam beantragt gemäß § 4 des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf dem Grund
stück 16348 Wandlitz, in der Gemarkung Klosterfelde, Flur 8, 
Flurstück 2 und Flur 7, Flurstück 502, zwei Windkraftanlagen zu 
errichten und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummern 1.6.2 des 
Anhanges der Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens 
der Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge
meine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte zu Beginn des Genehmigungsverfah
rens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 0335 560-3182 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim
mer 103, Müllroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) ein
gesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. 
I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 

S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Ost
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
 

für das Vorhaben zur Errichtung und Betrieb eines
 
Zwischenlagers für maximal 850 Altautos 


am Standort 15517 Fürstenwalde
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 15. Oktober 2013
 

Die Firma Autoteilezentrum L. S. Graunke, Karl-Liebknecht-
Straße 30, 15517 Fürstenwalde beantragt die Genehmigung 
nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), auf 
dem Grundstück 15517 Fürstenwalde in der Gemarkung 
Fürstenwalde, Flur 73, Flurstücke 5, 10 und 155 (Landkreis 
Oder-Spree) ein Zwischenlager für maximal 850 Altautos zu 
errichten und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 8.12.3.2 des 
Anhanges der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla
gen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der Nummer 8.7.1.2 
der Anlage 1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeits
prüfung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine stand
ortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte zu Beginn des Genehmigungsverfah
rens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 0335 560-3182 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim
mer 103, Müllroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) ein
gesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
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in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 14. März 1997 (BGBl. I S. 504), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 der Verordnung vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Ost
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP)
 

für das Vorhaben zur wesentlichen Änderung einer
 
Windkraftanlage in 15831 Birkholz
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 15. Oktober 2013
 

Die Firma MBBF Windparkplanung GmbH & Co. KG, Dorf
straße 6 in 18246 Jürgensdorf, OT Moltenow, beantragt die 
Genehmigung auf wesentliche Änderung einer Windkraftanlage 
gemäß § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG), 
auf dem Grundstück 15831 Birkholz in der Gemarkung Birk
holz, Flur 3, Flurstück 69. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.6.2 des 
Anhanges der Verordnung über genehmigungsbedürftige Anla
gen (4. BImSchV) sowie um die Änderung eines Vorhabens der 
Nummer 1.6.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Nach § 3c UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allge
meine Vorprüfung des Einzelfalls durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte zu Beginn des Genehmigungsverfah
rens auf der Grundlage der vom Vorhabensträger vorgelegten 
Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 0335 560-3182 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 

Regionalabteilung Ost, Genehmigungsverfahrensstelle, Zim
mer 103, Müllroser Chaussee 50, 15236 Frankfurt (Oder) ein
gesehen werden. 

Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung Ost
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 


für das Vorhaben Änderung der  Biogasanlage 

in 16845 Temnitztal OT Wildberg
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 15. Oktober 2013
 

Die Wildberger Agrar GmbH in 16845 Temnitztal OT Wildberg 
beantragte gemäß § 16 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(BImSchG), die genehmigte Biogasanlage in der Gemarkung 
Wildberg (Landkreis Ostprignitz-Ruppin), Flur 8, Flur
stücke: 64, 65 zu ändern. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummern 1.2.2.2 V 
und 8.6.3.2 V des Anhangs 1 der Verordnung über genehmi
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um das Vorhaben 
der Nummern 1.2.2.2 und 8.4.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 des 
Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Für das beantragte Vorhaben war eine standortbezogene Vor
prüfung des Einzellfalls zur Umweltverträglichkeit im Sinne des 
§ 3a in Verbindung mit § 3c des UVPG durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte vor Beginn des Genehmigungsverfah
rens auf der Grundlage der von der Vorhabensträgerin vorgeleg
ten Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 
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Diese Feststellung ist nicht selbstständig anfechtbar. Die Be
gründung dieser Entscheidung und die zugrunde liegenden 
Unterlagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung 
unter der Telefonnummer  033201 442-486 während der Dienst
zeiten im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher
schutz, Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Pots
dam/OT Groß Glienicke eingesehen werden. 

Rechtsgrundlagen: 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen  und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943) 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions
schutzgesetztes (Verordnung über genehmigungsbedürftige 
Anlagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Errichtung und Betrieb von 

12 Windkraftanlagen (WKA) am Standort 


im Landkreis Potsdam-Mittelmark in 14778 Golzow,
 
Gemarkung Desmathen
 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 15. Oktober 2013
 

Berichtigung der Bekanntmachung vom 24. September 2013 

Die Firma Desmathen Windpark GmbH & Co. KG, Schupperts
gasse 30 in 35083 Wetter, vertreten durch die Firma Energie
quelle GmbH, Hauptstraße 44 in 15806 Zossen OT Kallinchen, 
beantragt die Neugenehmigung für die Errichtung und den 
Betrieb von 12 WKA des Typs ENERCON E-115 mit einer 
Leistung von 3,0 MW und einer Gesamthöhe von 206,86 m im 
Landkreis Potsdam-Mittelmark in 14778 Golzow, Gemarkung 
Desmathen. 
Die Bezeichnung der betroffenen Flurstücke kann den ausgeleg
ten Antragsunterlagen entnommen werden. 

Es handelt sich dabei um Anlagen der Nummer 1.6.2 des 
Anhangs 1 der Vierten Verordnung zur Durchführung des 
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über genehmi
gungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben 

der Nummer 1.6.1 Spalte 1 der Anlage 1 des Gesetzes über die
 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG).
 
Das Vorhaben unterliegt einer Umweltverträglichkeitsprüfung
 
(UVP).
 

Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen:
 

- Errichtung und Betrieb von 12 WKA des Typs ENERCON
 
E-115 

- Errichtung der Zuwegung zu den einzelnen WKA 
- Errichtung der Kranaufstellflächen an den einzelnen WKA. 

Die elektrische Gesamtleistung der 12 beantragten WKA beträgt 
insgesamt 36 MW. Die Inbetriebnahme der WKA ist für Juni 
2014 geplant. 

Das Vorhaben wurde bereits mit Datum vom 24.09.2013 am 
25.09.2013 öffentlich bekannt gemacht und nachfolgend ausge
legt. Wegen des formellen Fehlers der falschen Bezeichnung 
des Standortes (Planebruch statt Golzow) wird die Öffent
lichkeitsbeteiligung wiederholt. 

Durch die erneute Auslegung gelten eine neue Einwendungs
frist sowie ein neuer Erörterungstermin. Die Bekanntma
chung vom 24.09.2013 wird aus diesem Grund berichtigt. 

I.Auslegung 

Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen Unterlagen 
werden einen Monat vom 23.10.2013 bis einschließlich 
22.11.2013 

- im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucher
schutz, Regionalabteilung West, Genehmigungsverfahrens-
stelle, Seeburger Chaussee 2 in 14476 Potsdam, OT Groß 
Glienicke, Haus 3, Zimmer 328 und 

- im Amt Brück, Bauamt, Raum 206, Ernst-Thälmann-Str. 59 
in 14822 Brück 

ausgelegt und können dort während der Dienststunden von je
dermann eingesehen werden. 

II. Einwendungen 

Einwendungen können während der Einwendungsfrist vom 
23.10.2013 bis einschließlich 06.12.2013 schriftlich bei einer 
der vorgenannten Stellen erhoben werden. Mit Ablauf der Ein
wendungsfrist sind alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
Bisher fristgemäß eingegangene Einwendungen werden be
rücksichtigt und müssen nicht wiederholt werden. 

III. Erörterungstermin 

Der laut Bekanntmachung vom 24.09.2013 angesetzte Erör
terungstermin am 09.12.2013 wird aufgehoben. 
Die form- und fristgerechten Einwendungen zu den geänderten 
Antragsunterlagen werden in einem neuen Erörterungstermin 
am 14.01.2014 um 10:00 Uhr, im Gasthaus zur Erholung, Bran
denburgische Str. 29 in 14778 Golzow erörtert. 
Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, 
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wird ein Termin zur Fortführung der Erörterung an nachfolgen
den Werktagen verkündet. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
formgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des 
Antragstellers oder von Personen, die Einwendungen erhoben 
haben, erörtert werden. 

IV. Hinweise 

Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fach
behörden, deren Aufgabenbereich berührt wird, bekannt zu 
geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und 
Anschrift vor der Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, 
wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des Genehmi
gungsverfahrens nicht erforderlich sind. 
Die Zustellung der Entscheidung über die Einwendungen kann 
durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 

V. Rechtsgrundlagen 

Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch 
Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähn
liche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 
S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
2. Juli 2013 (BGBl. I S. 1943). 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions
schutzgesetzes (Verordnung über genehmigungsbedürftige An
lagen - 4. BImSchV) vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) 

Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissions
schutzgesetzes (Verordnung über das Genehmigungsverfahren 
9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 
1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert am 2. Mai 2013, 
(BGBl. I S. 973) 

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBl. I 
S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 10 des Gesetzes vom 
25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749) 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
 

Feststellung des Unterbleibens einer 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) für 

das Vorhaben Errichtung und Betrieb 
einer Biogasanlage in 14822 Brück 

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt, 

Gesundheit und Verbraucherschutz
 

Vom 15. Oktober 2013
 

Die Schulz & Peper GbR, 14822 Brück, Chausseestraße 2 bean
tragt die Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutz
gesetzes (BImSchG), eine Biogasanlage auf dem Grundstück in 
14822 Brück, Gemarkung Brück, Flur 11, Flurstücke 111 bis 
114 zu errichten und zu betreiben. 

Es handelt sich dabei um eine Anlage der Nummer 1.2.2.2 Ver
fahrensart V des Anhangs der Verordnung über genehmigungs
bedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben der 
Nummer 1.2.2.2 Spalte 2 der Anlage 1 des Gesetzes über die 
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 

Für das beantragte Vorhaben war eine standortbezogene Vor
prüfung des Einzelfalls zur Umweltverträglichkeit im Sinne des 
§ 3a in Verbindung mit § 3c des UVPG durchzuführen. 

Die Feststellung erfolgte nach Beginn des Genehmigungsver
fahrens auf der Grundlage der von der Vorhabensträgerin vorge
legten Unterlagen sowie eigener Informationen. 

Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für 
das oben genannte Vorhaben keine UVP-Pflicht besteht. 

Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. Die Begrün
dung dieser Entscheidung und die ihr zugrunde liegenden Unter
lagen können nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 
der Telefonnummer 033201 442-486 während der Dienstzeiten 
im Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 
Seeburger Chaussee 2, Haus 3, Zimmer 328, 14476 Potsdam 
OT Groß Glienicke eingesehen werden. 

Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz
 
Regionalabteilung West
 

Genehmigungsverfahrensstelle
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Öffentliche Bekanntmachung 

gemäß § 10 Absatz 8 Bundes-Immissionsschutzgesetz
 
(BImSchG) in Verbindung mit § 21a der Verordnung
 

über das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV)
 

Immissionsschutzrechtliche Genehmigung 

für die Errichtung und den Betrieb einer Anlage 

zum Be- und Entladen (und Zwischenlagern) von
 

Schüttgütern (Gipsdepot Jänschwalde II) 


Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe
 
Vom 26. September 2013
 

Das Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) 
hat der Vattenfall Europe Mining AG, Vom-Stein-Straße 39, 
03050 Cottbus am 25.09.2013 die immissionsschutzrechtliche 
Genehmigung für die Errichtung und den Betrieb einer Anlage 
zum Be- und Entladen (und Zwischenlagern) von Schüttgütern 
(Gipsdepot Jänschwalde II) erteilt. 

Die Genehmigung enthält folgenden verfügenden Teil: 

Auf Grundlage des § 4 Absatz 1 und Absatz 2 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) in der Fassung der Be
kanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I 1274), § 1 in Ver
bindung mit Anhang 1 lfd. Nr. 9.11.1 der Verordnung zur Durch
führung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (4. BImSchV) 
vom 2. Mai 2013 (BGBl. I S. 973) wird der Vattenfall Europe 
Mining AG, Vom-Stein-Straße 39, 03050 Cottbus die Genehmi
gung für die 

Errichtung und den Betrieb eines Gipsdepots im Bereich des De
pots Jänschwalde II in der Gemarkung Weißagk, Flur 4, Flur
stücke 58, 61, 62, 91-99, 103-108, 285/1, 285/2, 286 sowie 
Flur 5, Flurstücke 166, 167, 171, 177, 178, 180-182, 217, 218, 
220, 319, 321, 322, 323/1, 323/2, 324-335, 336/1, 336/2, 337-349, 
351, 352, 375-377 

erteilt. Gemäß § 13 BImSchG schließt die Genehmigung fol
gende Entscheidungen ein: 

-	 Baugenehmigung gemäß § 67 Brandenburgische Bauord
nung (BbgBauO) für die Nebeneinrichtung REA-Gips
zwischenlager (Aufschüttung) 

-	 Entscheidung über den Eingriff in Natur und Landschaft ge
mäß § 15 BNatSchG. 

-	 Ausnahme gemäß § 3a Absatz 3 Arbeitsstättenverordnung 
(ArbStättV) 

Der Betrieb der Anlage umfasst im Wesentlichen das Entladen 
des mittels Bahnbetriebes angelieferten REA-Gipses, die Zwi
schenlagerung und die betriebsbedingte Umlagerung sowie die 
Rückgewinnung des REA-Gipses. Das als Nebeneinrichtung ge
plante Zwischenlager soll mit einem Fassungsvermögen von bis 
zu 6,5 Mio. t. REA-Gips errichtet werden, wobei von einer jähr
lichen Einlagerung von 0,3 bis 0,7 Mio. t und Rückbau in der 
gleichen Größenordnung ausgegangen wird. Die Genehmigung 
ist bis zum 31.12.2052 befristet. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist gemäß § 10 
Absatz 5 Satz 2 BImSchG hinsichtlich der durchzuführenden 
Zulassungsverfahren und der Inhalts- und Nebenbestimmungen 
vollständig mit der wasserrechtlichen Erlaubnis zu koordinie
ren. Die Nutzbarkeit dieser Genehmigung ist insoweit durch 
Vorbehalte und Bedingungen in der erforderlichen wasserrecht
lichen Erlaubnis eingeschränkt. 

Die Genehmigung ergeht unbeschadet der behördlichen Ent
scheidungen, die nach § 13 des Bundes-Immissionsschutzgeset
zes nicht eingeschlossen werden. Auf besonderen Titeln beru
hende privatrechtliche Ansprüche Dritter bleiben unberührt. 

Die immissionsschutzrechtliche Genehmigung wurde mit Ne
benbestimmungen erteilt. 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Zustel
lung Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schrift
lich oder zur Niederschrift beim Landesamt für Bergbau, Geolo
gie und Rohstoffe, Inselstraße 26, 03046 Cottbus einzulegen. 

Der Bescheid und seine Begründung sowie eine Ausfertigung 
der Antragsunterlagen werden in der Zeit vom 21. Oktober 
2013 bis einschließlich 4. November 2013 bei den nachfolgend 
genannten Stellen ausgelegt und können dort während der Dienst
stunden von jedermann eingesehen werden: 

-	 Landesamt für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR), 
Inselstraße 26, 03046 Cottbus, Haus 1, Raum 0.03, 

-	 Stadt Forst (Lausitz), Fachbereich Bürgerservice (Bürger
amt), Promenade 9 - Rathaus, 03149 Forst (Lausitz), 

-	 Amt Peitz, Schulstraße 6, 03185 Peitz, Bürgerbüro 
-	 Amt Döbern-Land, Forster Straße 8, 03159 Döbern, Zim

mer 108 

Für eine Einsichtnahme im LBGR wird um telefonische Anmel
dung unter der Telefonnummer 0355 48640-559 gebeten. Es 
wird darauf hingewiesen, dass am 01.11.2013 eine Einsicht
nahme im LBGR nicht möglich ist, da an diesem Tag das 
Amt geschlossen ist. 

Mit dem Ende der Auslegungsfrist gilt der Bescheid auch gegen
über Dritten, die keine Einwendung erhoben haben, als zuge
stellt. 

Der Bescheid und seine Begründung können bis zum Ablauf der 
Widerspruchsfrist von den Personen, die Einwendungen erho
ben haben, schriftlich beim LBGR angefordert werden. 

Der Genehmigungsbescheid sowie die zugehörigen Unterlagen 
können gemäß § 27a VwVfG auf der Internetseite des Landes
amtes für Bergbau, Geologie und Rohstoffe (LBGR) 
www.lbgr.brandenburg.de unter Service → Genehmigungsver
fahren → Immissionsschutzrechtliche Verfahren → Immissions
schutzrechtliches Verfahren nach § 4 in Verbindung mit § 19 Ab
satz 3 BImSchG → Gipsdepot Jänschwalde II eingesehen wer
den. 

http:www.lbgr.brandenburg.de
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BEKANNTMACHUNGEN DER GERICHTE
 

Zwangsversteigerungssachen 

Für alle nachstehend veröffentlichten Zwangsversteigerungs
sachen gilt Folgendes: 

Ist ein Recht in dem genannten Grundbuch nicht vermerkt oder 
wird ein Recht später als der Versteigerungsvermerk eingetra
gen, so muss der Berechtigte dieses Recht spätestens im Termin 
vor der Aufforderung zur Abgabe von Geboten anmelden. Er 
muss das Recht glaubhaft machen, wenn der Antragsteller bzw. 
Gläubiger widerspricht. Das Recht wird sonst bei der Feststel
lung des geringsten Gebots nicht berücksichtigt und bei der Ver
teilung des Versteigerungserlöses dem Anspruch des Gläubigers 
und den übrigen Rechten nachgesetzt. Soweit die Anmeldung 
oder die erforderliche Glaubhaftmachung eines Rechts unter
bleibt oder erst nach dem Verteilungstermin erfolgt, bleibt der 
Anspruch aus diesem Recht gänzlich unberücksichtigt. 
Es ist zweckmäßig, schon zwei Wochen vor dem Termin eine ge
naue Berechnung des Anspruchs, getrennt nach Hauptbetrag, 
Zinsen und Kosten der Kündigung und der die Befriedigung aus 
dem Versteigerungsgegenstand bezweckenden Rechtsverfol
gung, einzureichen und den beanspruchten Rang mitzuteilen. 
Der Berechtigte kann die Erklärung auch zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle abgeben. 
Wer ein Recht hat, das der Versteigerung des Versteigerungsge
genstandes oder des nach § 55 ZVG mithaftenden Zubehörs ent
gegensteht, wird aufgefordert, die Aufhebung oder einstweilige 
Einstellung des Verfahrens zu bewirken, bevor das Gericht den 
Zuschlag erteilt. Geschieht dies nicht, tritt für das Recht der Ver
steigerungserlös an die Stelle des versteigerten Gegenstandes. 

Amtsgericht Cottbus 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 10. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Amtsgericht Cottbus, Gerichtsplatz 2 in Cottbus, II. Oberge
schoss, Saal 313, das im Grundbuch von Peitz Blatt 2704 ein
getragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich
nis: 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Peitz, Flur 2, Flurstück 28/06, Gebäu

de- und Freifläche, Gubener Vorstadt 11 a, Größe: 
1.324 m2 

versteigert werden. 
Das Grundstück ist laut Gutachten vom 26.05.2010 bebaut mit 
einem 1 1/2-geschossigen, unterkellerten Einfamilienwohnhaus 
mit ausgebautem Dachgeschoss und Kellergarage (Bj. 1995, 
Wohnfläche ca. 161 m2, Außenterrasse). Auf dem Grundstück 
befindet sich im Übrigen ein ehemaliger Hundezwinger. 
Postanschrift: Gubener Vorstadt 11 a, 03185 Peitz 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
05.11.2009 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf 165.000,00 EUR. 

In einem früheren Termin wurde der Zuschlag gemäß § 85a Ab
satz 1 ZVG versagt. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 211/09 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichtes Cottbus in Cottbus, Ge
richtsplatz 2, II. Obergeschoss, Saal 313, das im Teileigentums
grundbuch von Forst (Lausitz) Blatt 9453 eingetragene Teilei
gentum versteigert werden; Bezeichnung gemäß Bestandsver
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, 283/1000 (zweihundertdreiundachtzig Tausendstel) 
Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 
Gemarkung Forst, Flur 19, Flurstück 79, Gebäude- und Freiflä
che, Bahnhofstraße 56, Größe: 887 qm verbunden mit dem 
Sondereigentum an den nicht zu Wohnzwecken dienenden Räu
men im Vorderhaus, Erdgeschoss links und im 1. Obergeschoss 
(Büro) Nr. 2 des Aufteilungsplanes; mit Kellerraum 2 des Auf
teilungsplanes. 
Es bestehen Sondernutzungsrechte an den Kfz-Abstellplätzen 
Nr. 1, 2 und 3 des Aufteilungsplanes. 
Für jeden Miteigentumsanteil ist ein Grundbuchblatt angelegt 
(Grundbuch von Forst Blätter 9452 bis 9459); der hier eingetra
gene Miteigentumsanteil ist durch die zu den anderen Miteigen
tumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte beschränkt; 
Verfügungsbeschränkung: Als Teileigentum gekennzeichnete 
Sondereigentumseinheiten dürfen in jeder Art gewerblich oder 
auch vorbehaltlich der öffentlich rechtlichen Genehmigungen, 
nach entsprechendem Umbau als Wohnungen genutzt werden. 
Im Übrigen wird wegen des Gegenstandes und des Inhalts des 
Sondereigentums auf die Bewilligung vom 23.02.1995 Bezug 
genommen; eingetragen am 09.10.1995. 
(Laut vorliegendem Gutachten 
- hat das Objekt die postalische Anschrift: 03149 Forst (Lau

sitz), Bahnhofstraße 56 
- handelt es sich um eine Büroeinheit, gelegen in einem 

Wohn- und Geschäftshaus, Bj. ca. 1886, Modernisierung 
1995, mit ca. 176 qm Nutzfläche) 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
31.07.2009 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 83.200,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 59 K 142/09 

Amtsgericht Frankfurt (Oder) 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 12. November 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Linden
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berg Blatt 393 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß
 
Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Lindenberg, Flur 1, Flurstück 309/22,
 

Gebäude- und Freifläche, Nachtigallenweg 4, Grö
ße: 697 m2 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.11.2004 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 128.400,00 EUR. 

Nutzung: Doppelhaushälfte mit Garage 
Postanschrift: Nachtigallenweg 4, 15848 Tauche OT Lindenberg 
AZ: 3 K 189/04 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 18. November 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht Frankfurt (Oder), Müllroser 
Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Herzberg 
Blatt 158 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Herzberg, Flur 2, Flurstück 437, Größe 

600 qm und 2.351 qm 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
16.02.2011 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 135.000,00 EUR. 

Postanschrift: Busch 1, 15848 Rietz-Neuendorf OT Herzberg 
Bebauung: mehrere teilweise aneinander errichtete Gebäude 
Geschäfts-Nr.: 3 K 20/11 

Terminsbestimmung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Montag, 18. November 2013, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Frankfurt (Oder), Müll
roser Chaussee 55, Saal 302, das im Grundbuch von Spreeau 
Blatt 853 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß 
Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Spreeau, Flur 6, Flurstück 165, Größe: 

3.269 qm 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
04.11.2011 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 109.000,00 EUR. 

Nutzung: unbebautes Gewerbegrundstück 
Postanschrift: Schlehenweg 1, 15537 Grünheide OT Spreeau 

Im Termin am 17.06.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes der 
nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 3 K 150/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude Amtsgericht, Müllroser Chaussee 55, 
15236 Frankfurt (Oder), Saal 302, das im Wohnungsgrundbuch 
von Frankfurt (Oder) Blatt 12392 auf die Namen: 
a)  *         
b)   *         
- zu je 1/2 Anteil - 
eingetragene Eigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich
nis: 
lfd. Nr. 1, 3304/10000stel Miteigentumsanteil an dem Grund

stück Flur 60, Flurstück 58, Größe: 611 qm, 
verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 1. Ober
geschoss nebst Abstellraum im Kellergeschoss Nr. 2 des Auftei
lungsplanes; 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
08.05.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 72.500,00 EUR. 

Postanschrift: Große Müllroser Straße 74, 15232 Frankfurt (Oder) 
Geschäfts-Nr.: 3 K 61/12 

Amtsgericht Lübben (Spreewald) 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Montag, 2. Dezember 2013, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Lübben (Spreewald), Ge
richtsstr. 2 - 3, Erdgeschoss, Saal II 
a) das im Grundbuch von Luckau Blatt 2317 eingetragene, in 

Luckau gelegene Grundstück Bestandsverzeichnis Nr. 2 
Gemarkung Luckau, Flur 12, Flurstück 3939, Gebäude- und 
Freifläche, Lindenstraße 22, groß 236 m2, 
Gemarkung Luckau, Flur 12, Flurstück 3940, Gebäude- und 
Freifläche, Lindenstraße 22, groß 2.575 m2 

b) 	der im Wohnungs- und Teileigentumsgrundbuch von 
Luckau Blatt 3753 eingetragene, in Luckau gelegene 
177/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück   

Gemarkung Luckau, Flur 12, Flurstück 3938, Gebäude- und 
Freifläche, Lindenstraße 22, groß 564 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 
Erdgeschoss links, gekennzeichnet mit Nr. 1/1 bis 1/6 sowie 
dem nicht zu Wohnzwecken dienenden Raum, gekennzeich
net mit Nr. 1/7 laut Aufteilungsplan. Der o. g. Einheit ist ein 
Sondernutzungsrecht am Kfz-Stellplatz, bezeichnet mit Nr. 1 
zugeordnet. 

c) 	der im Wohnungs- und Teileigentumsgrundbuch von 
Luckau Blatt 3754 eingetragene, in Luckau gelegene 
282/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück   
Gemarkung Luckau, Flur 12, Flurstück 3938, Gebäude- und 
Freifläche, Lindenstraße 22, groß 564 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 
Obergeschoss links, gekennzeichnet mit Nr. 2/1 bis 2/8 so
wie den nicht zu Wohnzwecken dienenden Räumen, ge
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kennzeichnet mit Nr. 2/9 laut Aufteilungsplan. Der o. g. Ein
heit ist ein Sondernutzungsrecht am Kfz-Stellplatz, bezeich
net mit Nr. 2 zugeordnet. 

d) 	der im Wohnungs- und Teileigentumsgrundbuch von 
Luckau Blatt 3755 eingetragene, in Luckau gelegene 
261/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück   
Gemarkung Luckau, Flur 12, Flurstück 3938, Gebäude- und 
Freifläche, Lindenstraße 22, groß 564 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 
Erdgeschoss rechts, gekennzeichnet mit Nr. 3/1 bis 3/8 so
wie dem nicht zu Wohnzwecken dienenden Raum, gekenn
zeichnet mit Nr. 3/9 laut Aufteilungsplan. Der o. g. Einheit 
ist ein Sondernutzungsrecht am Kfz-Stellplatz, bezeichnet 
mit Nr. 3 zugeordnet. 

e) 	der im Wohnungs- und Teileigentumsgrundbuch von 
Luckau Blatt 3756 eingetragene, in Luckau gelegene 
280/1.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück   
Gemarkung Luckau, Flur 12, Flurstück 3938, Gebäude- und 
Freifläche, Lindenstraße 22, groß 564 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 
Obergeschoss rechts, gekennzeichnet mit Nr. 4/1 bis 4/8 so
wie dem nicht zu Wohnzwecken dienenden Raum, gekenn
zeichnet mit Nr. 4/9 laut Aufteilungsplan. Der o. g. Einheit 
ist ein Sondernutzungsrecht am Kfz-Stellplatz, bezeichnet 
mit Nr. 4 zugeordnet. 

versteigert werden. 
Bebauung: 
Luckau Blatt 2317: 
innerhalb des historisch gewachsenen Gemeindegebietes gele
genes mit einem Hospital „Heiliger Geist“ und weiteren Gebäu
den bebautes Grundstück; Baujahr 1727, mehrfach modernisiert 
und saniert, letztmalig 1954 
Luckau Blatt 3753, 3754, 3755, 3756: 
Wohneigentum an einem innerhalb des Stadtgebietes gelegenen 
zweigeschossigen Mehrfamilienhaus, Lindenstraße 22, Baujahr 
ca. 1950 
Die Versteigerungsvermerke sind in die genannten Grundbücher 
am 04.06.2010 eingetragen worden. 

Die Verkehrswerte wurden gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festge
setzt auf: 
Luckau Blatt 2317: 33.201,00 EUR 

Luckau Blatt 3753: 21.098,00 EUR 
Luckau Blatt 3754: 33.615,00 EUR 
Luckau Blatt 3755: 31.111,00 EUR 
Luckau Blatt 3756: 33.376,00 EUR. 

Im Versteigerungstermin am 26.09.2011 und am 24.06.2013 ist 
der Zuschlag versagt worden, weil das abgegebene Meistgebot 
einschließlich des Kapitalwertes der nach den Versteigerungs
bedingungen bestehen gebliebenen Rechte die Hälfte des Grund
stückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 52 K 16/10 

Amtsgericht Luckenwalde 

Wiederversteigerung 
Im Wege der Wiederversteigerung soll am 

Dienstag, 3. Dezember 2013, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 6, 
Markt 25 - 27, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Blönsdorf Blatt 181 eingetragene Grundstück, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Blönsdorf, Flur 7, Flurstück 20, Gebäu

de- und Freifläche, Landwirtschaftsfläche, Kurz
lipsdorf 15, Größe 2.235 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 20.400,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
08.08.2012 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in Kurzlipsdorf 15, 14913 Nieder
görsdorf. Es ist bebaut mit einem Einfamilienhaus, einem Stall, 
einem Schuppen und einer Garage. Angaben zum Wohnhaus: 
unsaniert, nicht modernisiert, eingeschossig, teilunterkellert, aus
gebautes DG, Bj. geschätzt 1910, genutzt. Die nähere Beschrei
bung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vor
liegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 
AZ: 17 K 148/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 9. Dezember 2013, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Mahlow Blatt 6126 eingetragene Wohnungseigentum, Bezeich
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 82/1000 Miteigentumsanteil an Gemarkung Mah

low, Flur 2, Flurstück 241, Schülerstr. 19 A, 19 B, 
Gebäude- und Freifläche, Wohnen, Größe 1.154 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan 
mit Nr. 134 im Haus V bezeichneten Wohnung im Erdgeschoss 
rechts und den mit der gleichen Ziffer bezeichneten Hobbyraum 
im Keller. Sondernutzungsrecht an der Terrasse mit Nr. 134 be
zeichnet. 

sowie das im Grundbuch von Mahlow Blatt 6445 eingetragene 
Teileigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Nr. 1,	 20/10.000 an 
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 237, Gebäu
de- und Freifläche, Größe 98 m2, 
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 251, Zwi
schen Schülerstr. und Ziethener Str. und Trebbiner 
Str., Gebäude- und Freifläche, Größe 9.801 m2, 
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 253, Ziethe
ner Str. 226, 228 A, 228 B, Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Größe 3.637 m2 
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verbunden mit dem Sondereigentum an dem im Aufteilungsplan
 
mit Nr. 225 bezeichneten Kfz-Einstellplatz in der Tiefgarage. 

2 zu 1 Tiefgaragenunterbauungsrecht am Grundstück Mahlow,
 
Flur 2, Flurstück 252, eingetragen im Grundbuch von Mahlow
 
Blatt 3033 - Abt. II Nr. 4 

versteigert werden. 


Der Verkehrswert ist auf 97.300,00 EUR festgesetzt worden. 


Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
 
20.09.2012 eingetragen worden. 


Die 2-Raum-Wohnung (ca. 70,26 m2 Wohnfläche) befindet sich
 
in einem zweigeschossigen Mehrfamilienhaus in Blankenfelde/
 
Mahlow, Schülerstraße 19 a; 19 b (Erdgeschoss rechts des Haus
eingangs 19 b). Zur Wohnung gehört ein Kfz-Stellplatz. Die nä
here Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Luckenwalde,
 
Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent
nommen werden.
 
AZ: 17 K 136/12
 

Teilungsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhebung 
der Gemeinschaft soll am 

Dienstag, 10. Dezember 2013, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Waltersdorf Blatt 634 eingetragene Gebäude- und Grundstücks
eigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Waltersdorf, Flur 1, Flurstück 317, Ge

bäude- und Freifläche, Elstersteg 6, Größe 841 m2, 
lfd. Nr. 3, Gebäudeeigentum auf einer Teilfläche auf Gemar

kung Waltersdorf, Flur 1, Flurstück 317, Gebäude-
und Freifläche, Elstersteg 6, Größe 841 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 93.800,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
17.04.2012 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 12529 Schönefeld OT Walters
dorf, Elstersteg 6. Es ist bebaut mit einem 2-geschossigen, teil-
unterkellerten Wohnhaus mit Nebengebäude. Angaben zum 
Wohnhaus: Errichtet 1928, Um- und Ausbau 1994, Wfl. rd. 
165,00 m2, eigengenutzt und vermietet. Die nähere Beschrei
bung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, 
vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen wer
den. 
AZ: 17 K 324/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen  am 

Dienstag, 10. Dezember 2013, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von 
Trebbin Blatt 2236 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 

lfd. Nr. 2,	 Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 599, Gebäu
de- und Freifläche, An der Baruther Straße, Größe 
709 m2, 

lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 596, Gebäu
de- und Freifläche, An der Baruther Straße, Größe 
177 m2, 

lfd. Nr. 5, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 638, Am 
Bohldamm; Verkehrsfläche; Straße, Größe 119 m2, 

lfd. Nr. 6, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 650, Am 
Bohldamm; Gebäude- und Freifläche, Größe 179 m2, 

lfd. Nr. 9, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 597, An der 
Baruther Straße; Gebäude- und Freifläche, Größe 
2.101 m2, 

lfd. Nr. 10, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 598, An der 
Baruther Straße; Gebäude- und Freifläche, Größe 
4.631 m2, 

lfd. Nr. 11, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 651, Am Bohl
damm; Gebäude- und Freifläche, Größe 2.340 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 1.597.400,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
03.11.2010 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14959 Trebbin; Am Bohlen
damm 2. Es ist bebaut mit einem Büro- und Verwaltungsgebäu
de und drei Gewerbehallen, derzeit als Möbelfabrik mit Verwal
tung und Ausstellung genutzt. Zum Objekt gehören noch sechs 
unbebaute Grundstücke. Die nähere Beschreibung kann dem 
beim im Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden 
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs
wertes erfolgen. 
AZ: 17 K 149/10 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von 
Prieros Blatt 833 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung ge
mäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 14, Gemarkung Prieros, Flur 1, Flurstück 97/9, Gebäu

de- und Freifläche, Zum Badestrand, Am Palagen
berg 7, Größe 780 m2, 

lfd. Nr. 15, Gemarkung Prieros, Flur 1, Flurstück 342, Gebäude-
und Freifläche, Zum Badestrand 7, Größe 796 m2, 

lfd. Nr. 15, Gemarkung Prieros, Flur 1, Flurstück 343, Gebäu
de- und Freifläche, Zum Badestrand, Größe 165 m2, 

lfd. Nr. 17, Gemarkung Prieros, Flur 1, Flurstück 347, Gebäude-
und Freifläche, Zum Badestrand 10, Größe 791 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 76.000,00 EUR festgesetzt worden. 
Es entfallen auf 
Flurstück 97/9 - 22.000,00 EUR 
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Flurstück 342; 343 - 29.000,00 EUR 
Flurstück 347 - 25.000,00 EUR. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
06.09.2012 eingetragen worden. 

Die unbebauten Grundstücke befindet sich in 14776 Heidesee 
OT Prieros, Am Palagenberg 7 und zum Badestrand 10. Die nä
here Beschreibung kann bei dem Amtsgericht Luckenwalde, 
Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprechzeiten ent
nommen werden. 
AZ: 17 K 142/12 

Zwangsversteigerung      
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405,
 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 

Luckenwalde Blatt 3854 eingetragene Grundstück, Bezeich
nung gemäß Bestandsverzeichnis:
 
lfd. Nr. 23, Gemarkung Luckenwalde, Flur 21, Flurstück 115,
 

Gebäude- und Freifläche, Rudolf-Breitscheid-
Str. 106, Größe 179 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 56.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
14.05.2012 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14943 Luckenwalde, Rudolf
Breitscheid-Straße 106. Es ist bebaut mit einem Einfamilienrei
henmittelhaus. Die nähere Beschreibung kann bei dem Amtsge
richt Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu 
den Sprechzeiten entnommen werden. 

Im Termin am 19.09.2013 ist der Zuschlag versagt worden, weil 
das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapitalwertes 
der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen bleibenden 
Rechte 7/10 des Grundstückswertes nicht erreicht hat. 
AZ: 17 K 96/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 14:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde das im Grundbuch von 
Mahlow Blatt 6126 eingetragene Wohnungseigentum, Bezeich
nung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 82/1000 Miteigentumsanteil an 

Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 241, Schü
lerstr. 19 A, 19 B, Gebäude- und Freifläche, Woh
nen, Größe 1.154 m2, 

verbunden mit dem Sondereigentum an der im Aufteilungsplan mit 
Nr. 134 im Haus V bezeichneten Wohnung im Erdgeschoss rechts 
und den mit der gleichen Ziffer bezeichneten Hobbyraum im Kel
ler. Sondernutzungsrecht an der Terrasse mit Nr. 134 bezeichnet. 

sowie das im Grundbuch von Mahlow Blatt 6445 eingetragene 
Teileigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 20/10.000 an 

Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 237, Gebäu
de- und Freifläche, Größe 98 m2, 
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 251, Zwi
schen Schülerstr. und Ziethener Str. und Trebbiner 
Str., Gebäude- und Freifläche, Größe 9.801 m2, 
Gemarkung Mahlow, Flur 2, Flurstück 253, Ziethe
ner Str. 226, 228 A, 228 B, Gebäude- und Freifläche, 
Wohnen, Größe 3.637 m2 

verbunden mit dem Sondereigentum an dem im Aufteilungsplan
 
mit Nr. 225 bezeichneten Kfz-Einstellplatz in der Tiefgarage. 

2 zu 1 Tiefgaragenunterbauungsrecht am Grundstück Mahlow,
 
Flur 2, Flurstück 252, eingetragen im Grundbuch von Mahlow
 
Blatt 3033 - Abt. II Nr. 4 

versteigert werden. 


Der Verkehrswert ist auf 97.300,00 EUR festgesetzt worden. 


Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am
 
20.09.2012 eingetragen worden. 


Die 2-Raum-Wohnung (ca. 70,26 m2 Wohnfläche) befindet sich
 
in einem zweigeschossigen Mehrfamilienhaus in Blankenfel
de/Mahlow, Schülerstraße 19 a; 19 b (Erdgeschoss rechts des
 
Hauseingangs 19 b). Zur Wohnung gehört ein Kfz-Stellplatz.
 
Die nähere Beschreibung kann dem beim Amtsgericht Lucken
walde, Zimmer 1501, vorliegenden Gutachten zu den Sprech
zeiten entnommen werden.
 
AZ: 17 K 136/12
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 16:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Luckenwalde, Saal 1405, 
Lindenallee 16, 14943 Luckenwalde die im Grundbuch von 
Trebbin Blatt 2236 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung 
gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 599, Gebäu

de- und Freifläche, An der Baruther Straße, Größe 
709 m2, 

lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 596, Gebäu
de- und Freifläche, An der Baruther Straße, Größe 
177 m2, 

lfd. Nr. 5, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 638, Am 
Bohldamm; Verkehrsfläche; Straße, Größe 119 m2, 

lfd. Nr. 6, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 650, Am 
Bohldamm; Gebäude- und Freifläche, Größe 179 m2, 

lfd. Nr. 9, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 597, An der 
Baruther Straße; Gebäude- und Freifläche, Größe 
2.101 m2, 

lfd. Nr. 10, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 598, An der 
Baruther Straße; Gebäude- und Freifläche, Größe 
4.631 m2, 

lfd. Nr. 11, Gemarkung Trebbin, Flur 8, Flurstück 651, Am Bohl
damm; Gebäude- und Freifläche, Größe 2.340 m2 

versteigert werden. 
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Der Verkehrswert ist auf 1.597.400,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
03.11.2010 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 14959 Trebbin; Am Bohlen
damm 2. Es ist bebaut mit einem Büro-und Verwaltungsgebäu
de und drei Gewerbehallen, derzeit als Möbelfabrik mit Verwal
tung und Ausstellung genutzt. Zum Objekt gehören noch sechs 
unbebaute Grundstücke. Die nähere Beschreibung kann dem 
beim im Amtsgericht Luckenwalde, Zimmer 1501, vorliegenden 
Gutachten zu den Sprechzeiten entnommen werden. 

Ein Zuschlag kann auch auf ein Gebot unter 50 % des Verkehrs
wertes erfolgen. 
AZ: 17 K 149/10 

Amtsgericht Neuruppin 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 5. November 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Fürstenberg Blatt 2068 eingetragene Grund
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

4 Fürstenberg 20 1121 Gebäude- und Freifläche, 
Gewerbe und Industrie, 
Schliemannstr. 29 

1.675 m2 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Wohnhaus und
 
Gewerbegebäuden bebaute Grundstück in 16798 Fürstenberg,
 
Schliemannstr. 29. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
15.02.2011 eingetragen worden. 


Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 160.000,00 EUR zuzügl. 600,00 EUR Zubehör.
 

Im Termin am 12.06.2012 ist der Zuschlag versagt worden,
 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht
 
hat.
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 35/11
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 5. November 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Wilmersdorf Blatt 154 eingetragene Grund
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Wilmersdorf 4 25 Hof- und Gebäudefläche, 2.978 m2 

Gartenland, Am Wege nach 
Maulbeerwalde 

versteigert werden. 

Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem eingeschos
sigen Wohnhaus (mit nicht ausgebautem Dachgeschoss und 
nicht nutzbarem Keller) bebaute Grundstück in 16928 Pritzwalk 
OT Könkendorf, Wilmersdorfer Str. 5 a. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
25.08.2011 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 44.200,00 EUR. 

Im Termin am 16.04.2013 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 245/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 12. November 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Dreetz Blatt 1664 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Dreetz 3 96 Hof- und Gebäudefläche 1.877 m2 

Im Dorfe 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das Grundstück Straße der Ju
gend 13 in 16845 Dreetz, welches mit einem Wohnhaus mit Ver
kaufsraum, einem als Backstube genutzten Nebengebäude und 
einem Stall bebaut ist. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
17.02.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 80.000,00 EUR. 

Im Termin am 03.09.2013 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen 
bleibenden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht er
reicht hat. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 25/12 

Zwangsversteigerung 
Zur Aufhebung der Gemeinschaft soll am 

Dienstag, 12. November 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das 
im Grundbuch von Prenzlau Blatt 2623 eingetragene Grund
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Prenzlau, Flur 37, Flurstück 4, Gebäude-

und Freifläche, Schenkenberger Str. 113, 1.200 m2 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Einfamilien
haus (Doppelhaushälfte) nebst Anbau bebaute Grundstück in 
17291 Prenzlau, Schenkenberger Straße 113. 
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Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
06.03.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 82.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 21/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 12. November 2013, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das 
im Grundbuch von Halenbeck Blatt 309 eingetragene Grund
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Halenbeck 3 50/1 Gebäude- und Freifläche 
Der Hopfenhof, 
Wittstocker Damm 8 

707 m2 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das mit einem Wohnhaus 
(Wohnfläche ca. 157 m2) und einem Wirtschaftsgebäude (Nutz
fläche ca. 120 m2) bebaute Grundstück in 16945 Halenbeck-
Rohlsdorf, Wittstocker Damm 8. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
20.12.2011 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 47.000,00 EUR. 

Im Termin am 19.03.2013 ist der Zuschlag versagt worden, 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht 
hat. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 398/11 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Mittwoch, 20. November 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im 
Grundbuch von Oranienburg Blatt 7874 und 7736 eingetrage
nen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Oranienburg Blatt 7874 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Oranienburg 21 4142/205 896 m2 

2 Oranienburg 21 4143/205 1.885 m2 

12 Oranienburg 21 204/6 Gebäude- und Freifläche, 2.578 m2 

Gewerbe und Industrie 
´ Lehnitzstraße 87, 89 

14 Oranienburg 21 206/2	 Gebäude- und Freifläche, 1.137 m2 

Gewerbe und Industrie 
Lehnitzstraße 87, 89 

Oranienburg Blatt 7736 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Oranienburg 21 201/8 10 m2 

2 Oranienburg 21 201/9 8.341 m2 

3 Oranienburg 21 201/10 4.088 m2 

4 Oranienburg 21 201/11 2.604 m2 

6 Oranienburg 21 2281/204 698 m2 

12 Oranienburg 21 5019/201 8 m2 

15 Oranienburg 21 204/4 Gebäude- und Freifläche 14.888 m2 

Saarlandstraße 
Wasserfläche 

laut Gutachter: mit Altgebäuden (Rußlagerhallen, Werkstatt, 
Tischlerei, Werkhallen, Öltanklager, Sozialge
bäude, Garage) und mit Altlasten und Kampf-
mitteln belastete Gewerbeflächen in 16515 Ora
nienburg, Saarlandstraße/Lehnitzstraße (ehema
liges Rußwerk Oranienburg). Die Gebäude und 
baulichen Anlagen sind überwiegend abrissreif. 

versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in die genannten Grundbücher 
am 08.06.2011 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: insgesamt: 28.000,00 EUR. 
Die Einzelwerte der beschlagnahmten Grundstücke werden wie 
folgt festgesetzt: 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 4142/205 auf 

3.000,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 4143/205 auf 

7.300,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 204/6 auf 

3.000,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 206/2 auf 

4.500,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 201/8 auf 30,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 201/9 auf 1,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 201/10 auf 

7.800,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 201/11 auf      

2.200,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 2281/204 auf     

500,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 5019/201 auf       

10,00 EUR. 
Für das Grundstück Flur 21 Flurstück 204/4 auf               

1,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 117/10 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 3. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Vielitz Blatt 296 eingetragene Grundstück,  Be
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Vielitz 4 12/1 Gartenland, im Dorfe 1.431 m2 

versteigert werden. 
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Laut Gutachter handelt es sich um ein unbebautes brach liegen
des Gartengrundstück am Südufer des Vielitzsees, 16835 Vie
litzsee OT Vielitz. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
07.01.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 3.580,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 375/12 

Zwangsversteigerung 
Zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft soll am 

Dienstag, 3. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 1. Obergeschoss, Saal 215, das im 
Grundbuch von Dranse Blatt 193 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

2 Dranse 11 278	 Gebäude- und Freifläche 651 m2 

Berlinchener Straße 4 a 

laut Gutachter: Wohngrundstück Berlinchener Straße 4 a in 
16909 Wittstock OT Dranse, bebaut mit einer 
Doppelhaushälfte (Bj 1984), einer Garage und 
einem Nebengebäude 

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
27.03.2013 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 81.500,00 EUR.
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 69/13
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 4. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Giesendorf Blatt 267 eingetragene Grund
stück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Giesensdorf 2 66/2	 Gebäude- und Freifläche 308 m2 

Dorstraße 43, 44 

laut Gutachter: Wohngrundstück in Dorfstraße Giesensdorf 43/44 
in 16928 Pritzwalk, OT Giesensdorf, bebaut mit 
Wohnhaus (Bj. 1914, Reihenmittelhaus), und 
Wirtschaftsgebäude (Bj. 1915) 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
31.01.2013 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 30.000,00 EUR.
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 10/13
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 4. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Arendsee Blatt 845 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

3 Arendsee 2 492/4	 Gebäude- und Freifläche 888 m2 

Am Grottsteig 1 

laut Gutachter: Wohngrundstück in 17291 Nordwestuckermark, 
Am Grottsteig 1, bebaut mit einem Einfamilien
haus (Bj. 1994, Wfl. ca. 142 m2) und Nebenge
bäuden (Garage, Carport, Holzschuppen) 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
14.06.2012 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 105.000,00 EUR.
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 157/12
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 5. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das 
im Grundbuch von Hohen Neuendorf Blatt 5173 eingetragene 
Grundstück und Gebäudeeigentum, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Gebäudeeigentum auf Grund eines dinglichen Nutzungsrechts auf 
dem Grundstück 
Hohen 10 396 Gebäude- und Freifläche 720 m2 

Neuendorf Jacob-Wins-Straße 8 
2 Hohen 10 396 Gebäude- und Freifläche 720 m2 

Neuendorf Jacob-Wins-Straße 8 

laut Gutachter gelegen Jacob-Wins-Str. 8 in 16540 Hohen Neu
endorf, bebaut mit einem voll unterkellerten EFH mit Terrasse,
 
Garage und Carport,
 
versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
03.07.2012 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt auf
 
insgesamt 135.000,00 EUR (94.000,00 EUR für das Grundstück
 
BV Nr. 2; 41.000,00 EUR für das Gebäudeeigentum BV Nr. 1).
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 174/12
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Dienstag, 10. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Schapow Blatt 400 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 



 

2798 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 43 vom 16. Oktober 2013 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

2 Wittstock 1 353 Gebäude- und Freifläche 21.036 m2 

MTS-Weg 2 

versteigert werden. 
Laut Gutachter handelt es sich um das mit gewerblich genutzten 
Gebäuden (darunter Werkstatthalle mit Büroteil, Maschinenhal
le, Traktorengarage) bebaute Grundstück in 17291 Nordwest
uckermark OT Wittstock, MTS-Weg 2. Auf dem Grundstück lie
gen nutzungsspezifische Boden- und Grundwasserbelastungen 
(Altlasten) vor, die ggf. behördliche Forderungen zur Durchfüh
rung von Sanierungsmaßnahmen nach sich ziehen. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
03.05.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 19.900,00 EUR zuzüglich 22.000,00 EUR Wert des Zubehörs. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 128/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, das im 
Grundbuch von Hammer Blatt 812 eingetragene Grundstück, 
Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Hammer 6 353	 Gebäude- und Freifläche 2.642 m2 

Groß-Schönebecker Str. 3 A 

laut Gutachter: Wohngrundstück im OT Hammer Groß Schöne
becker Straße 3 A, 16559 Liebenwalde, bebaut 
mit einem 2-geschossigen Einfamilienhaus in 
Fertigbauweise (Bj. 1998, Wfl. ca. 106 m2) 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
25.10.2012 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 115.000,00 EUR.
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 187/12
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am           

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin,Karl-Marx-Str. 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die im 
Grundbuch von Neuruppin Blatt 7268, 7271, 7274 und 7275 
eingetragene Wohnungseigentume, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 

Blatt 7268: 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

8,11/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Neuruppin 12 697 Gebäude- und Freifläche, 688 m2 

Am Klappgraben 
verbunden mit Sondereigentum an der Wohnung mit Abstellraum 
im Dachgeschoss im Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr. 3. 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

Das Miteigentum ist beschränkt durch die zu den anderen Mitei
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte, eingetragen 
in den Blättern 7266 bis 7275 (ausgenommen dieses Grundbuch
blatt). 
Das Sondernutzungsrecht am Pkw-Abstellplatz Nr. 9 ist der Woh
nung Nr. 2 zugeordnet. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf 
Bewilligung vom 6. März 1998 und 06. April 1998 (UR. Nr. 219/98, 
358/98 Notar Dornheim in Berlin); übertragen aus Blatt 6571; ein
getragen am 30. Juni 1998. 

Blatt 7271: 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 8,11/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Neuruppin 12 697 Gebäude- und Freifläche, 688 m2 

Am Klappgraben 
verbunden mit Sondereigentum an der Wohnung mit Abstellraum 
im Dachgeschoss im Aufteilungsplan bezeichnet mit Nr. 6. 
Das Miteigentum ist beschränkt durch die zu den anderen Mitei
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte, eingetragen 
in den Blättern 7266 bis 7275 (ausgenommen dieses Grundbuch
blatt). 
Das Sondernutzungsrecht am Pkw-Abstellplatz Nr. 9 ist der Woh
nung Nr. 2 zugeordnet. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf 
Bewilligung vom 6. März 1998 und 6. April 1998 (UR. Nr. 219/98, 
358/98 Notar Dornheim in Berlin); übertragen aus Blatt 6571; ein
getragen am 30. Juni 1998. 

Blatt 7274 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 8,44/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Neuruppin 12 697 Gebäude- und Freifläche, 688 m2 

Am Klappgraben 
verbunden mit Sondereigentum an der Wohnung im Aufteilungs
plan bezeichnet mit Nr. 9. 
Das Miteigentum ist beschränkt durch die zu den anderen Mitei
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte, eingetragen 
in den Blättern 7266 bis 7275 (ausgenommen dieses Grundbuch
blatt). 
Das Sondernutzungsrecht am Pkw-Abstellplatz Nr. 9 ist der Woh
nung Nr. 2 zugeordnet. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf 
Bewilligung vom 6. März 1998 und 6. April 1998 (UR. Nr. 219/98, 
358/98 Notar Dornheim in Berlin); übertragen aus Blatt 6571; ein
getragen am 30. Juni 1998. 

Blatt 7275 
Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1	 8,27/100 Miteigentumsanteil an dem Grundstück 
Neuruppin 12 697 Gebäude- und Freifläche, 688 m2 

Am Klappgraben 
verbunden mit Sondereigentum an der Wohnung im Aufteilungs
plan bezeichnet mit Nr. 10. 
Das Miteigentum ist beschränkt durch die zu den anderen Mitei
gentumsanteilen gehörenden Sondereigentumsrechte, eingetragen 
in den Blättern 7266 bis 7275 (ausgenommen dieses Grundbuch
blatt). 
Das Sondernutzungsrecht am Pkw-Abstellplatz Nr. 9 ist der Woh
nung Nr. 2 zugeordnet. 
Wegen Gegenstand und Inhalt des Sondereigentums Bezugnahme auf 
Bewilligung vom 6. März 1998 und 6. April 1998 (UR. Nr. 219/98, 
358/98 Notar Dornheim in Berlin); übertragen aus Blatt 6571; ein
getragen am 30. Juni 1998. 

1 
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laut Gutachter: vier Eigentumswohnungen (jeweils 1-Raum Woh
nung mit Balkon) in 16816 Neuruppin, Zu den 
Gärten 10 in einem freistehenden 3-geschossi
gen Mehrfamilienhaus (insgesamt 10 WE, nicht 
unterkellert, Bj. 1999) 
Wohnung Nr. 3: 1. OG Mitte, ca. 54,50 m2 

Wohnung Nr. 6: 2. OG Mitte, ca. 54,50 m2 

Wohnung Nr. 9:    DG links, ca. 56,70 m2 

Wohnung Nr. 10:  DG rechts, ca. 55,50 m2 

versteigert werden. 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
24.08.2012 (Blatt 7274) und am 08.10.2012 (Blätter 7268, 7271 
und 7275) eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 178.000,00 EUR. 
Die Einzelwerte der beschlagnahmten Objekte werden wie folgt 
festgesetzt: 
Für das Wohnungseigentum Nr. 3 (Grundbuch von Neuruppin 
Blatt 7268) auf 44.000,00 EUR. 
Für das Wohnungseigentum Nr. 6 (Grundbuch von Neuruppin 
Blatt 7271) auf 43.000,00 EUR. 
Für das Wohnungseigentum Nr. 9 (Grundbuch von Neuruppin 
Blatt 7274) auf 45.000,00 EUR. 
Für das Wohnungseigentum Nr. 10 (Grundbuch von Neuruppin 
Blatt 7265) auf 46.000,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 7 K 260/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung sollen am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 13:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Neuruppin, in 16816 Neu
ruppin, Karl-Marx-Straße 18 a, 2. Obergeschoss, Saal 325, die 
im Grundbuch von Perleberg Blatt 3987 eingetragenen Grund
stücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 

Nr. Gemarkung Flur Flurstück Wirtschaftsart und Lage Größe 

1 Perleberg 10 20/7 Erholungsfläche Grünanlage, 49 m2 

Theodor-Fontane-Straße 
2 Perleberg 10 20/8 Erholungsfläche Grünanlage, 169 m2 

Theodor-Fontane-Straße 
4 Perleberg 10 93 Gebäude- und Freifläche 69 m2 

Heinr.-v.-Kleist-Str. 
4 Perleberg 10 103 Landwirtschaftsfläche 54.846 m2 

Rosenstücke 

laut Gutachter noch nicht vollständig erschlossene, unbebaute,
 
teilweise verpachtete Grundstücke im Gebiet des Bebauungs
plans „Rosenstücke“
 
versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
06.12.2012 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG wie folgt
 
festgesetzt:
 
- für das Grundstück BV Nr. 1 auf    600,00 EUR,
 
- für das Grundstück BV Nr. 2 auf    1.900,00 EUR
 
- für das Grundstück BV Nr. 4 auf 292.000,00 EUR,
 
insgesamt auf 294.500,00 EUR.
 
Geschäfts-Nr.: 7 K 374/12
 

Amtsgericht Potsdam 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 3. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 14467 Potsdam, 2. Ober
geschoss, Saal 304.1, das im Grundbuch von Geltow Blatt 2172 
eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsver
zeichnis: 
lfd. Nr. 1, Flur 2, Flurstück 97/3, Gebäude- und Freifläche, Ca

puther Chaussee 13 c, Größe: 690 m2 

versteigert werden. 
Auf dem Grundstück in der Ferdinand-von-Schill-Str. 13 c be
findet sich ein eigengenutztes nicht unterkellertes Einfamilien
wohnhaus mit Erd- und ausgebautem Satteldach, Baujahr ca. 
1997 mit einer Wohnfläche von ca. 105 m2, welches Unterhal-
tungsrückstaus/Mängel/Schäden aufweist sowie eine Doppelga
rage. 
Der Versteigerungsvermerk wurde am 10.04.2013 in das ge
nannte Grundbuch eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 145.000 EUR. 
AZ: 2 K 104/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Potsdam, Hegelallee 8, 
14467 Potsdam, II. Obergeschoss, Saal 304.1, das im Woh
nungsgrundbuch von Niemegk Blatt 2244 eingetragene Woh
nungseigentum, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 794/10.000 Miteigentumsanteil an dem Grundstück: 

Gemarkung Niemegk, Flur 1, Flurstück 95/1, Ge
bäude- und Freifläche, Waldstraße 6, 760 m2 groß 

verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im Dach
geschoss Nr. W9 des Aufteilungsplans mit Kellerraum Nr. W9 
des Aufteilungsplans 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 35.000 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist am 03.04.2013 eingetra
gen worden. 

Die Eigentumswohnung befindet sich im Dachgeschoss rechts 
des Mehrfamilienhauses (Bj. 1997) in der Waldstraße 6, 
14823 Niemegk. Sie verfügt über eine Wohnfläche von 54,37 m2 

mit Flur, Dusche/WC, Küche, Wohnzimmer, Schlafzimmer und 
Balkon sowie einen Kellerraum. 
AZ: 2 K 87/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 17. Dezember 2013, 13:30 Uhr 
im Amtsgericht Potsdam, Hegelallee 8, 2. Obergeschoss, Saal 310, 
das im Erbbaugrundbuch von Schönwalde Blatt 4374 eingetra
gene Erbbaurecht, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Erbbaurecht an dem im Grundbuch von Schönwal

de Blatt 4373 Bestandsverzeichnis Nr. 1 gebuchten 
Grundstück: 
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Flur 28, Flurstück 243, Landwirtschaftsfläche Am 
Bahnhof 3, groß: 38.854 m2, dort eingetragen in 
Abt. II Nr. 2 für die Zeit bis zum Ablauf des 
31.12.2066, 

versteigert werden. 
Das Grundstück ist mit einer Reithalle, einem Aufenthaltsge
bäude, einem Pferdestall und einem Holzwohnbungalow bebaut, 
Die Schlussabnahme der Bauaufsicht war zum Zeitpunkt der 
Bewertung noch nicht erfolgt. Des Weiteren sind eine Pferde
koppel und Freiflächen vorhanden. Das Objekt wird als Pferde
pension und Reitbetrieb genutzt. 
Der Zwangsversteigerungsvermerk wurde in das Grundbuch am 
05.10.2011 eingetragen. 

Der Verkehrswert wurde festgesetzt auf 596.000 EUR. Das Ob
jekt ist verpachtet. Das vorhandene Zubehör wird nicht verstei
gert. 

Zur Veräußerung ist die Zustimmung des Erbbaurechtsausge
bers erforderlich. 
AZ: 2 K 280/11 

Amtsgericht Senftenberg 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsvollstreckung soll am 

Donnerstag, 19. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude 01968 Senftenberg, Steindamm 8, Erdge
schoss, Saal E01, das im Grundbuch von Altdöbern Blatt 616 
eingetragene Grundstück Bestandsverzeichnis-Nr. 3, beste
hend aus den Flurstücken 899 (7.580 qm), 901 (8.040 qm), 
909 (23.900 qm) und 915 (59.290 qm) der Flur 1 der Gemarkung 
Altdöbern, versteigert werden. 
Lage: Außenbereich der Gemarkung Altdöbern, 

unmittelbar an der L 53 als Ortsverbin
dungsstraße zwischen Großräschen und 
Altdöbern 

Bebauung/Nutzung: gegenwärtig landwirtschaftlich genutzte 
Ackerfläche (AZ 33) 

Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
23.02.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74 a Absatz  5 ZVG festgesetzt 
auf: 40.500,00 EUR. 
Geschäfts-Nr.: 42 K 11/12 

Amtsgericht Strausberg 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Dienstag, 3. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, die im Grundbuch von Klosterfelde Blatt 2078 einge
tragenen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich
nis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Klosterfelde, Flur 3, Flurstück 866, 

Größe 1.324 m2, 
lfd. Nr. 3, Gemarkung Klosterfelde, Flur 3, Flurstück 890, Ver

kehrsfläche, Mühlenstr., Größe 64 m2 

laut Gutachten: 

Flurstück 866: Grundstück bebaut mit Einfamilienhaus, teil
unterkellert, Bj. geschätzt um 1920, modernisiert, EG: Diele,
 
Windfang, Bad, Küche, 2 Zi., Terrasse, ca. 104 m2 Wfl., DG: 

4 Zi., Bad (Rohbau), Flur, ca. 75 m2 Wohnfläche, Nebengebäu
de: Garage, Gartenhaus
 
Flurstück 890: Verkehrsfläche
 
Lage: Prendener Str. 18, 16348 Wandlitz OT Klosterfelde bzgl.
 
Flurstück 866
 
versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
10.06.2011 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
bzgl. Flurstück 866 auf: 87.100,00 EUR
 
bzgl. Flurstück 890 auf: 70,00 EUR.
 
AZ: 3 K 211/11
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Mittwoch, 4. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, die im Grundbuch von Basdorf Blatt 3340 eingetrage
nen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Basdorf, Flur 4, Flurstück 989, Gebäu

de- und Freifläche, Fliederstr. 25, Größe 506 m2, 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Basdorf, Flur 4, Flurstück 993, Gebäu

de- und Freifläche, Fliederstr. 26, Größe 119 m2 

laut Gutachten: Einfamilienhaus, Bauj. 2002, unterkellert, 
Wohnfläche ca. 89,26 m2, Nutzfläche Keller ca. 51,01 m2, Gar
tenholzhaus 
Lage: Fliederstr. 25/26, 16348 Wandlitz OT Basdorf 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
15.05.2012 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 
lfd. Nr. 1 (Flurstück 989) 155.000,00 EUR 
lfd. Nr. 2 (Flurstück 993) 9.200,00 EUR. 
AZ: 3 K 268/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 4. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Wohnungsgrundbuch von 
Bernau Blatt 10654 eingetragene Wohnungseigentum, Be
zeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, 194,13/10.000 Miteigentumsanteil an 

Gemarkung Bernau, Flur 15, Flurstück 1151, Ge
bäude- und Freifläche, Wohnen Elbestraße, Größe 
4.334 m2, 
Gemarkung Bernau, Flur 15, Flurstück 1152, Ge
bäude- und Freifläche, Wohnen Elbestraße, Größe 
148 m2, 
Gemarkung Bernau, Flur 15, Flurstück 1160, Ge
bäude- und Freifläche, Wohnen Elbestraße, Größe 
45 m2, 
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verbunden mit dem Sondereigentum an der Wohnung im 
2. Obergeschoss rechts des Hauses Elbestraße 87, Nr. 6 des Auf
teilungsplanes 
versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 55.000,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
20.02.2013 eingetragen worden. 

Die Wohnung befindet sich in 16321 Bernau, Elbestraße 87. 
laut Gutachten: 3-Zimmer-Wohnung im DDR-Plattenbau, 2. OG 
rechts, Bauj. 1977, Wohnfläche ca. 73,54 m2, eigengenutzt. Die 
Begutachtung erfolgte von außen, da dem Gutachter keine Mög
lichkeit zur Innenbesichtigung eingeräumt wurde. 
AZ: 3 K 38/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Montag, 9. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 2, Klos
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Eberswalde 
Blatt 9836 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 25, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 26, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 62, Größe 979 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 13.700,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 

Das Grundstück befindet sich in 16225 Eberswalde, Kupfer
hammerweg 62 (zukünftige Hausnummer). Es ist unbebaut. 
unbebautes, baureifes Bauland direkt am Kupferhammerweg, 
verkehrstechnische und sonstige Erschließungsanbindungen sind 
gesichert, müssen aber noch erfolgen, Zufahrten/Zuwegungen 
und sonstige Erschließungsanlagen müssen noch angelegt wer
den 
AZ: 3 K 174/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung gemäß § 172 ZVG auf An
trag des Insolvenzverwalters sollen am 

Montag, 9. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 2, Klos
terstr. 13, 15344 Strausberg die im Grundbuch von Wriezen 
Blatt 757 eingetragenen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 4, Gemarkung Wriezen, Flur 12, Flurstück 316/3, Ge

bäude- und Freifläche, Am Hafen, Größe 938 m2, 
lfd. Nr. 5, Gemarkung Wriezen, Flur 12, Flurstück 317/3, Ge

bäude- und Freifläche, Am Hafen, Größe 324 m2, 
lfd. Nr. 6, Gemarkung Wriezen, Flur 12, Flurstück 317/4, Ge

bäude- und Freifläche, Am Hafen, Größe 2.396 m2 

versteigert werden. 

Der Verkehrswert ist auf 

lfd. Nr. 4 (Flurstück 316/3) = 1 EUR 
lfd. Nr. 5 (Flurstück 317/3) = 1 EUR 
lfd. Nr. 6 (Flurstück 317/4) = 1 EUR 
festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
28.08.2012 eingetragen worden. 

Die Grundstücke befinden sich in 16269 Wriezen, an der Straße 
Am Hafen. Es ist bebaut mit Industriebauten. 
Flurstück 316/3: bebaut mit Anbauteil einer ehemaligen Kalt-
Lagerhalle unbekannten Baujahrs, Abrisszustand, geringfügige 
Überbauung mit Teilen eines Industriegebäudes sowie eines In
dustriebauteils 
Flurstück 317/3: unbebaut, Arrondierungsfläche 
Flurstück 317/4: bebaut mit Hälfte einer ehemaligen Kalt-La
gerhalle unbekannten Baujahrs, Abrisszustand 
Alle Grundstücke sind im Altlastenkataster als Altlastenver
dachtsfläche registriert. Altlasten sind sehr wahrscheinlich. 
AZ: 3 K 364/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 10. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Eberswalde 
Blatt 9836 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 16, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2098, 

Gebäude- und Freifläche, Kupferhammer Weg, Grö
ße 165 m2, 

lfd. Nr. 16, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2100, 
Gebäude- und Freifläche, Kupferhammer Weg, Grö
ße 194 m2, 

lfd. Nr. 17, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2102, 
Gebäude- und Freifläche, Kupferhammerweg 52, 
Größe 604 m2, 

lfd. Nr. 18, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2110, 
Gebäude- und Freifläche, Kupferhammerweg 52 a, 
Größe 858 m2, 

lfd. Nr. 18, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2111, 
Gebäude- und Freifläche, Kupferhammerweg 52 b, 
Größe 882 m2, 

lfd. Nr. 18, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2112, 
Gebäude- und Freifläche, Kupferhammerweg 52 c, 
Größe 642 m2, 

lfd. Nr. 18, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2113, 
Gebäude- und Freifläche, Kupferhammerweg 52 d, 
Größe 745 m2, 

lfd. Nr. 31, 24/28 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Ge
markung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2099, Ver
kehrsfläche, Kupferhammerweg, Größe 346 m2, 

lfd. Nr. 32, 24/28 Miteigentumsanteil an dem Grundstück Ge
markung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 2105, Ver
kehrsfläche, Kupferhammerweg, Größe 720 m2 

versteigert werden. 

Lt. Gutachten:
 
lfd. Nr. 16 - unbebaute Arrondierungsfläche direkt am Kupfer

hammerweg, selbständig nicht bebaubar 
lfd. Nr. 17 - unbebautes baureifes Bauland direkt am Kupfer

hammerweg 



2802 Amtsblatt für Brandenburg – Nr. 43 vom 16. Oktober 2013 

lfd. Nr. 18 - 	 unbebautes Rohbauland, Hinterliegergrundstück 
in 2. bzw. 3. Reihe zum Kupferhammerweg 

lfd. Nr. 31 - 	Anteil an unbebauter Arrondierungsfläche direkt 
am Kupferhammerweg, selbständig nicht bebaubar 

lfd. Nr. 32 - Anteil an unbebautem Rohbauland, Hinterlieger
grundstück in 2. bzw. 3. Reihe zum Kupferham
merweg 

Der Verkehrswert ist 
für das Grundstück lfd. Nr. 16 auf 
für das Grundstück lfd. Nr. 17 auf 
für das Grundstück lfd. Nr. 18 auf 
für den Miteigentumsanteil lfd. Nr. 31 auf 
für den Miteigentumsanteil lfd. Nr. 32 auf 
festgesetzt worden. 

4.000,00 EUR 
12.100,00 EUR 
56.300,00 EUR 
2.600,00 EUR 
6.500,00 EUR 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 
AZ: 3 K 492/12 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 10. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Eberswalde 
Blatt 9836 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 22, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 23, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 66, Größe 850 m2 

versteigert werden. 
Lt. Gutachten: unbebautes baureifes Bauland direkt am Kupfer
hammerweg 

Der Verkehrswert ist auf 13.600,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 
AZ: 3 K 172/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Dienstag, 10. Dezember 2013, 12:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude des Amtsgerichts Strausberg, Saal 1, Klos
terstr. 13, 15344 Strausberg das im Grundbuch von Eberswalde 
Blatt 9836 eingetragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Be
standsverzeichnis: 
lfd. Nr. 29, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 30, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 56, Größe 818 m2 

versteigert werden. 
Lt. Gutachten: unbebautes baureifes Bauland direkt am Kupfer
hammerweg 

Der Verkehrswert ist auf 13.900,00 EUR festgesetzt worden. 

Der Zwangsversteigerungsvermerk ist in das Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 
AZ: 3 K 177/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 19, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 20, Un

land, Kupferhammer Weg 72, Größe 736 m2 

laut Gutachten: unbebautes baureifes Bauland direkt am Kup
ferhammerweg 
Lage: 16225 Eberswalde, Kupferhammerweg 72 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 12.500,00 EUR. 
AZ: 3 K 169/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 10:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 einge
tragene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeich
nis: 
lfd. Nr. 20, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 21, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 70, Größe 765 m2 

laut Gutachten: unbebautes baureifes Bauland direkt am Kup
ferhammerweg 
Lage: 16225 Eberswalde, Kupferhammerweg 70 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 13.000,00 EUR. 
AZ: 3 K 170/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 10:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, die im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra
genen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 23, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 24, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 64, Größe: 472 m2, 
lfd. Nr. 24, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 25, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 64, Größe: 477 m2 

laut Gutachten: Flstk. 24: unbebautes Grundstück 
Lage: Kupferhammerweg 64 - 72, 16225 Eberswalde 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 
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bzgl. Flurstück 24 auf: 8.500,00 EUR 
bzgl. Flurstück 25 auf: 8.600,00 EUR. 
AZ: 3 K 173/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 30, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 31, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 54, Größe 773 m2 

laut Gutachten: unbebautes baureifes Bauland direkt am Kup
ferhammerweg 
Lage: 16225 Eberswalde, Kupferhammerweg 54 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 13.100,00 EUR. 
AZ: 3 K 178/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 11:30 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 21, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 22, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 68, Größe: 805 m2 

laut Gutachten: unbebautes Grundstück direkt am Kupferham
merweg, baureifes Land, im Innern zu erschließen und an Ver
und Entsorgungserschließung anzuschließen; 
Lage im rechtskräftigen Textbebauungsplan Nr. 404/3 „Kupfer
hammerweg“ der Stadt Eberswalde 
Lage: Kupferhammerweg 68, 16225 Eberswalde 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 13.700,00 EUR. 
AZ: 3 K 171/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Mittwoch, 11. Dezember 2013, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 1, das im Grundbuch von Zepernick Blatt 614 eingetrage
ne Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 1, Gemarkung Zepernick, Flur 4, Flurstück 566, Ge

bäude- und Freifläche, Wohnen, Beethovenstr. 4, 
Größe 871 m2 

laut Gutachten: Einfamilienhaus (Bauj. ca. 1947) mit diversen 
Anbauten u. a. Werkstatt, Garage (Bauj. 1982, 1987, 2006), 
nicht unterkellert, Wohn- und Nutzfläche sämtlicher Gebäude-
teile ca. 219 m2, Reparatur- und Instandsetzungsbedarf  

Lage: Beethovenstr. 4, 16341 Panketal 

versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
26.06.2012 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf: 102.000,00 EUR.
 

Im Termin am 11.09.2013 ist der Zuschlag versagt worden,
 
weil das abgegebene Meistgebot einschließlich des Kapital
wertes der nach den Versteigerungsbedingungen bestehen blei
benden Rechte die Hälfte des Grundstückswertes nicht erreicht
 
hat.
 
AZ: 3 K 320/12
 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung soll am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 9:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, das im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra
gene Grundstück, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 26, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 27, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 60, Größe: 917 m2 

laut Gutachten: Unbebautes Außenbereichsgrundstück; im Alt
lastenkataster des Landkreises registriert, ein zukünftiger Alt
lastenverdacht kann nicht generell ausgeschlossen werden. 
Lage: 16225 Eberswalde, Kupferhammerweg 54 - 62  
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 13.800,00 EUR. 
AZ: 3 K 175/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 11:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, die im Grundbuch von Eberswalde Blatt 9836 eingetra
genen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 27, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 28, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 58, Größe: 472 m2, 
lfd. Nr. 28, Gemarkung Eberswalde, Flur 2, Flurstück 29, Wald

fläche, Kupferhammer Weg 58, Größe: 385 m2, 
laut Gutachten: 
lfd. Nr. 27; Unbebautes Außenbereichsgrundstück; im Altlas
tenkataster des Landkreises registriert, ein zukünftiger Altlas
tenverdacht kann nicht generell ausgeschlossen werden. 
lfd. Nr. 28; unbebautes Rohbauland, Hinterliegergrundstück in 
2. Reihe zum Kupferhammerweg, verkehrstechnische und sons
tige Erschließungsanbindungen sind grundbuchrechtlich nicht 
gesichert; im Altlastenkataster des Landkreises registriert, ein 
zukünftiger Altlastenverdacht kann nicht generell ausgeschlos
sen werden. 
Lage: 16225 Eberswalde, Kupferhammerweg 54 - 62 
versteigert werden. 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am 
10.01.2013 eingetragen worden. 
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Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt 
auf: 
lfd. Nr. 27 auf  10.400,00 EUR 
lfd. Nr. 28 auf   6.900,00 EUR. 
AZ: 3 K 176/13 

Zwangsversteigerung 
Im Wege der Zwangsversteigerung sollen am 

Donnerstag, 12. Dezember 2013, 13:00 Uhr 
im Gerichtsgebäude, Klosterstraße 13, in 15344 Strausberg, im 
Saal 2, die im Grundbuch von Bruchmühle Blatt 165 eingetra
genen Grundstücke, Bezeichnung gemäß Bestandsverzeichnis: 
lfd. Nr. 2, Gemarkung Bruchmühle, Flur 3, Flurstück 84, 

Waldring 05, Größe: 1.657 m2, 
lfd. Nr. 3,	 Gemarkung Bruchmühle, Flur 3, Flurstück 368, 

Waldfläche, Waldring, Größe: 1.197 m2, 
Gemarkung Bruchmühle, Flur 3, Flurstück 369, 
Erholungsfläche, Grünanlage, Waldring 5, Größe: 
1.291 m2 

laut Gutachten: 
Flst. 84; Grundstück, bebaut mit einer Jugendstilvilla, Baujahr 
ca. 1904, in den 1990er Jahren überwiegend saniert; eingetrage
nes Baudenkmal, höherwertige Ausstattung, geschätzte Wohn
fläche ca. 550 m2 - es existieren keinerlei Bauunterlagen, Dop
pelcarport, Schuppen, derzeit vermietet, UG als Einliegerwoh
nung genutzt 
Flste. 368, 369; unbebautes Grundstück in 2. Reihe zum Wald-
ring 5, unmittelbar an Naturschutzgebiet grenzend 

Lage: Waldring 5, 15345 Altlandsberg OT Bruchmühle
 
versteigert werden.
 
Der Versteigerungsvermerk ist in das genannte Grundbuch am
 
28.11.2012 eingetragen worden.
 

Der Verkehrswert wurde gemäß § 74a Absatz 5 ZVG festgesetzt
 
auf:
 
lfd. Nr. 2, Flst. 84 = 300.000,00 EUR
 
lfd. Nr. 3, Flst. 368 und 369 = 1.200,00 EUR.
 
AZ: 3 K 485/12
 

Güterrechtsregistersachen 

Amtsgericht Nauen 

GR 3/13 
Eheleute Anja Kitandula, geb. Dress, und Soud Ally Kitandula, 
beide wohnhaft Herderweg 1, 14641 Wustermark. Durch nota
riellen Vertrag vom 28.05.2013 ist Gütertrennung vereinbart 
worden. 

Amtsgericht Potsdam 

GR 369 - 25.09.2013 - Eheleute Viktoria Brammer, geb. Fisch
eder, und Klaus Franke, Kleinmachnow. Durch Ehevertrag vom 
15.07.2013 ist Gütertrennung vereinbart. 

SONSTIGE BEKANNTMACHUNGEN
 

Bekanntmachung über die Ungültigkeitserklärung 
von Dienstausweisen 

Ministerium für Wirtschaft und Europaangelegenheiten 

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis von 
Herrn Dr. Peter Kohnert, wird hiermit für ungültig erklärt. 

Fachhochschule der Polizei 

Der abhanden gekommene Dienstausweis des Beschäftigten der 
Fachhochschule der Polizei Herrn Joe Loyal, Dienstausweis
nummer: 010532, ausgestellt durch den ZDPol, wird hiermit für 
ungültig erklärt. 

Der abhanden gekommene Dienstausweis des Beschäftigten der 
Fachhochschule der Polizei Herrn Robert Lehmann, Dienst
ausweisnummer: 010917, ausgestellt durch den ZDPol, wird 
hiermit für ungültig erklärt. 

Landesbetrieb Forst Brandenburg 

Der durch Verlust abhanden gekommene Dienstausweis Nr.: 
207 961 des Beamten Matthias Leibrandt des Landesbetriebes 
Forst Brandenburg - ausgestellt durch den Zentraldienst der Po
lizei - wird hiermit für ungültig erklärt. 
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NICHTAMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
 

Gläubigeraufruf	 17. Oktober 2014 bei nachstehend genannten Liqudatoren anzu
melden. 

Der Verein Oberschule am Rollberg, Herrmann-Duncker-Str. 24, Antje Berliner, Feldweg 7, 16321 Bernau 

16321 Bernau, VR 4264 FF, wurde mit Beschluss der Vereins- Betty Rick, August-Bebel-Str. 1 A, 16359 Biesenthal 

versammlung am 06.11.2012 aufgelöst. Die Gläubiger wer- Dietmar Schachoff, Damerowstr. 10, 13187 Berlin 

den aufgefordert, ihre Ansprüche gegen den Verein bis zum 

Sandek
Schreibmaschinentext
* Hinweis der Redaktion: In den Zwangsversteigerungssachen des Amtsgerichts Frankfurt (Oder) wurden in der Landesrechtsdatenbank BRAVORS, die das Amtsblatt für Brandenburg in nicht amtlicher elektronischer Fassung wiedergibt, einzelne Personenangaben unkenntlich gemacht. Die gerichtliche Bekanntmachung dieser Zwangsvollstreckungssachen in der amtlichen papiergebundenen Ausgabe des Amtsblatts wird hiervon nicht berührt.
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